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Liebe Leserinnen und Leser,

allen Unkenrufen zum Trotz gibt es zwi-

schen der beruflichen Bildung und dem

tertiären Bereich vielfältige Übergänge.

So haben von den Studierenden an Uni-

versitäten inzwischen rund 20 Prozent

eine berufliche Ausbildung absolviert.

An den Fachhochschulen verfügt sogar

etwa jede/r Zweite über eine Berufs-

ausbildung. Schließlich gibt es in allen

Bundesländern Regelungen, die Absol-

ventinnen und Absolventen einer aner-

kannten Aufstiegsfortbildung den

unmittelbaren Zugang zu einem Fach-

hochschulstudium eröffnen. Kaum

Fortschritte hat es dagegen beim Zu-

gang von Berufstätigen ohne formale

Studienberechtigung gegeben. Weni-

ger als ein Prozent der Studierenden –

das sind weniger als 3000 Studienan-

fänger/-innen – gelangen jedes Jahr auf

diesem Weg an die Hochschulen. Im

internationalen Vergleich liegt Deutsch-

land hier deutlich hinter anderen Län-

dern. In Frankreich beispielsweise

beträgt der Anteil 9,2, im Vereinigten

Königreich 7,7 Prozent.

Transparenz der Zugänge

Die Gründe für diese immer wieder

beklagte Situation sind vielfältig. Re-

striktive Zulassungsregelungen der Bun-

desländer werden immer wieder als

wichtiger Grund genannt. Doch ist dies

nur ein Teil der Wahrheit. Tatsächlich

sind die Zulassungsregelungen liberali-

siert worden. Allerdings sind sie oftmals

selbst den Fachleuten im Detail kaum

hinreichend bekannt, geschweige denn

den potenziellen Kandidaten und Kan-

didatinnen. Noch weniger bekannt ist,

wie die unterschiedlichen Regelungen

umgesetzt werden, welche Verfahren

die Hochschulen bei der Auswahl der

Bewerber einsetzen und inwieweit

berufliche Qualifikationen auf ein Stu-

dium angerechnet werden. Wer sich

erst einmal kundig gemacht und die

verschiedenen Möglichkeiten ausgelo-

tet hat, hat meist gute Chancen, eine

Zulassung zu erhalten. Notwendig wäre

aber eine verbesserte Information, um

vorhandene Potenziale besser auszu-

schöpfen. Dies erfordert zunächst ein-

mal wissenschaftliche Analysen und

Recherchen, sodann aber auch eine

zielgruppenorientierte Aufbereitung

dieser Informationen.

Unkenntnis besteht umgekehrt auch

bei den Hochschulen: Was Gegen-

stand einer beruflichen Aus- oder Fort-

bildung ist und was deren Absolven-

tinnen und Absolventen können, ist

weitgehend unbekannt. Mehr Kom-

munikation zwischen den Akteuren der

Berufsbildung und den Hochschulen

wäre hilfreich. Denn in der Berufsaus-

bildung hat man naturgemäß mehr

Erfahrung mit den Lernergebnissen und

den im Berufsleben erworbenen Kom-

petenzen. Umgekehrt sollte man auch

in der Berufsbildung besser verstehen,

welche Bildungsziele die Hochschulen

in den Bachelor-Studiengängen verfol-

gen.

Beratungs- und
Förderangebote

Unsicherheit besteht bei den möglichen

Adressaten und Adressatinnen auch, ob

die eigenen Kompetenzen für ein Stu-

dium ausreichen. Tatsächlich zeichnen

sich Berufstätige mit einer abgeschlos-

senen Ausbildung ja durch ein breites

Kompetenzspektrum aus. Auf der einen

Seite stehen jene, bei denen der Ab-

schluss einer Berufsausbildung bereits

als ein Erfolg zu werten ist und denen

man nicht noch zu einem Studium ra-

ten kann. Auf der anderen Seite stehen

jene, die einen mittleren Bildungs-

abschluss mitbringen, eine Berufsaus-

bildung mit sehr gutem Erfolg abge-

schlossen haben, die sich weiterbilden

und Möglichkeiten des Lernens im Pro-

zess der Arbeit haben. Dass auf diesem

Weg erworbene fachliche, soziale und

personale Kompetenzen für ein Studi-

um – namentlich an Fachhochschulen –

befähigen, ist kaum mehr strittig. Frag-

lich ist allenfalls, wie sie zu diagnosti-

zieren sind. Geeignete und zuverlässige

Instrumente, die bei den Auswahlver-
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fahren der Hochschulen zum Einsatz

kommen könnten, stehen erst ansatz-

weise zur Verfügung. Hier ist noch eini-

ges an Entwicklungsarbeit zu leisten.

Das gilt auch für Beratungsangebote,

Tutorien und Brückenkurse, um den

Berufstätigen den Ein- und Umstieg zu

erleichtern.

Ausbau berufsbegleitender
Studiengänge

Die sehr niedrige Zahl von Studierenden

ohne formale Studienberechtigung ist

nicht zuletzt auch auf die hierzulande

vorherrschende Organisation des Stu-

diums als Vollzeit- und Präsenzstudium

zurück zu führen. Internationale Erfah-

rungen legen es nahe, dass der Anteil

Berufstätiger bei einem flexibler orga-

nisierten Studium deutlich zunehmen

würde. Dazu wären vermehrt Studien-

angebote erforderlich, die ein Studium

neben dem Beruf ermöglichen. Hier

sind vor allem die Hochschulen selbst

gefragt!

Ein berufsbegleitendes Studium ist

etwas anderes als ein Teilzeitstudium,

wie es heute bereits viele Studierende

absolvieren, die ihren Lebensunterhalt

und die Studiengebühren durch Arbei-

ten während des Studiums verdienen.

Es setzt eine andere Studienorganisa-

tion voraus, nämlich das Angebot von

Seminaren in Abendform und am Wo-

chenende oder in Form von Blockver-

anstaltungen. Es erfordert gestreckte

Studienzeiten und eine Anerkennung

der beruflich erworbenen Kompeten-

zen. Hier gibt es noch erheblichen

Nachhol-, aber auch Forschungsbedarf.

Die Angebote zu einem berufsbeglei-

tenden Studium sind an den öffent-

lichen Hochschulen mehr als spärlich.

Gleiches gilt für die wissenschaftliche

Weiterbildung. Angesichts steigender

Zahlen von Studierenden, ausgelasteter

und aus Sicht der Hochschulen über-

lasteter Kapazitäten sowie teilweise

maroder Räumlichkeiten ist das Inter-

esse, zusätzliche Studenten zu gewin-

nen, nicht sehr ausgeprägt. Private

Fachhochschulen haben diese Lücke

erkannt. Sie bieten Studiengänge für

Berufstätige an, die in vergleichbaren

Zeiträumen wie bei einem Vollzeitstu-

dium zu einem Hochschulabschluss

führen. Allerdings hat dies auch seinen

Preis: Die Studiengebühren liegen deut-

lich über denen an öffentlichen Hoch-

schulen. Aber die Investition scheint

sich zu lohnen. Über einen Mangel an

Studierenden müssen sich diese Hoch-

schulen nicht beklagen. Dies gilt umso

mehr, wenn Unternehmen diese Art der

Weiterbildung im Rahmen von Perso-

nalentwicklungsmaßnahmen – sei es

durch Freistellungen oder auch durch

Kostenübernahme – unterstützen.

Aufstiegsstipendien für
beruflich Begabte

Bei der Suche nach politischen Strate-

gien zur Förderung eines Studiums für

besonders begabte Absolventinnen und

Absolventen einer Berufsausbildung

müssen auch ihre Interessenlage und

die Lebenssituation in Rechnung ge-

stellt werden. In dem Lebensalter, in

dem sie sich für ein Studium interes-

sieren, dürften die meisten verheiratet

sein oder sich in einer festen Lebens-

partnerschaft befinden. Sie haben

unter Umständen Kinder und oben-

drein finanzielle Verpflichtungen über-

nommen. Die Aufnahme eines Vollzeit-

studiums dürfte für diese Gruppe daher

kaum attraktiv sein, denn es bedeutet

die Aufgabe der Berufstätigkeit, den

Verzicht auf ein regelmäßiges Einkom-

men und eine weitgehende Umstellung

im Lebensumfeld. Wenn die Finanzie-

rung des Lebensunterhalts nicht durch

den Partner oder auf andere Weise

sichergestellt werden kann, ist ein Stu-

dium kaum möglich.

Die Bundesregierung hat in ihrer Qua-

lifizierungsinitiative nunmehr ein Pro-

gramm angekündigt, durch das die

Aufnahme eines Studiums für Absol-

venten einer Berufsausbildung finanziell

gefördert werden soll. Durch ein Auf-

stiegsstipendium sollen junge Men-

schen, die in Ausbildung und Beruf ihr

besonderes Talent unter Beweis gestellt

haben, einen zusätzlichen Anreiz zur

Aufnahme eines Studiums erhalten.

Gedacht ist an ein nicht rückzahlungs-

pflichtiges Stipendium in Höhe von 650

Euro monatlich. Darüber hinaus sollen

bedarfsabhängig Familienzuschläge

gewährt werden. Die Durchführung des

Programms wurde inzwischen der Stif-

tung Begabtenförderungswerk beruf-

liche Bildung übertragen, die bereits für

die Fortbildungsförderung dieser Per-

sonengruppe zuständig ist.

Bislang zeichnen sich erst grobe Umris-

se des vorgesehenen Förderprogramms

ab. Viele Fragen sind aber noch offen.

Zu klären ist beispielsweise,

• wie die Zielgruppe definiert wird,

• an welchen Kriterien und nach wel-

chen Verfahren die besondere Bega-

bung festgestellt wird,

• wie das Auswahlverfahren gestaltet

wird,

• wie die Förderung mit anderen För-

dermöglichkeiten abgestimmt wird

und

• welche ideellen Fördermaßnahmen

integriert werden.

Auf jeden Fall ist das Programm ein

richtiger Schritt in die richtige Richtung.

Wichtig wird die Entwicklung eines

transparenten und möglichst unbüro-

kratischen Auswahlverfahrens sein.

Dabei sollten relativ leicht zu prüfende

und zu definierende Kriterien wie das

Vorhandensein eines guten Fortbil-

dungsabschlusses, einer weit über-

durchschnittlichen Gesellenprüfung und

einer mehrjährigen Berufserfahrung

genutzt werden. Sinnvoll ist darüber

hinaus eine diagnostische Analyse der

in der beruflichen Praxis erworbenen

Kompetenzen. Damit könnte die Bera-

tung der Zielgruppe wirkungsvoll unter-

stützt und zugleich ein Signal in Rich-

tung Hochschulen gegeben werden. �
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� Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung (IAB) in Nürnberg verfolgt als For-

schungseinrichtung der Bundesagentur für

Arbeit demografische Veränderungen sowie

sich wandelnde Arbeitsmarkt- und Qualifika-

tionsstrukturen. Auf dieser Grundlage gibt

Prof. Dr. Joachim Möller, seit Oktober 2007

Direktor des IAB, Einschätzungen zur aktuell

geführten Fachkräftedebatte.

BWP_ Herr Professor Möller, wir freuen uns, Sie als neuen
Direktor des IAB unseren Leserinnen und Lesern vorstel-
len zu dürfen. Sie sind Professor für empirische Makro-
ökonomie und Regionalökonomie an der Universität
Regensburg und koordinieren diverse regional und inter-
national vergleichende Forschungsvorhaben zur Arbeits-
markt- und Beschäftigungssituation. Woran mangelt es in
Deutschland: an qualifizierten Ausbildungsbewerbern oder
an betrieblichen Ausbildungsplätzen?

Prof. Möller_ Trotz der verbesserten Lage am Ausbildungs-
markt mangelt es grundsätzlich noch immer an Ausbil-
dungsplätzen. Die Zahl der Eintritte in berufsvorbereiten-
de Übergangsangebote wächst seit Jahren kontinuierlich
und hat 2006/2007 eine Größenordnung von rund 457.000
erreicht. Davon sind mittlerweile auch in nennenswertem
Ausmaß Jugendliche mit mittleren Schulabschlüssen betrof-
fen. Pauschale Klagen über die mangelnde Ausbildungsreife
von Bewerbern sind hier sicher nicht gerechtfertigt.
Allerdings gibt es auf dem Ausbildungsmarkt auch ein nicht
unerhebliches Mismatch, so dass es in einigen Regionen
und Branchen durchaus schwierig sein kann, geeignete
Bewerber zu finden – insbesondere dann, wenn die Anfor-
derungen der Unternehmen an die Bewerber hoch sind.

BWP_ Die Arbeitsmarktprognose des IAB von Dezember
2007 lässt bis zum Jahr 2020 einen Anstieg der Beschäftig-
ten erwarten. Welche Tendenzen zeichnen sich mit Blick
auf den künftigen Fachkräftebedarf ab?

Prof. Möller_ Unsere langfristige Arbeitsmarktprojektion
zeigt, dass sich die Unterbeschäftigung in Deutschland bis
2025 rein rechnerisch halbieren könnte. Dies gilt allerdings
nur, wenn der künftige Bedarf an Arbeitskräften nicht nur
quantitativ, sondern auch qualifikatorisch gedeckt wer-
den kann. Ansonsten droht Massenarbeitslosigkeit bei
gleichzeitigem Fachkräftemangel. Das würde Wirtschaft
und Gesellschaft vor sehr schwerwiegende Probleme stellen.
In den kommenden Jahren, wenn die geburtenstarken Jahr-
gänge nach und nach dem Rentenalter näher rücken, wird
sich die Altersstruktur erheblich verschieben. In Verbin-
dung mit einer abnehmenden Zahl jüngerer Arbeitskräfte
und einer zumindest bislang fehlenden Bildungsexpansion
könnte es deshalb schon bald zu einem Mangel an quali-
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fizierten Fachkräften kommen. Um dem entgegenzuwirken,
bedarf es dringend erheblicher zusätzlicher Anstrengungen
in Bildung und Weiterbildung.

BWP_ Reichen die prognostischen Instrumente aus, um dar-
aus zuverlässige Entscheidungen für die Bildungsplanung
ableiten zu können oder jungen Menschen Hinweise für
ihre Berufswahl zu geben?

Prof. Möller_ Mit konkreten Studien- oder Berufswahlemp-
fehlungen sind wir sehr zurückhaltend. Die Problematik des
Schweinezyklus ist bekannt: Würden etwa für das Ver-
kehrsingenieurwesen besonders gute Aussichten betont,
könnte dies zu höheren Studienanfängerzahlen in diesem
Fach führen – mit der zeitversetzten Folge unerwartet hoher
Absolventenzahlen. Der wichtigste Faktor bei der Studien-
und Berufswahl muss Eignung und Neigung sein.
Allgemeine Hinweise sind aber durchaus möglich, zum Bei-
spiel dass sich der Arbeitsmarkt etwa von Akademikern und
Akademikerinnen in Zukunft weiter verbessern wird und
mittelfristig gar ein breiter Mangel entstehen dürfte. Bei-
spielsweise gewinnen die sekundären Dienstleistungs-
tätigkeiten wie Forschen, Entwickeln, Lehren und Publi-
zieren weiter an Bedeutung. Schon in den 1980er- und
1990er- Jahren, als noch viel von „Akademikerschwemme“
oder „akademischem Proletariat“ die Rede war, hat das
IAB auf die zunehmende Akademisierung des Beschäfti-
gungssystems hingewiesen und war immer der Auffassung,
dass man interessierte und fähige junge Menschen zu
einem Studium ermutigen sollte.

BWP_ Auf der Grundlage internationaler Vergleichsdaten
schlug das IAB Anfang des Jahres vor, durch eine gezielte
Steuerung der Zuwanderung nach Humankapitalkriterien
die Qualifikation der Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund in Deutschland zu erhöhen. Aktuelle Zahlen des

Bundesamts für Migration und Flüchtlinge belegen jedoch
eine Stagnation hochqualifizierter Zuwanderer. Sind deut-
sche Arbeitgeber für Fachkräfte aus dem Ausland nicht
attraktiv?

Prof. Möller_ Die Qualifikation der Zuwanderer nach
Deutschland ist im internationalen Vergleich niedrig, was
keineswegs daran liegt, dass auf dem deutschen Arbeits-
markt Personen mit schlechter Ausbildung besonders
gefragt sind. Entscheidend ist vielmehr die Frage, wie die
Zuwanderung reguliert wird. Während die Qualifikation
der Zuwanderer aus der EU recht hoch ist, sind die Zuwan-
derer aus den Herkunftsländern außerhalb der EU im
Durchschnitt eher gering qualifiziert. Die restriktive Zuwan-
derungspolitik gegenüber diesen Ländern hat dazu geführt,
dass Familiennachzug der wichtigste Zugangskanal nach
Deutschland aus Ländern außerhalb der EU geworden ist.
Tendenziell verfestigt sich die ungünstige Qualifikations-
struktur der Zuwanderer, die wir in Deutschland seit der
Gastarbeiteranwerbung in den 1960er- und frühen 1970er-
Jahren haben. Im Vergleich hierzu erreichen Länder, die wie
Australien, Kanada und die USA die Zuwanderung nach
Humankapitalkriterien steuern, eine deutlich höhere Qua-
lifikation der Zuwanderer, und zwar auch dann, wenn die
Zuwanderer aus Ländern mit einem geringen durch-
schnittlichen Ausbildungsniveau der Bevölkerung kom-
men. Um die Qualifikationsstruktur der ausländischen
Bevölkerung in Deutschland zu erhöhen, sollten wir unse-
re Einwanderungspolitik verändern: Es empfiehlt sich, ähn-
lich wie in den klassischen Einwanderungsländern, die
Zuwanderung nach Humankapitalkriterien zu steuern.
Zum letzten Punkt Ihrer Frage: Deutsche Arbeitgeber sind
für Fachkräfte aus dem Ausland sicher attraktiv, Arbeitgeber
in anderen Ländern aber auch. Es wäre eine Illusion zu glau-
ben, dass wir die besten Bedingungen bieten und die ganze
Welt nur darauf wartet, bei uns arbeiten zu dürfen. Und
die deutsche Sprache ist auch nicht jedermanns Sache …

BWP_ Schauen wir uns die Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund an, deren Familien zum Teil bereits seit meh-
reren Generationen in Deutschland leben. Leider ist es
nicht in hinreichendem Maß gelungen, sie besser zu qua-
lifizieren. Gehören die Integrations- und Förderprogramme
auf den Prüfstand?

Prof. Möller_ Die schulischen und beruflichen Bildungsab-
schlüsse der Jugendlichen mit Migrationshintergrund blei-
ben in der Tat noch immer deutlich hinter denen der Ein-
heimischen zurück. Im internationalen Vergleich ist der
deutsche Arbeitsmarkt in einem hohen Maß beruflich
strukturiert. Da wirkt sich das Fehlen einer Ausbildung
besonders nachteilig aus.
Die meisten Integrations- und Förderprogramme zielen
zunächst auf eine Stärkung der Deutschkenntnisse und wol-
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len zu einer besseren Orientierung in der Bildungsland-
schaft und auf dem Arbeitsmarkt beitragen. Das sind zwei-
felsohne wichtige Voraussetzungen für die berufliche Inte-
gration. Ohne die nötigen schulischen und beruflichen
Bildungsabschlüsse geht es jedoch nicht voran. Es ist daher
sinnvoll, Sprachförderung verstärkt mit Praktika und Qua-
lifizierungsbausteinen zu verbinden oder auch innovative
Projekte zur Berufsorientierung und Verbesserung der Aus-
bildungsreife junger Migranten zu fördern. Ratsam wäre
sicherlich, die bestehenden Programme einerseits im Hin-
blick auf ihre Ausgewogenheit von sprachlichen und beruf-
lichen Kompetenzzielen zu überprüfen, andererseits aber
auch die Wirkung der Programme wissenschaftlich zu eva-
luieren, um Verbesserungen zu erlangen.

BWP_ Über 50 Prozent der bei den Arbeitsagenturen ge-
meldeten Bewerber für einen Ausbildungsplatz sind Alt-
bewerber. Nun soll ein Ausbildungsbonus Anreize für
Unternehmen schaffen, für diese Gruppe zusätzliche Aus-
bildungsplätze zur Verfügung zu stellen. Sind die sowohl
von Arbeitgeber- als auch von Arbeitnehmerseite geäußer-
ten Befürchtungen von Mitnahmeeffekten gerechtfertigt?

Prof. Möller_ Die Intention des Kabinettsbeschlusses, Alt-
bewerbern den Einstieg in eine Ausbildung zu ermöglichen,
ist zweifellos zu begrüßen – insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass sich die Zahl eben dieser Bewerber in den ver-
gangenen Jahren wie eine Bugwelle immer weiter aufgebaut
hat. Die Gefahr von Mitnahmeeffekten besteht bei nahe-
zu allen Fördermaßnahmen, im Fall des Ausbildungsbonus
wächst sie allerdings mit der Ausweitung des Kreises för-
derungswürdiger Personen.
Die Einführung des Zusätzlichkeitskriteriums soll diese
Gefahr eindämmen. Die Beurteilung der Zusätzlichkeit ist
allerdings nicht unproblematisch, setzt sie doch zuverläs-
sige Informationen über die jeweilige Ausbildungsleistung
eines Betriebes innerhalb der letzten drei Jahre voraus. Pau-
sierende Ausbildungsbetriebe werden möglicherweise eben-
so wie neugegründete Betriebe gegenüber kontinuierlich
ausbildenden Betrieben bevorzugt.
Um die drohenden Mitnahmeeffekte einzuschränken
haben BDA, BDI und DGB ja vorgeschlagen, den Kreis der
Förderungswürdigen auf diejenigen Altbewerber zu begren-
zen, die maximal über einen Realschulabschluss verfügen
und bereits seit mehr als einem Jahr vergeblich einen Aus-
bildungsplatz suchen sowie individuell benachteiligt sind.
Darüber zu diskutieren lohnt sich in jedem Fall.
Neben finanziellen Anreizen gibt es zudem noch weitere
Möglichkeiten, die man in Erwägung ziehen sollte: Eine
stärkere Unterstützung der Betriebe, die benachteiligten
Jugendlichen einen Ausbildungsplatz bieten, durch sozial-
pädagogische Betreuung und konsequente Bildungsbeglei-
tung wäre sicher nicht verkehrt.

BWP_ Stichwort zweite Schwelle: Der Übergang von der Aus-
bildung in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis gestal-
tet sich mitunter schwierig. Eine vom DGB Ende letzten
Jahres veröffentlichte Studie belegt, dass trotz guter Aus-
bildung viele junge Menschen zunächst in prekären
Beschäftigungsverhältnissen landen. Was ist an dieser
Schnittstelle zu tun? Sind in Folge eines wirtschaftlichen
Wachstums Verbesserungen zu erwarten?

Prof. Möller_ Im internationalen Vergleich trägt die duale
Ausbildung mit ihren relativ hohen Übernahmequoten
wesentlich dazu bei, dass Jugendarbeitslosigkeit und pre-
käre Beschäftigung Jugendlicher in Deutschland ver-
gleichsweise gering ausgeprägt sind. Größere Schwierig-
keiten beim Übergang in ein „Normalarbeitsverhältnis“
verzeichnen wir insbesondere bei Jugendlichen, die in
außerbetrieblichen Einrichtungen ausgebildet wurden, eine
schulische Berufsausbildung absolviert haben oder aber
über Bedarf bzw. am Arbeitsmarkt vorbei ausgebildet wur-
den. In einigen Fällen hilft dann nur berufliche Weiterbil-
dung bis notfalls hin zu einer Zweitausbildung.
In jedem Fall aber erleichtert eine gute Konjunkturlage den
Einstieg in eine Ausbildung und den Übergang nach der
Ausbildung in eine adäquate Beschäftigung.

BWP_ Kommen wir noch mal auf die Betriebe zu sprechen:
Der Fragenkatalog des IAB-Betriebspanels wurde im Jahr
2007 um den Themenschwerpunkt „Zukünftiger Fachkräf-
tebedarf“ ergänzt. Welchen Beitrag zur Förderung von
Nachwuchskräften sind die Unternehmen demnach bereit
zu leisten? Welche Faktoren begünstigen ihre Bereitschaft,
Fachkräfte aus- und fortzubilden?

Prof. Möller_ Wenn man den Beitrag der Unternehmen zur
Förderung von Nachwuchskräften diskutiert, ist es sinnvoll,
zunächst den Bedarf der Betriebe zu betrachten.
Nach Angaben des IAB-Betriebspanels rechnet in den näch-
sten beiden Jahren nur ca. ein Viertel der Betriebe damit,
Stellen für qualifizierte Tätigkeiten besetzen zu müssen.
Weitere 17 Prozent können ihren Bedarf nicht abschät-
zen. Die Mehrheit der Betriebe (57%) geht davon aus, keine
Neubesetzungen vornehmen zu müssen. Von den Betrie-
ben, die Neubesetzungen erwarten, rechnet wiederum die
Hälfte damit, dass bei der Rekrutierung Probleme auftre-
ten können. Fragt man die Betriebe nach den Gründen
für diese erwarteten Probleme, werden vor allem der Man-
gel an Bewerberinnen und Bewerbern in den gesuchten
Berufsfeldern, fehlende spezifische Zusatzqualifikationen
und hohe Lohnforderungen genannt. Für viele Betriebe
ist die Deckung ihres Fachkräftebedarfs – wenn sie denn
überhaupt Bedarf haben – also noch ohne größere Schwie-
rigkeiten möglich. Voraussetzung dafür ist allerdings eine
vorausschauende Personal- und Qualifizierungspolitik. Im
Jahr 2007 gaben über 70 Prozent der Betriebe an, innerbe-
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triebliche Maßnahmen ergriffen zu haben, um ihren Fach-
kräftebedarf zu decken. Von größerer Bedeutung waren
dabei insbesondere die Förderung des innerbetrieblichen
Erfahrungsaustausches und die Forcierung der Weiterbil-
dung. Die eigene Ausbildung hat demgegenüber nur für
etwa ein Fünftel der Betriebe hohe Priorität bei der Gewin-
nung von Nachwuchskräften.

BWP_ Lohnt es sich denn für die Betriebe nicht, in die Aus-
bildung des Fachkräftenachwuchses zu investieren?

Prof. Möller_ In neu entstehenden Dienstleistungsbereichen
passen die Ausbildungsberufe wegen der hohen Dynamik
häufig nicht zu den benötigten Qualifikationen. Betriebe
setzen daher verstärkt auf die Rekrutierung von bereits aus-
gebildeten Arbeitskräften mit Berufserfahrung oder auf
Hochschulabsolventen. In diesem Segment der Wirtschaft
ist folglich eine stärkere Anpassung der dualen Ausbil-
dungsgänge an die betrieblichen Erfordernisse notwendig,
um die eigene Ausbildung für die Betriebe attraktiv zu
machen. Hingegen ist im verarbeitenden Gewerbe oder in
der Kredit- und Versicherungswirtschaft die duale Ausbil-
dung nach wie vor eine wichtige Quelle für Nachwuchs-
kräfte. Die in der Ausbildung erworbenen Fähigkeiten
können anschließend im Betrieb verwertet werden. Dies
zeigen die überdurchschnittlichen Übernahmequoten. Die
Investition der Betriebe in die Ausbildung lohnt sich. Wenn
in diesem Bereich der Wirtschaft Klagen über den Mangel
an Fachkräften geäußert werden, müssen sich die Betriebe
auch fragen, ob sie in der Vergangenheit ausreichend aus-
gebildet haben.

BWP_ Herr Professor Möller, Sie sind als neuer Direktor des
IAB mit viel Rückenwind gestartet. Die Anfang November
vom Wissenschaftsrat vorgelegte Evaluation bescheinigt
dem Institut eine hervorragende Arbeit. Mit Blick auf die
Berufsforschung regt der Wissenschaftsrat eine bessere
Koordination und Kooperation mit dem BIBB an. Wo sehen
Sie Ansatzpunkte?

Prof. Möller_ Das BIBB beschäftigt sich ja einerseits ent-
sprechend seines ordnungspolitischen Auftrages mit der
Entwicklung, Evaluation und Modernisierung von Aus- und
Weiterbildungsgängen, andererseits – und hier sind die
Ansatzpunkte für eine bessere Kooperation zwischen IAB
und BIBB – mit der Berufsbildungsforschung. Im Fokus
des IAB steht die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Vor
diesem Hintergrund ergibt sich zwischen IAB und BIBB im
Hinblick auf zwei Dimensionen besonderer Kooperations-
bedarf: Bildungsforschung und Berufsforschung.
Bezogen auf die Bildungsforschung gilt es, vorhandene
Kooperationen mit dem BIBB zu stärken. Das gilt insbe-
sondere für die Forschung zum Übergang Jugendlicher von

der Schule in den Arbeitsmarkt. In diesem Zusammenhang
wollen wir die bisherige Fokussierung auf den Übergang aus
der dualen Berufsausbildung erweitern, indem wir auch den
Übergang aus der schulischen Berufsausbildung stärker in
den Blick nehmen.

Hinsichtlich der Berufsforschung in Deutschland ist ganz
klar ein Mangel zu konstatieren. Allerdings stehen wir hier
noch am Anfang der Diskussion, mit welchen Konzepten
die Berufsforschung in Deutschland wiederbelebt werden
sollte. Wir veranstalten gemeinsam mit dem BIBB im Juni
in Nürnberg einen Workshop, in dem über eine Neukon-
zeptualisierung der Berufsforschung in Deutschland dis-
kutiert wird. Wir hoffen, dass wir auf diesem Workshop die
wissenschaftlich und gesellschaftlich relevanten Fragestel-
lungen im Kontext von Beruf und Beruflichkeit identifi-
zieren können, die es am IAB und BIBB in Zukunft zu
beantworten gilt.

BWP_ Wo werden mit Blick auf die nächsten fünf Jahre wei-
tere Arbeitsschwerpunkte des IAB liegen?

Prof. Möller_ Neben der Bildungs- und Berufsforschung wer-
den unsere Schwerpunkte weiterhin bei der Evaluation
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen liegen, bei den Effek-
ten von technologischer Entwicklung und Globalisierung
auf den deutschen Arbeitsmarkt und bei der intelligenten
Gestaltung einer mit Leistungsanreizen kompatiblen Ein-
kommenssicherung. Auch die in Deutschland vergleichs-
weise hohe Ungleichheit zwischen den Geschlechtern in
Bezug auf Einkommens- und Karrierechancen bleibt ein
wichtiges Thema. Darüber hinaus untersuchen wir die gro-
ßen regionalen Disparitäten in Deutschland – Vollbeschäf-
tigung auf der einen und weiterhin hohe Unterbeschäfti-
gung auf der anderen Seite. Ein wichtiger Aspekt sind die
Mobilitätsprozesse, die den Wechsel zwischen Berufen und
Betrieben ebenso umfassen wie die interregionalen Wan-
derungsströme. Sie sehen, so bald werden uns die Themen
nicht ausgehen.

BWP_ Wir werden versuchen, unsere Leserinnen und Leser
zu der Vielzahl interessanter Vorhaben und Fragestellungen
auf dem Laufenden zu halten. Herr Professor Möller, vielen
Dank für das Interview. �
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� Die Arbeitsmarkttrends von morgen haben

gestern begonnen. Entwicklungen der Vergan-

genheit werden aufgegriffen und in die

Zukunft projiziert. Dominanter Trend für das

Angebot an Arbeitskräften ist die demogra-

fische Entwicklung. Auf der Bedarfsseite ist es

in erster Linie die Wirtschaftsentwicklung.

Aktuelle Arbeitsmarktprognosen sollen auf-

zeigen, welche Trends sich zur Zeit am wahr-

scheinlichsten, aber nicht unabwendbar für

den Arbeitsmarkt abzeichnen. Sie sind ein

Brennglas für politische Handlungsoptionen.

Wo liegen aber die Möglichkeiten und Grenzen

solcher Arbeitsmarktprojektionen?

Rückgang der Personen im
erwerbsfähigen Alter

Deutschland befindet sich heute in der Phase des anhal-
tenden Bevölkerungsrückgangs. Nach der 11. koordinier-
ten Bevölkerungsvorausberechnung (2006) hatte Deutsch-
land den höchsten Bevölkerungsstand bereits 2003 erreicht.
Für das Jahr 2050 wird eine Bevölkerungszahl von nur noch
knapp 74 Mio. Einwohnern im Basis-Szenario (konstante
Geburtenrate, Basisannahme zur Lebenserwartung und ein
Zuwanderungssaldo von 200.000 Menschen p. a.) prog-
nostiziert. Einher geht dieser Rückgang mit einer stärke-
ren demografischen Alterung. Die Bevölkerungsvoraus-
schätzungen gehen davon aus, dass 2030 rund 28 Prozent
der Bevölkerung über 65 sein wird. 2005 waren dies noch
rund 19 Prozent der Bevölkerung. Demgegenüber wird der
Anteil der unter 20-Jährigen von 20 Prozent im Jahr 2005
auf 16,6 Prozent im Jahr 2030 gesunken sein (s. Abb. 1).

Der Ersatzbedarf kann mittelfristig durch das Neuangebot
an Arbeitskräften nicht mehr gedeckt werden. Für die in
den Baby-Boomer-Jahren Geborenen (erste Hälfte der
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Abbildung 1 Bevölkerungsentwicklung Deutschland 2005–2050

Gesamtbevölkerung

20 bis unter 65 Jahre

65 Jahre und älter

unter 20 Jahre

11. Bevölkerungsvorausberechnung 2006 mit Variante „mittlere Bevölkerung“:
Geburtenhäufigkeit konstant, Lebenserwartung Basisannahme, Wanderungssaldo 200.000

Quelle: DESTATIS (2006), eigene Berechnungen
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1960er-Jahre mit der Spitze von rund 1,3 Mio. Geburten im
Jahr 1965), die zwischen 2020 und 2030 (je nach Renten-
eintrittsalter) in die Altersrente gehen werden, wird es rein
rechnerisch nur ein Neuangebot von rund 672.000 Men-
schen aus dem Jahr 2006 geben (diese sind bereits jetzt
geboren und werden nach der Ausbildung 2026 in die
Erwerbstätigkeit wechseln). Innovationen und der fort-
dauernde Strukturwandel von der Industrie- zur Wissens-
gesellschaft werden zu geringeren Anteilen vom Neu-
angebot ausgebildeter Fachkräfte getragen werden. Die
notwendigen Anpassungsleistungen werden verstärkt den
im Erwerbsleben stehenden bzw. den Arbeitslosen abver-
langt werden müssen.

Mit dem weiteren Ausbau des europäischen Binnenmark-
tes und der fortschreitenden weltwirtschaftlichen Ver-
flechtung (Globalisierung) von Industrie, Handel und
Dienstleistung ergeben sich zudem neue und veränderte
Qualifikationsanforderungen an die Arbeitnehmer/-innen.
Die Weltfinanzmärkte unterwerfen alle Standorte einem
Vergleich in Bezug auf die Rentabilität einer Investition.
Damit ergeben sich internationale Konkurrenzsituationen
nicht nur für Waren und Dienstleistungen, sondern auch für
Infrastrukturen, Sozialsysteme, Produktionsstrukturen und
Arbeitskräfte. Für den nationalen Arbeitsmarkt ergeben sich
negative Beschäftigungseffekte durch Produktionsver-
lagerungen in Billiglohnländer (z. B. Bekleidungs-, Textil-,
Spielwaren). Betroffen sind im Allgemeinen relativ arbeits-
-intensive Fertigungsbereiche mit einfacher Fertigungs-
technik (s. KNOCHE 2007, S. 19). Auslandsinvestitionen die-
nen andererseits häufig aber auch der Markterschließung
und können sich stabilisierend auf die Beschäftigung im
Inland auswirken. „Vorausschauende Unternehmen erken-
nen, dass das Personal zunehmend der kritische Erfolgs-
faktor des unternehmerischen Handelns wird, und rich-
ten ihre Personalpolitik und das Personalmanagement neu
aus, um im verschärften globalen Wettbewerb trotz altern-
der Belegschaften und nachlassender Nachwuchsströme
mit in hohem Maße kompetentem und motiviertem Per-
sonal bestehen zu können“ (KNOCHE 2007, S. 1).

Die Flexibilisierung der Arbeit zeigt sich insbesondere
in den vielfältigen Beschäftigungsformen, wie Teilzeit,
befristete Beschäftigung, Arbeitnehmerüberlassung, gering-
fügige Beschäftigung, Scheinselbstständigkeit, bis hin zur
räumlichen und zeitlichen Entkopplung von Arbeit. Die
Tätigkeitsprofile werden differenzierter, der Bedarf an
betriebsspezifischen Kenntnissen und Fähigkeiten sowie
stärkere Abhängigkeit von Teamarbeit nimmt zu. Dies ist
gekoppelt mit größeren Anforderungen an die Eigeninitia-
tive der Beschäftigten.

Tertiarisierung der Wirtschaftszweige,
des Qualifikationsbedarfs und
-angebots

Die Beschäftigung im primären Sektor (Landwirtschaft,
Bergbau) ist seit 1995 drastisch, im sekundären Sektor (Ver-
arbeitendes Gewerbe, Energie, Bau) stark zurückgegangen.
Gleichzeitig verzeichnet der tertiäre Sektor (Finanzierung,
Unternehmensdienste, private und öffentliche Dienst-
leistungen) zum Teil deutliche Beschäftigungszuwächse.
Dieser Trend der Tertiarisierung zeichnet sich am stärk-
sten in den alten Ländern ab, er gilt aber auch für Deutsch-
land insgesamt (vgl. BONIN u. a. 2007, S. 63).

Damit einher geht ein Trend zur Höherqualifizierung (vgl.
u. a. DOSTAL/REINBERG/SCHNUR 2002; BOTT 2003; SCHADE

2007), was sich am Beispiel der alten Länder eindeutig zei-
gen lässt: Universitäts- und Fachhochschulabsolventen/
-absolventinnen verzeichneten zwischen 1991 und 2003
mit einem Plus von 33,8 bzw. 39,6 Prozent einen starken
Zuwachs, während der Bestand an Personen mit Meister-/
Techniker-/Fachschulabschluss in etwa auf dem Niveau von
1991 verharrte und der an Personen mit bzw. ohne abge-
schlossene Berufsausbildung um 9,3 bzw. 28,7 Prozent
zurückging (s. BONIN u. a. 2007, S. 68).

Der Tertiarisierungstrend der Wirtschaftszweige mit seinem
zusätzlichen Bedarf an Erwerbstätigen führt zu einem grö-
ßeren Bedarf an höher qualifiziertem Personal. Deutlich
geringer ist der Zuwachs in den Sektoren verarbeitendes
Gewerbe, Handel/Instandhaltung von Kraftfahrzeugen,
Gastgewerbe und Verkehr/Nachrichtenübermittlung, die
nur zu geringeren Anteilen Personen mit Hochschulab-
schluss beschäftigen (vgl. BONIN u. a. 2007, S. 70).

Demgegenüber hat sich auf der Angebotsseite der Anteil an
Hochqualifizierten an der Bevölkerung in den letzten zehn
Jahren nur geringfügig und auf vergleichsweise niedrigem
Niveau erhöht (Deutschland 2005 mit 19,9 gegenüber 34,9
Prozent im EU-19-Durchschnitt; vgl. OECD 2007, S. 71).1

Ein dominanter Tertiarisierungstrend beim Arbeitskräfte-
angebot ist aber derzeit in Deutschland nicht festzustel-
len. Zugleich ist der Anteil der Erwerbspersonen ohne eine
formale Qualifikation nahezu konstant geblieben. Unter-
durchschnittlich nahm die Zahl der Erwerbspersonen mit
einer abgeschlossenen Berufsausbildung (einschließlich
Fach-, Techniker- und Meisterausbildung) zu. Diese unter-
schiedliche Entwicklung schlägt sich in der Verschiebung
der Gesamtangebotsstruktur nieder. Hochschulabschlüsse
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1 Hierbei ist aber festzuhalten, dass Deutschland aufgrund der her-
ausragenden Bedeutung der dualen Berufsausbildung insgesamt
einen im internationalen Vergleich hohen Bildungsstand aufweist,
mit einem Anteil von rund 83 % der 25- bis 64-Jährigen, die min-
destens über einen Abschluss im Sekundarbereich II verfügen
(OECD 2007, S. 41).



gewinnen Anteile, während die übrigen Qualifikationsstu-
fen Anteile verlieren. Betrachtet man nur die Erwerbstäti-
gen, das heißt den realisierten Bedarf an Fachkräften, so hat
seit den 1980er-Jahren der Anteil an Hochschulabsolven-
ten in den alten Ländern zugenommen – bei Fachhoch-
schulabschlüssen um rund die Hälfte, bei Universitätsab-
schlüssen um rund ein Drittel (BONIN u. a. 2007, S. 105).

Informations- und Wissensarbeit

Informations- und Wissensarbeit nimmt mit dem Techno-
logisierungstrend der Produktions- und Wirtschaftspro-
zesse der Industriegesellschaft und dem Übergang zur
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft zu und bedingt
Änderungen sowohl bei den Tätigkeiten als auch bei den
Qualifikationsanforderungen. Die Tätigkeitsinhalte wan-
deln sich von materialbezogener Arbeit zu daten-, infor-
mations- und wissensbezogene Arbeit. Neben die physische
Wertschöpfung, die Rohstoffe in Produkte und Dienst-
leistungen umwandelt, tritt die intellektuelle Wertschöp-
fung, die vom Rohstoff Wissen ausgeht. Der produktive
Umgang mit diesem Rohstoff ist eines der Kernelemente
der Wissensgesellschaft. Nicht nur für die Gruppe der hoch-
qualifizierten Angestellten und Selbständigen in Forschung,
Entwicklung, Konstruktion, Marketing und Beratung son-
dern auch für die Ebene der Facharbeiter wird die Arbeit
zunehmend anspruchsvoller und verstärkt wissensbasiert.
Das Anforderungsprofil verlagert sich von motorisch-
manuellen Tätigkeiten zu kognitiv abstrahierenden. Gefor-
dert ist breites Fachwissen, Denken in Zusammenhängen,
Übernahme von Prozessverantwortung, Selbststeuerung
und Bereitschaft zu flexiblem Arbeitseinsatz in Gruppen
sowie zur Weiterbildung.

Arbeitskräfteangebot und -bedarfs-
prognosen2

Der Bedarf an Arbeitskräften wird in den kommenden rund
30 Jahren bei einer unterstellten moderat steigenden Wirt-
schaftsleistung (+1,74 % Wachstum p.a.) zunehmen. Bis
2020 steigt der Bedarf an Kernerwerbstätigen in Deutsch-
land insgesamt um 1,7 Mio. auf 33,6 Millionen Personen
an. Zwischen 2020 und 2035 steigt der Bedarf an Erwerbs-
tätigen bundesweit weiter um rund eine Million auf dann
34,6 Millionen Personen an. Demografiebedingt wird sich
– wie bereits gezeigt – das Angebot an Arbeitskräften im
gleichen Zeitraum verringern. In der Bilanz werden sich
Angebot und Bedarf in den Jahren um 2035 rechnerisch
schließen (s. Abb. 2).

Bereits ab 2015 ist flächendeckend ein stark sinkendes
Angebot an Arbeitskräften zu erwarten. Das Neuangebot
wird immer weniger ausreichen, den Ersatzbedarf zu
decken, geschweige denn einen Neubedarf zu befriedigen.
Diese Entwicklung ist relativ stabil und valide. So kommt
die wichtigste andere nationale Prognose, die des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) aus dem Jahr
2007, zu nahezu gleichen Entwicklungen (s. Interview mit
PROF. JOACHIM MÖLLER in diesem Heft) und zwar obwohl
mit einem vollends anderen Projektionsverfahren und in
einer anderen Abgrenzung der projizierten Personengrup-
pen gearbeitet wird.

Das Besondere am Verlauf der IAB-Prognose ist der markt-
evidente Bedarfsverlauf. Erstmals simuliert eine Bedarfs-
prognose die Reaktion auf einen Fachkräftemangel, der sich
in steigenden Löhnen und damit sinkender Nachfrage
äußert. Diese Reagibilität wird durch die Struktur des
INFORGE-Modells (s. SCHNUR /ZIKA 2007), die der IAB-Pro-
gnose zugrunde liegt, ermöglicht. Bisher kann aber nur die
Bedarfsseite auf diese Weise projiziert werden. Eine
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2 Die folgenden Darstellungen beruhen auf den Analysen der Bund-Län-
der-Kommission (BLK) (2002), im Jahr 2007 durchgeführt durch das
IZA (BONIN u. a. 2007)

Abbildung 2 Arbeitsmarktbilanz der BLK (IZA 2007) für Deutschland 2003 bis 2035

Quelle: IZA (BONIN u. a. 2007), (BLK-Prognose 2006) eigene Berechnungen
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Fachkräftemangel und Qualifikationsprognosen:
Neue Kooperation zwischen BIBB und IAB

In Kooperation mit dem Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung
(IAB) wird derzeit eine Projektion des zukünftigen Arbeitskräftebedarfs
und -angebots nach Qualifikationen und Berufsfeldern erarbeitet.

Diese Konzeption umfasst sowohl Prognosen für die mittlere als auch
solche für die lange Frist, die über kompatible Merkmale (Berufsfelder,
Wirtschaftszweige, Bildungsstufen) auf den verschiedenen Ebenen ver-
gleichbar sein sollen. Auf der gemeinsam veranstalteten Tagung
„Methodische Ansätze und Reichweite von langfristigen Qualifika-
tionsprognosen“ wurden im September 2007 verschiedene Ansätze
auch der internationalen Forschung auf dem Gebiet von Qualifikations-
oder Berufsprognosen diskutiert. Zu Berufsfeld-Definitionen liegt bereits
eine Veröffentlichung des BIBB vor (vgl. TIEMANN u. a. 2008). Sie ist
im Internet abrufbar unter www.bibb.de/berufsfelder.



entsprechende zeitgleich aufeinander bezogene modell-
endogene korrespondierende Simulation von Bedarf und
Angebot ist bisher noch nicht erfolgt. Sie ist Teil einer
geplanten Kooperation von IAB und BIBB (s. Kasten S. 11).

Veränderte Nachfrage in den
Wirtschaftszweigen, nach Berufen
und Qualifikationen

Der bereits erwähnte Trend zur Tertiarisierung setzt sich
auch in den Projektionen fort. Landwirtschaft und Fische-
rei, Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Bau sowie die Öffent-
liche Verwaltung werden rückläufige Erwerbstätigenbedar-
fe haben, während der Bedarf an Erwerbstätigen in den
Bereichen Handel, Gastgewerbe, Verkehr, Finanzierungs-
und Unternehmensdienstleitung, öffentliche und private
Dienstleistungen steigen wird. Der damit verbundene
Strukturwandel geht einher mit steigenden Anforderungen
an die Qualifikation. Insbesondere in den Informations-
und Kommunikationstechnologien, aber auch in den
wachstumsorientierten Bereichen der Naturwissenschaften,
etwa der Bio- und oder Nanotechnologie, werden innova-
tive Dienstleistungstätigkeiten für Hochqualifizierte ent-
stehen.

Die Entwicklung der Wirtschaftszweige wirkt sich auf die
Nachfrage nach Berufen aus. Hierbei ist aber zu beachten,
dass einige Berufe sich sehr stark auf einen Bereich der Wirt-
schaft konzentrieren und nur eine geringe Flexibilität
aufweisen, andere Berufe hingegen in mehreren Wirt-
schaftszweigen auftreten und damit nur begrenzt auf Ver-
änderungen in einem einzelnen Wirtschaftszweig reagie-
ren. Bei diesen Projektionen ist unterstellt, dass die
Verteilung der Berufe auf die Wirtschaftszweige relativ kon-
stant bleibt – also weiterhin das Verhältnis z. B. von Kauf-
leuten zu Maurern im Baugewerbe gleichbleibt. Sinkt der
Bedarf an Erwerbstätigen im Baugewerbe, so gilt dies glei-
chermaßen für beide Berufsgruppen, die entsprechend pro-
portional zu ihren Anteilen Rückgänge aufweisen. Wäh-
rend aber Kaufleute eine größere Flexibilität bezogen auf
den Wirtschaftszweig aufweisen und somit auch in ande-
ren Wirtschaftszeigen Fuß fassen können, sind die Chan-
cen für Maurer eingeschränkt auf wenige Wirtschafts-
zweige, und nur über Umschulung kann es gelingen, sie
wieder in Erwerbstätigkeit zu bringen.

Sozial- und Erziehungsberufe, Organisation, Verwaltung,
übrige Wissenschaft, technisch-naturwissenschaftliche
Berufe, Dienstleistungs-, Bank- und Rechnungskaufleute,
Informatik und Datenverarbeitung sind die Berufsfelder,
denen ein Wachstum vorausgesagt wird. Hingegen wer-
den Hilfs- und übrige Arbeiten, Büroberufe und kaufmän-
nische Angestellte, Agrarberufe und Fertigungsberufe eher
mit einer Abnahme der Beschäftigung konfrontiert sein.

Aus der Entwicklung der Wirtschaftszweige und des Arbeits-
kräftebedarfs nach Berufen kann man die Nachfrage der
Wirtschaft nach Qualifikationen ableiten. Sie zeigt sich in
der Nachfrage nach den verschiedenen Qualifikations-
niveaus und auf einer detaillierteren Ebene in den Verän-
derungen der Nachfrage von beruflichen Qualifikations-
merkmalen. Auf Basis der BLK-Prognosen zeigt Abbildung 3
Bedarf und Angebotsprojektionen bis ins Jahr 2035 nach
drei Qualifikationsstufen.

Der Bedarf an Arbeitskräften ohne eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung wird noch weiterhin leicht sinken. Da das Ange-
bot auch nur langsam zurückgeht, verringert sich das beste-
hende Überangebot nur geringfügig. Diese Personengruppe
wird auch zukünftig keine besseren Beschäftigungschancen
auf dem Arbeitsmarkt vorfinden. Hier müssen Wege gefun-
den werden, wie diese Personen näher an Aus- und Wei-
terbildungsmaßnahmen herangeführt werden können.
Ansonsten werden sie die Verlierer auf dem Arbeitsmarkt
sein und nur geringe Chancen haben, dem Wechselspiel
von Arbeitslosigkeit und kargen Mindestlöhnen zu ent-
kommen. Sie werden die Sozialsysteme weiterhin massiv
belasten, obwohl gleichzeitig die Nachfrage nach qualifi-
zierten Arbeitskräften nicht befriedigt werden kann.

Das Angebot an Personen mit einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung sinkt bis 2020, es wird aber noch bis 2030 wei-
ter über dem Bedarf liegen. Bedingt durch den dominanten
Effekt des Bevölkerungsrückgangs wird sowohl absolut als
auch relativ nach 2020 die Zahl der Erwerbspersonen mit
abgeschlossener Berufsausbildung deutlich zurückgehen.
Ab diesem Zeitpunkt wird man auch auf diesem Qualifi-
kationsniveau mit einem schnell zunehmenden Fachkräf-
temangel konfrontiert sein. Ab 2035 wird das Angebot
dann auch rein rechnerisch den Bedarf nicht mehr decken
können.

Im tertiären Bereich werden sowohl Angebot als auch Bedarf
weiter ansteigen – sie liegen bereits heute dicht beieinan-
der. Bei den Hochschulabsolventen rührt der zu erwarten-
de Bedarf zu etwa gleichen Teilen aus dem Ersatzbedarf und
dem durch den wirtschaftlichen Strukturwandel bedingten
Neubedarf. Der Ersatzbedarf wird ab Ende des zweiten Jahr-
zehnts (ab 2020) aufgrund des Ausscheidens der geburten-
starken Jahrgänge (Baby-Boomer-Generation) sehr deutlich
anwachsen. Der schon heute feststellbare akademische und
hochqualifizierte Fachkräftemangel z. B. in Naturwissen-
schaften und in einigen technischen Berufen wird sich
dann auf nahezu alle Berufsgruppen und Branchen aus-
weiten. In der Prognose ist dabei bereits optimistisch unter-
stellt, dass z. B. alle, die ein Hochschulstudium aufnehmen
wollen, und zwar im Umfang so wie in der Vergangenheit,
dies auch tun können. Dies bedeutet, dass die Aufnahme-
kapazitäten der Hochschulen allein wegen der Doppel-
jahrgänge in den Jahren 2012 bis 2014, die durch die Schul-
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zeitverkürzungen entstehen, um etwa 30 Prozent erhöht
werden müssen. Besonders brisant wird die Situation bei
den nicht akademischen hochqualifizierten Fachkräften
wie Meister, Techniker und Fachschulabsolventen. Bedarf
und Angebot sind schon jetzt nahezu deckungsgleich, was
als Indiz für massiven Mangel an Fachkräften in einigen
Branchen gilt.

Möglichkeiten und Grenzen von
Arbeitsmarktprojektionen

Prognosen sind weder faktische Ziele noch unabwendbar,
sondern ein Brennglas für das, was sich zur Zeit als am
wahrscheinlichsten abzeichnet. Und wenn eine wissen-
schaftlich fundierte und gewissenhaft erstellte Prognose
nicht eintritt, dann war sie deshalb nicht schlecht, denn sie
kann Orientierungen gegeben und/oder Verhaltensände-
rungen provoziert haben. Und wenn sie solche Verhal-
tensänderungen provoziert hat, dann hat sie nicht nur
ihren Sinn erfüllt, sondern natürlich auch ihre eigenen Pro-
jektionsgrundlagen verändert. Daher ist in der Regel eine
Validierung von Prognoseergebnissen kaum möglich.

Bei allen Prognosen – oder besser Projektionen – gilt, dass
diese die Entwicklung der Vergangenheit über die Gegen-
wart in die Zukunft fortschreiben. Was wird voraussichtlich
sein, wenn die Zukunft sich so entwickelt, wie die längere
Vergangenheit sich bis heute entwickelt hat, einbezogen
das, was wir bereits über die Zukunft begründet zu wissen
glauben. Prognosen sind nichts mehr als eine Beschreibung
dessen, was eintreten würde, wenn sich an den bisherigen
Trends nichts änderte. Dies geschieht unter einer Reihe von
Annahmen z. B. zum Wirtschaftswachstum, zur Bevölke-
rungsentwicklung, zu den Erwerbsquoten etc. Ändert sich
ein Parameter, so verändert sich zwangsläufig auch das
Ergebnis.
Eine besondere Gefahr wird bei Arbeitsmarktprognosen in
der möglichen Erzeugung von „self-fulfilling prophecies“
gesehen, z. B. in Form von sogenannten Schweinezyklen.
Beispiele für solche Arbeitsmärkte in Deutschland waren
der Ingenieurberuf oder auch der Lehrerberuf.
Eine Ursache für solche Entwicklungen ist das verzögerte
Handeln der Arbeitskräfteanbieter. Diese orientieren sich
bei der Planung ihres Angebots an den Chancen der Vor-
und der aktuellen Periode. Aber warum orientieren sie sich
nicht an der nahen Zukunft? Weil es diese Informationen
in Deutschland nicht gibt. Differenzierte Informationen
über die Arbeitsmarktentwicklungen sind in der Regel ein
Jahr alt (aktuell: Berufe im Spiegel der Statistik 2007;
www.pallas.iab.de). Die fehlende Transparenz der Märkte
verursacht also diese Entwicklung. Begegnen kann man
aber diesem Effekt durch mehr zeitnahe und regelmäßig
aktualisierte Informationsbereitstellung, was sowohl die
aktuelle Entwicklung als insbesondere auch die zukünf-

tige Entwicklung betrifft. Gerade die regelmäßige Aktuali-
sierung ist das wirksamste Mittel gegen den vermeintlichen
Schweinezyklus, der auch ohne Prognosen bereits in der
Vergangenheit aufgetreten ist. �

Abbildung 3 Erwerbstätigenangebot und -bedarf nach Qualifikationsstufen 2003
bis 2035

Quelle: BONIN u. a. 2007, (BLK-Prognose 2006); eigene Berechnungen
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� Der Ausbildungsstellenmarkt wird zuneh-

mend durch Veränderungen im Beschäftigungs-

system bestimmt. Im Folgenden wird auf der

Grundlage einer Betriebsbefragung unter-

sucht, ob und in welcher Weise sich der stei-

gende Fachkräftebedarf auf die Ausbildungs-

bereitschaft der Betriebe auswirkt.

Die hier präsentierten Befunde zeigen zwar

deutliche Zusammenhänge zwischen den Ein-

schätzungen der Betriebe zum künftigen

Bedarf an Arbeitskräften und ihren konkreten

Absichten, für das Ausbildungsjahr 2007/2008

Ausbildungsstellen anzubieten. Gleichzeitig

belegen sie aber auch einen nicht unerheb-

lichen Einfluss der bisherigen Einstellungs-

praxis in Betrieben.

Aufgrund des Rückgangs jüngerer Altersjahrgänge und des
künftigen Mangels an qualifizierten Erwerbstätigen (REIN-
BERG/HUMMEL 2003) könnte man annehmen, dass Betrie-
be zur Qualifizierung von Fachkräften verstärkt auf die
Möglichkeit der dualen Berufsausbildung zurückgreifen
(DIETRICH/ABRAHAM 2005, S. 78 f.). Diese Annahme er-
scheint insofern plausibel, als eine deutliche Mehrheit der
Betriebe über die notwendigen Voraussetzungen zur Aus-
bildung verfügt (BELLMANN/HARTUNG 2003) und auch
die grundsätzliche Ausbildungsbereitschaft der Betriebe
(WALDEN/BEICHT/HERGET 2002; TROLTSCH/KREKEL 2006)
sowie das Interesse von Jugendlichen an einer betrieblichen
Berufsausbildung seit Jahren auf einem hohen Niveau lie-
gen. So ist auch die Anzahl betrieblicher Ausbildungsplät-
ze in den letzten beiden Jahren gestiegen, allerdings nicht
in dem Maß, wie es aufgrund des prognostizierten Fach-
kräftemangels zu erwarten wäre; für das kommende Aus-
bildungsjahr wird sogar mit einem leichten Rückgang
gerechnet (BMBF 2008, S. 78).

Ein Modell zur Untersuchung der
Ausbildungsbereitschaft

Die Beantwortung der Frage, warum nicht im Vorgriff auf
den kommenden Fachkräftemangel das betriebliche Bil-
dungsangebot schon jetzt deutlicher zunimmt als bislang
geschehen, knüpft an Analysen zu den längerfristigen Ent-
wicklungen des dualen Ausbildungssystems an (TROLTSCH/
WALDEN 2007).

Seit Anfang der 1960er-Jahre reagierte das betriebliche Aus-
bildungssystem mit Stellenangeboten überwiegend auf die
Nachfrage von Jugendlichen (nachfrageinduziert): Stieg die
Nachfrage, so wurden von Seiten der Betriebe verstärkt Aus-
bildungsstellen angeboten (Expansion), ging die Nachfrage
zurück, so nahm auch das Bildungsangebot mit zeitlicher
Verzögerung ab (Kontraktion). Für die Jahre nach 2001 ori-
entierte sich das betriebliche Bildungsangebot aber eher an
der Beschäftigungsentwicklung (angebotsinduziert) und
ging bis 2005 analog zum Trend auf dem Arbeitsmarkt
zurück.
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Auf Basis einer repräsentativen Betriebsbefragung aus dem
Jahr 2007 wird im Folgenden untersucht, ob und in wel-
cher Weise die Ausbildungsbereitschaft an betriebliche
Beschäftigungsentwicklungen gekoppelt ist und wie sie sich
im Verlauf eines Vermittlungsjahres verändert (Abb. 1).

Ausgangspunkt ist die These, dass der künftige Fachkräfte-
bedarf auch im Hinblick auf den demografischen Wandel
der ausschlaggebende Grund für die Ausbildungsbereit-
schaft ist und von den Betrieben als Investition in die eige-
ne Humankapitalbildung angesehen wird (FRANZ/STEINER/
ZIMMERMANN 2000).

Kurzfristige Veränderungen in der
betrieblichen Ausbildungsbereitschaft

Da allgemein gestellte Fragen zur Ausbildungsbereitschaft
bei Befragungen grundsätzlich auf eine hohe Zustimmung
treffen, wurde in der vorliegenden Untersuchung konkret
nach den Ausbildungsabsichten der Betriebe im Ausbil-
dungsjahr 2007/2008 gefragt. Vergleicht man diese Anga-
ben in der Mitte und zum Ende des Vermittlungsjahres,
so ergeben sich selbst in einem so kurzen Zeitraum deut-
liche Änderungen (Abb. 2). Zu Beginn der Befragung woll-
ten nur rd. 19 Prozent der Betriebe definitiv Ausbildungs-
stellen anbieten. Von dieser Entscheidung ist nach Angaben
der befragten Personalverantwortlichen jeder vierte Betrieb
Mitte des Jahres entweder wieder abgerückt (1,5 %) oder hat
ganz davon Abstand genommen (2,9 %). Rund 17 Prozent
der Betrieb waren sich zu Beginn der Befragung unsicher,
ob es gelingen wird, Ausbildungsangebote für das kom-
mende Ausbildungsjahr zu schaffen. Davon hat sich dann
am Ende des Vermittlungsjahres fast die Hälfte endgültig
dagegen entschieden (7,2 %). 6,4 Prozent der Betriebe sind

kurz vor Ausbildungsbeginn immer noch unentschieden,
und lediglich bei 3,2 Prozent ist die Entscheidung letzt-
endlich positiv ausgefallen. Fast zwei Drittel aller Betriebe
(64,2 %) hatte von Anfang an nicht die Absicht, Jugend-
liche auszubilden. Knapp sechs Monate später wird zumin-
dest von jedem zehnten Betrieb diese Entscheidung wie-
der in Frage gestellt.
Als erstes Zwischenergebnis bleibt festzuhalten, dass mit
14,7 Prozent eine deutliche Minderheit der befragten
Betriebe in konstanter Weise die Absicht hatte, ein ent-
sprechendes Bildungsangebot an Jugendliche zu machen.
57,8 Prozent der Betriebe sind stabil in ihrer ablehnenden
Haltung, und 6,4 Prozent sind sich kurz vor Ausbildungs-
beginn immer noch unsicher über ihre eigenen Ausbil-
dungsabsichten für das kommende Ausbildungsjahr. Das
heißt insgesamt, dass mit 21,1 Prozent jeder fünfte Betrieb
in diesem Zeitraum seine Absichten geändert hat, bei 9,6
Prozent hin zu einer positiven Entscheidung, bei 11,6 Pro-
zent hin zu einem endgültigen Verzicht.
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Datenbasis: BIBB-AusbildungsMonitor

Auswertungsbasis: BIBB-AusbildungsMonitor, konzipiert als unterjäh-
riges Betriebspanel und umgesetzt als internetgestützte Befragung von
Personalverantwortlichen in Betrieben (computer assisted web inter-
views – CAWI).

Fragestellung: Wie lassen sich Entwicklungen auf dem Ausbildungs-
stellenmarkt und speziell im Bildungsangebot im Zeitverlauf besser
beschreiben und erklären?

Stichprobe: Auf Basis einer disproportional geschichteten Stichprobe
aus der Betriebsstatistik der Bundesagentur für Arbeit wurden 13.000
Betriebe telefonisch kontaktiert, von denen 5.000 ihre grundsätzliche
Bereitschaft zur Teilnahme an der Untersuchung erklärten.1

Befragungszeitpunkte: Im Jahr 2007 wurden insgesamt drei Erhe-
bungswellen von TNS Infratest Sozialforschung durchgeführt: Der Erst-
kontakt (Screening) fand im Februar und März statt, die Basisbefragung
zum Ausbildungsjahr 2007/2008 im Juli und die Abschlussbefragung
im September 2007.

Abbildung 1 Einflussfaktoren auf die Ausbildungsbereitschaft und deren Verän-
derung

Ausbildungsbereitschaft
am Ende des

Vermittlungsjahres
(Juli 2007)

Ausbildungsbereitschaft
etwa Mitte des

Vermittlungsjahres
(Febr./März 2007)

Realisierung der
Ausbildungsabsicht

(Juli 2007)

Fachkräfte- und
Qualifikationsbedarf

Abbildung 2 Ausbildungsabsichten von Betrieben im Zeitverlauf sowie Abschluss
von Ausbildungsverträgen für das Ausbildungsjahr 2007/2008

Quelle: BIBB-AusbildungsMonitor 2007
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1 Knapp 60 Prozent dieser Betriebe willigten ein, sich weiterhin über
das Internet befragen zu lassen, alle anderen Firmen bevorzugten
den postalischen oder telefonischen Weg.



Umsetzung der Ausbildungsabsichten

Zum Ende des Vermittlungsjahres haben 58 Prozent der
Betriebe, die zu Anfang der Befragung Ausbildungsplätze
anbieten wollten, ihre Absicht auch entsprechend umge-
setzt und Ausbildungsverträge mit Jugendlichen abge-
schlossen. Zählt man die Betriebe hinzu, die sich im Laufe
des Vermittlungsjahres in positiver Weise umentschieden
haben, so erhöht sich der Anteil auf 70 Prozent. Damit
waren kurz vor Beginn der eigentlichen Ausbildungszeit
in rund jedem dritten Betrieb Ausbildungsplätze noch nicht
besetzt. Als zusätzliches Ausbildungsplatzpotenzial sind
zu diesem Zeitpunkt Stellenangebote hinzuzurechnen, da
sich zwölf Prozent der Betriebe immer noch nicht sicher
sind, ob im kommenden Ausbildungsjahr Jugendliche aus-
gebildet werden sollen, und daher auch noch keine Aus-
bildungsverträge abgeschlossen haben.2

Betrieblicher Arbeitskräftebedarf

Die Personalverantwortlichen wurden gefragt, ob sie in den
letzten drei Jahren Arbeitsstellen in ihrem Betrieb zu beset-
zen hatten oder in den kommenden zwei Jahren besetzen
wollen. Im Vergleich zu den Betrieben ohne Arbeitskräfte-
bedarf nimmt mit zunehmender Sicherheit über den künf-
tigen Personalbedarf auch die Absicht kontinuierlich zu,
entsprechende Bildungsangebote für das Ausbildungsjahr
2007/2008 zu schaffen (Tab. 1, Modell 1).3

Damit könnte davon ausgegangen werden, dass es in den
nächsten Jahren unter Beachtung demografischer Ent-
wicklungen zu einem erhöhten Arbeitskräftebedarf kommt,
in dessen Folge eine deutliche Aufstockung des betrieb-
lichen Ausbildungsplatzangebots erwartet werden kann.
Dieser Zusammenhang könnte allerdings außer Kraft
gesetzt sein, wenn Betriebe ihren Bedarf schon in den ver-
gangenen Jahren gedeckt haben und keine weiteren Fach-
kräfte benötigen. Bezieht man die Angaben zur bisherigen
Einstellungspraxis in die Auswertungen mit ein, dann zeigt
sich in der Tat eine höhere Abhängigkeit der Ausbildungs-
bereitschaft von der bisherigen Personalbeschaffung. Der
voraussichtliche Bedarf spielt nur noch eine verminderte
Rolle (Tab. 1, Modell 2). Hatten die Betriebe in den letz-
ten drei Jahren Arbeitskräfte eingestellt, so erhöhen sich im
Vergleich zu den Betrieben ohne Neueinstellungen die rela-

tiven Chancen, Ausbildungs-
plätze für 2007/2008 anzubie-
ten, um fast das Dreifache
(2,7). Ein Bedarf in der Zukunft
kommt dagegen nur auf einen
niedrigeren Wert von 1,7 und
spielt rein statistisch gesehen
nur eine untergeordnete Rolle.
Wichtiger für die Ausbildungs-

bereitschaft scheint ein kontinuierlicher Fachkräftebedarf
zu sein, der sich über einen längeren Zeitraum hinweg
erstreckt. Hier erhöhen sich die Chancen gegenüber Betrie-
ben, die ausschließlich in Zukunft Einstellungen vorneh-
men wollen, um das Sechsfache.

Betrieblicher Qualifikationsbedarf

Eine weitere Frage an die Betriebe bezog sich auf den bis-
herigen und künftigen Qualifikationsbedarf (Tab. 1, Mo-
dell 3). Differenziert wurde zwischen Beschäftigtengruppen
mit unterschiedlichem Qualifikationsniveau. Insbesondere
die Tatsache, dass Betriebe in den letzten drei Jahren Fach-
kräfte mit einem mittleren Qualifikationsniveau eingestellt
haben, wirkte sich positiv auf die Ausbildungsbereitschaft
der Betriebe aus. Im Vergleich zu Betrieben, die keine
Beschäftigten mit diesen Berufsqualifikationen benötigten,
erhöhen sich die Chancen um das Vierfache, für das kom-
mende Ausbildungsjahr 2007/2008 Ausbildungsplätze
anzubieten. Werden in Zukunft Beschäftigte mit diesen
Berufsqualifikationen benötigt, dann sind die Chancen nur
doppelt so hoch.

Angesichts des Trends zu höher qualifizierten und stärker
wissensbasierten Berufstätigkeiten ist zudem von beson-
derem Interesse, ob die bisherige oder die geplante Ein-
stellung von Beschäftigten mit Fachhoch- und Hochschul-
abschluss die Chancen für Jugendliche mindert, einen
Ausbildungsplatz in diesen Betrieben angeboten zu bekom-
men. Hier zeigt sich, wie auch schon in anderen Untersu-
chungen nachgewiesen (HALL 2007; TROLTSCH 2007), dass
auch dann die betriebliche Berufsbildung ihren Stellenwert
im Rahmen der betrieblichen Humankapitalbildung behält
und keine absoluten Verdrängungseffekte entstehen. Die
Einstellung un- oder angelernter Arbeitskräfte weist keine
signifikanten Zusammenhänge mit der Ausbildungsbereit-
schaft auf. Benannten die Betriebe hingegen einen künfti-
gen Bedarf an solchen Arbeitskräften, wirkt sich dies nega-
tiv auf die Ausbildungsbereitschaft aus.

16 BWP 3/2008

I M B L I C K P U N K T

2 Feste mündliche Vereinbarungen zwischen
Betrieb und Jugendlichen sowie Ausbil-
dungsverträge aus den Monaten August
und September wurden nicht in die vorlie-
genden Auswertungen einbezogen.

3 Betriebe, die zum Zeitpunkt der Befragung
definitiv nicht wussten, ob sie ausbilden
werden, wurden nicht in diese Berechnun-
gen einbezogen.

Lesebeispiel: Im Vergleich zu Betrieben, die keinen Arbeits- bzw. Fach-
kräftebedarf haben, erhöhen sich in Betrieben, die von einem siche-
ren Bedarf ausgehen, die Chancen, entsprechende Bildungsangebote
für Jugendliche zu schaffen, um das 26-fache. In Betrieben, bei denen
dies nach eigener Einschätzung nur möglicherweise der Fall sein wird,
um das Achtfache.
Werte über 1 weisen auf einen positiven, unter 1 auf einen negativen
Einfluss hin.*** bedeutet, dass der Einfluss sehr stark ist, Werte ohne
* sind statistisch nicht signifikant.



Änderung und Umsetzung der
Ausbildungsabsichten

Bezogen auf die zum Teil kurzfristigen Veränderungen in
den Ausbildungsabsichten soll abschließend untersucht
werden, welche Rolle bedarfsbezogene Einflussfaktoren
beim Wechsel von einer ursprünglich ablehnenden hin
zu einer positiven Ausbildungsentscheidung spielen. Aus
Tabelle 1 (Spalte 2) ergibt sich, dass diese Betriebe von kei-
nem besonderen Arbeitskräftebedarf ausgehen. Ein derar-
tiger Wechsel in der Ausbildungsbereitschaft kommt mit
hoher Wahrscheinlichkeit dann zustande, wenn in den
Betrieben in den vergangenen zwei Jahren Fachkräfte ein-
gestellt wurden und aus Sicht der Betriebe ein weiterer
Bedarf bestehen wird. Hier wäre näher zu untersuchen, wel-
che Art von besonderem Arbeitskräftebedarf in diesen
Betrieben besteht.

Inwieweit ein Zusammenhang zwischen einer positiven
Ausbildungsabsicht des Betriebs und Vertragsabschlüssen
mit Jugendlichen von bedarfsbezogenen Einflussfaktoren

abhängig ist, zeigt die letzte Spalte von Tabelle 1. Auch hier
zeigt sich die Bedeutung der bisherigen, insbesondere auf
den Qualifikationsbedarf bezogenen Personalbeschaffung
für einen möglichst frühzeitigen Abschluss von Ausbil-
dungsverträgen.

Ausbildung als Teil betrieblicher
Einstellungs- und Beschäftigungs-
strategien

Für sich betrachtet spielt der künftige Bedarf an Fachkräf-
ten eine durchaus wichtige Rolle für die Überlegungen der
Betriebe, Ausbildungsstellen für Jugendliche anzubieten,
auch wenn es „einen ‚strategischen’ personalpolitischen Bezug
auf die Auswirkungen des demographischen Wandels …
bislang nur in Einzelfällen [gibt; d. A]. Es handelt sich um
‚Best-Practice’-Betriebe sowie um einige wenige weitere, die
die Frage im Rahmen ihrer Personalpolitik berücksichtigen
und als Handlungsfeld verankert haben“ (BENEDIX u. a.
2007, S. 41).
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Tabelle 1
Einfluss des bisherigen und
künftigen Fachkräfte- und Qua-
lifikationsbedarfs auf die Aus-
bildungsbereitschaft von Betrie-
ben

Quelle: BIBB-AusbildungsMonitor 2007

Referenz:

Modell 1:

Referenz: kein Bedarf
sicherer Arbeitskräftebedarf

möglicherweise Arbeitskräftebedarf
wahrscheinlich kein Arbeitskräftebedarf

Nagelkerkes R2

Modell 2:

Referenz: keine Einstellungen/kein Bedarf
Einstellungen in den letzten drei Jahren

Arbeitskräftebedarf in den nächsten zwei Jahren

Referenz: nur Bedarf
sowohl bisher Einstellungen als auch künftiger Bedarf

Nagelkerkes R2

Modell 3:

Referenz: keine Einstellungen/kein Bedarf
Fachkräften mit mittlerem Qualifikationsniveau

eingestellt

Fachkräfte mit Fachhoch/Hochschulabschluss
eingestellt

un- oder angelernte Arbeitskräfte eingestellt
Bedarf an Fachkräften mit mittlerem

Qualifikationsniveau

Bedarf an Fachkräften mit Fachhoch-/
Hochschulabschluss

Bedarf an un- oder angelernten Arbeitskräften

Nagelkerkes R2

Signifikanzniveau: *** p < 0.001; ** p < 0.01; * p < 0.05

Betriebe mit
Ausbildungsabsicht

keine Ausbildungs-
absicht

26,033***
8,410**
3,191

0,217

2,652***
1,697

6,346***

0,207

3,972***

2,189**

1,327
1,939*

1,105

0,787

0,217

Änderung der
ablehnenden Haltung

konstante Ablehnung

7,804
3,800
1,438

0,088

1,905
1,846

3,228*

0,087

2,763 *

0,723

0,767
1,208

1,063

1,040

0,063

Abschluss von
Ausbildungsverträgen
bei positiver Absicht

keine Abschlüsse

11,769***
4,848*
2,193

0,143

2,962***
1,234

6,879***

0,143

4,501***

2,286***

1,412
1,895*

1,077

0,557

0,214



Ein vergleichsweise höheres Gewicht kommt vorangegan-
genen Personaleinstellungen und einem kontinuierlichen
Bedarf an Beschäftigten zu. Dies wird besonders deutlich
beim Bedarf an Fachkräften mit mittlerem Qualifika-
tionsniveau. Offensichtlich stellen Erfahrungen mit der
Rekrutierung von Fachkräften eine bessere Entscheidungs-
grundlage für Umfang und Zuschnitt künftiger Ausbil-
dungsplatzangebote sowie den daraus ableitbaren Qualifi-
kationsbedarf und weiteren Investitionen in Humankapital
dar (STRUCK 2005). In Kenntnis der damit verbundenen
Aufwendungen scheinen Betriebe besser abschätzen zu
können, ob und in welchen Qualifikations- und Berufsbe-
reichen die eigene betriebliche Ausbildung junger Fach-
kräfte sinnvoll erscheint. Damit verringert sich für sie das
„Abenteuer der Kalkulation“ (BECKERT 2007). Auch die Ein-
stellung von Hoch- und Fachhochschulabsolventen führt
demzufolge nicht wie in der Literatur häufig behauptet zu
einer zwangsläufigen Verdrängung dual ausgebildeter Fach-
kräfte oder zu einem Abbau betrieblicher Ausbildungs-
kapazitäten. Von daher werden der demografiebedingte
Rückgang der Schulabsolventenzahlen und das Problem des
absehbaren Fachkräftemangels auf dem Arbeitsmarkt erst
dann zu deutlicheren Reaktionen bei den Betrieben führen,
wenn sich in den nächsten Jahren weiterhin entsprechen-
de Beschäftigtenzuwächse ergeben haben. �
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� Die jüngeren Engpässe auf dem Lehrstellen-

markt verlangten vielen Jugendlichen Zuge-

ständnisse ab. Nicht selten mussten sie auf

den Wunschberuf verzichten, zum Teil auch auf

eine schulische Berufsausbildung ausweichen.

Welche Folgen hatte dies für ihren Ausbil-

dungsverlauf? Führten sie ihre Ausbildung zu

Ende oder brachen sie diese vorzeitig ab? Und

welche Chancen des Übergangs in Beschäfti-

gung hatten diejenigen, die anstelle einer

betrieblichen Lehre eine schulische Berufsaus-

bildung absolvierten? Auf Basis der BIBB-Über-

gangsstudie sollen hierauf Antworten gefun-

den werden.

In Folge der negativen Beschäftigungsentwicklung war
auch das Ausbildungsplatzangebot im dualen System bis
Mitte dieses Jahrzehnts stark rückläufig. Wurden 1992 noch
721.800 Plätze angeboten, waren es 2005 nur noch
562.800. Umgekehrt stieg die Absolventenzahl aus den all-
gemeinbildenden Schulen von 759.700 auf 939.300. Da das
Interesse der Jugendlichen an dualer Ausbildung unver-
mindert hoch blieb, kam es zu erheblichen Engpässen.

Die Probleme erfolgloser Ausbildungsplatzbewerber/-innen
an der sogenannten „Ersten Schwelle“ (Übergang von Schu-
le in die Berufsausbildung) sind in den vergangenen Jahren
oft thematisiert worden (vgl. z. B. BEICHT/FRIEDRICH/
ULRICH 2007). Relativ wenig Aufmerksamkeit fanden jene
Jugendlichen, welche den Weg in eine Berufsbildung
schafften. Dabei ist zu vermuten, dass die Hürden an der
„Ersten Schwelle“ selbst für die erfolgreichen Ausbildungs-
platzbewerber/-innen nicht folgenlos blieben. Viele dürf-
ten Zugeständnisse gemacht haben, sei es, dass sie bei ihrer
Berufswahl innerhalb des dualen Systems auf eine „zweite
Wahl“ zurückgreifen mussten oder aber alternativ in das
Schulberufssystem einmündeten. Solche Kompromisse
berühren aber die Ausbildungsmotivation; eine verstärkte
Abbruchneigung ist zu befürchten.
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Zwei Ausbildungssysteme

Die duale Berufsausbildung findet in bundesweit anerkannten Aus-
bildungsberufen nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. Handwerks-
ordnung (HwO) an den Lernorten Betrieb und Teilzeitberufsschule statt.
In der dualen Ausbildung gibt es keine formalen Zugangsbeschrän-
kungen. 2006 lag die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
träge bei 576.153 und 2007 bei 625.914 (jeweils zum Stichtag 30. 09.).

Die Ausbildung in Schulberufen wird nach bundes- oder landesge-
setzlichen Regelungen in vollzeitschulischer Form durchgeführt, wobei
der Ausbildungsträger für die gesamte Ausbildung einschließlich der
fachpraktischen Phasen allein verantwortlich ist. Die Zahl der Einmün-
der/-innen belief sich 2006 auf 169.227.

Schulische Ausbildungsgänge setzen oft einen mittleren Schulabschluss
voraus. Ihr Schwerpunkt liegt auf Berufen des Sozial- und Gesund-
heitswesens sowie auf den kaufmännischen oder technischen Assis-
tentenberufen. Gewerbliche Berufe spielen im Gegensatz zum dualen
System nur eine geringe Rolle. Aufgrund seiner spezifischen Träger-
schaft ist das Ausbildungsplatzangebot in den Schulberufen weitaus
weniger konjunkturanfällig.



Wir wollen deshalb der Frage nachgehen, wie viele Aus-
bildungsanfänger/-innen der vergangenen Jahre ihre
Berufsausbildung bis zum regulären Ende absolvierten und
wie der Übergang von der Berufsausbildung in Beschäfti-
gung verlief („Zweite Schwelle“). Basis ist die „BIBB-Über-
gangsstudie 2006“, eine repräsentative Erhebung, bei der
Jugendliche der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988 retro-
spektiv zu ihrem gesamten Bildungs- und Berufsverlauf
Auskunft gaben (zum methodischen Vorgehen vgl.
BEICHT/FRIEDRICH/ULRICH). In die Analysen sind dabei jene
rd. 3.000 Untersuchungsteilnehmer/-innen einbezogen, die
ihre erste voll qualifizierende Berufsausbildung entweder
als Auszubildende in einem Betrieb (Untenehmen, Behör-
de, Praxis) oder aber als Schüler/-in in einem Schulberuf
begonnen hatten.1

Betriebliche Ausbildungsanfänger/
-innen: öfter Zugeständnisse bei der
Berufswahl

Wie auch aus der Berufsbildungsstatistik bekannt ist, mün-
den in die betriebliche Ausbildung überwiegend männliche
Jugendliche und relativ viele Hauptschulabsolventen/
-absolventinnen ein (vgl. Tab. 1). Die Schulberufe haben
ihren Schwerpunkt in den Dienstleistungsberufen und
werden vor allem von Frauen bzw. von Personen mit min-
destens mittlerem Schulabschluss erlernt. Signifikante
Unterschiede in den Zeugnisnoten waren in unserer Stich-
probe nicht zu finden. Auch der Anteil der Jugendlichen mit
Migrationshintergrund war in beiden Ausbildungssystemen
etwa gleich hoch.

Allerdings hatten betriebliche Auszubildende häufiger
Kompromisse bei der Berufswahl machen müssen: Für nur
etwa 48 Prozent hatte sich der Berufswunsch uneinge-
schränkt erfüllt, während 18 Prozent explizit betonten, sie
erlernten nicht ihren Wunschberuf. Weitere 26 Prozent
konnten zumindest Ähnlichkeiten mit dem Wunschberuf
entdecken. Den schulischen Berufsausbildungsanfängern/
-anfängerinnen war es signifikant häufiger gelungen, ihren
Berufswunsch zu verwirklichen. Jedoch fiel die Quote mit
rund 54 Prozent viel niedriger aus, als wir aufgrund des
weitgehend marktunabhängigen Zugangs in das Schulbe-
rufssystem vermutet hatten.

Mehr Ausbildungsabbrüche in den
Schulberufen

Obwohl die Jugendlichen in den Schulberufen häufiger
ihren Berufswunsch realisieren konnten, brachen sie öfter
ihre Berufsausbildung vorzeitig ab2 (vgl. Abb. 1). Bei einer
betrieblichen Lehre war die Abbruchwahrscheinlichkeit
dagegen nur in den ersten drei Monaten besonders hoch.
Anschließend entwickelte sie sich relativ moderat. Ein Jahr
nach Ausbildungsbeginn hatten insgesamt sieben Prozent
ihre betriebliche Berufsausbildung vorzeitig beendet, nach
zwei Jahren zehn Prozent und nach dreien elf Prozent. Im
Schulberufssystem lagen die kumulierten Abbruchraten
nach einem Jahr dagegen bereits bei zehn Prozent, nach
zwei bei 15 Prozent und nach drei Jahren bei 19 Prozent. In
der Lehre bestand die höchste Abbruchgefahr offenbar in
der Probezeit; anschließend war keine Phase mehr durch
ein besonders großes Risiko gekennzeichnet. Anders in den
Schulberufen: Hier kam es jeweils zum Ende der Schuljahre
zu beträchtlichen Steigerungen der Abbruchrate.

Welches waren die Gründe für einen Ausbildungsabbruch?
In der betrieblichen Lehre wurden Probleme mit dem Aus-
bildungs- und Lehrpersonal, den Kolleginnen und Kollegen
sowie den Mitschülerinnen/-schülern bzw. anderen Aus-
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Tabelle 1 Personen, die als erste Berufsausbildung eine betriebliche Ausbildung
oder eine Ausbildung in einem Schulberuf begonnen haben, nach per-
sönlichen Merkmalen

Merkmale der betriebliche Ausbildung
einmündenden Jugendlichen 1) Ausbildung in einem Schulberuf

Spaltenprozente (gewichtet)

Schulabschluss ***
(bei Verlassen der allgemeinbildenden Schule)
• maximal Hauptschulabschluss 45,9 28,2
• mittlerer Abschluss 47,5 59,4
• Abitur, Fachhochschulreife 6,6 12,4

Durchschnittszeugnisnote
bei Schulabgang
• bis 1,9 7,1 8,3
• 2,0 bis 2,9 50,3 52,1
• 3,0 bis 3,9 37,9 35,9
• 4,0 und schlechter 4,6 3,6

Geschlecht ***
• männlich 61,7 24,2
• weiblich 38,3 75,8

Migrationshintergrund
• ohne Migrationshintergrund 80,3 79,0
• mit Migrationshintergrund 19,7 21,0

Art des Berufs ***
• gewerblich-technischer Beruf 2) 56,2 7,0
• Dienstleistungsberuf 43,8 93,0

Ausbildung und Wunschberuf ***
• „ist der Wunschberuf“ 47,6 53,8
• „hat zumindest Ähnlichkeiten damit“ 26,3 29,9
• „ist nicht mein Wunschberuf“ 18,4 11,8
• „habe keinen besonderen Wunschberuf“ 7,7 4,5

1) Signifikanzüberprüfung (χ2-, T-Tests) der bivariaten Zusammenhänge mit der gewählten
Ausbildungsform auf Basis der ungewichteten Daten: * p ≤ 0,05; ** p ≤ 0,01; *** p ≤ 0,001

2) Einschließlich Berufe des primären Sektors

Quelle: BIBB-Übergangsstudie 2006. Basis: Personen der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988, deren erste
Berufsausbildung eine betriebliche oder eine schulische war (ungewichtete Fallzahlen: betriebliche
Ausbildung: n = 2.484; Ausbildung in einem Schulberuf: n = 670)

1 Beamtenanwärter/-innen blieben unberücksichtigt, ebenso die außer-
betrieblichen oder schulischen Ausbildungsanfänger/-innen in einem
BBiG/HwO-Beruf.



zubildenden am häufigsten genannt (56 %).3 In den Schul-
berufen spielten solche Schwierigkeiten eine wesentlich
geringere Rolle (27 %). Abbrecher/-innen einer schulischen
Berufsausbildung verwiesen vielmehr öfter darauf, dass
die Ausbildung zu schwierig war (26 % gegenüber 12 % bei
den betrieblichen Ausbildungsabbrecherinnen/-abbre-
chern). Zugleich nahmen sie häufiger (31% vs. 20 %) die
Aussicht auf eine andere (bessere) Ausbildungsmöglich-
keit zum Anlass, ihre Berufsausbildung vorzeitig zu been-
den. Die betreffenden Jugendlichen brachen oft erst gegen
Schuljahresende ab, um ohne längere Wartezeit eine neue
Ausbildung beginnen zu können.

Eine große Rolle spielte bei beiden Ausbildungsformen, dass
der Beruf nicht zusagt hatte. Dieser Aspekt wurde von den
betrieblichen Ausbildungsabbrecherinnen/-abbrechern
noch etwas häufiger (51%) genannt als von Schulberufs-
abbrecherinnen/-abbrechern (44 %). Der Gruppenunter-
schied war allerdings statistisch nicht signifikant.

Wie die Ergebnisse einer Cox-Regression zeigten, war die
Abbruchwahrscheinlichkeit vor allem dann erhöht, wenn
der Wunschberuf explizit verfehlt wurde (vgl. Tab. 2, S. 22).
Hatte der gewählte Beruf zumindest Ähnlichkeiten mit dem
Wunschberuf, war kein erhöhtes Risiko mehr festzustel-
len, ebenso nicht, wenn der Jugendliche keine klaren beruf-
lichen Präferenzen gehabt hatte. Risikomindernd waren
darüber hinaus bessere Leistungen in der allgemeinbilden-
den Schule, sei es in Form von höheren Schulabschlüssen
oder besseren Zeugnisnoten. Jugendliche mit Migrations-
hintergrund hatten grundsätzlich ein erhöhtes Abbruch-
risiko. Das Geschlecht spielte dagegen keine signifikante
Rolle. In der Cox-Regression bestätigten sich zudem die
Befunde zum Einfluss der Ausbildungsform: Bei einer schu-
lischen Berufsausbildung steigt die Abbruchwahrschein-
lichkeit im Laufe der Zeit überproportional stark an4 und
übertrifft insgesamt deutlich das Abbruchrisiko bei einer
betrieblichen Lehre.

Betrieblich Ausgebildete rascher
erwerbstätig

Welche Entwicklung nahmen diejenigen Untersuchungs-
teilnehmer/-innen, die ihre Berufsausbildung erfolgreich
abschließen konnten? Wie Abbildung 2 (S. 23) zeigt, kam
es im Laufe des ersten Jahres je nach Ausbildungsform zu
beträchtlichen Abweichungen. Von den betrieblich Aus-
gebildeten arbeiteten nach drei Monaten 47 Prozent unbe-
fristet und mit mehr als 20 Wochenarbeitsstunden; zusam-
men mit den auf sonstige Weise Beschäftigten befanden
sich 72 Prozent in Erwerbstätigkeit. Dagegen waren von den
Schulberufabsolventinnen/-absolventen nur 15 Prozent in
ein entsprechendes unbefristetes Beschäftigungsverhält-
nis eingemündet; der Gesamtanteil der Erwerbstätigen lag
bei lediglich 40 Prozent.
Zwölf Monate nach Ausbildungsende war der Anteil der
unbefristet Erwerbstätigen unter den betrieblich Ausgebil-
deten auf 50 Prozent gestiegen. Allerdings hatte sich die
Zahl befristeter Arbeitsverträge vermindert, was unter ande-
rem auf befristete Übernahmen im Ausbildungsbetrieb
zurückzuführen sein dürfte, die zwischenzeitlich beendet
waren. Daher war die Gesamtquote aller Erwerbstätigen
leicht auf 69 Prozent gefallen. Bei den Schulberufabsol-
ventinnen/-absolventen hatte sich der Anteil der unbe-
fristet Beschäftigten auf knapp 20 Prozent erhöht; die
Erwerbstätigenquote betrug nun insgesamt 56 Prozent.
Rund 30 Prozent der schulisch Ausgebildeten befanden sich
ein Jahr nach Abschluss erneut im Bildungssystem: 17 Pro-
zent waren in eine neue voll qualifizierende Ausbildung
einschließlich Studium gemündet, 13 Prozent besuchten
die Fachoberschule bzw. ein Fachgymnasium oder nahmen
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2 Ohne Einrechnung von Personen, die die Abschlussprüfung nicht
bestanden hatten. Der Beobachtungszeitraum von 36 Monaten ent-
spricht in den meisten Berufen der festgelegten Ausbildungsdauer.
Personen mit kürzerer Ausbildungsdauer wurden als zensierte Fälle
behandelt.

3 Die Befragten konnten mehrere Gründe gleichzeitig angeben.
4 Bei der Cox-Regression sollte bei den einbezogenen Kovariaten die

Proportionalitätsannahme erfüllt sein. Sie ist verletzt, wenn sich wie
hier – vereinfacht ausgedrückt – die Abbruchwahrscheinlichkeiten in
der betrieblichen und schulischen Ausbildung im Zeitverlauf nicht
im selben Verhältnis zueinander entwickeln. In diesem Fall muss
eine Interaktionsvariable mit der Zeit in das Regressionsmodell
integriert werden (zum Verfahren der Cox-Regression vgl. u. a.:
DIEKMANN/MITTER 1984).

Abbildung 1 Entwicklung der nach KAPLAN-MEIER geschätzten, kumulierten
Abbruchwahrscheinlichkeit im Laufe betrieblicher und schulischer
Berufsausbildung
Kumulierte Abbruchwahrscheinlichkeit in % (gewichtet)

0 3 6 9 12 15 18 21 24 27 30 33 36
Monate nach
Ausbildungsbeginn

Quelle: BIBB-Übergangsstudie 2006. Basis: Personen der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988, deren erste
Berufsausbildung eine betriebliche oder eine schulische war (ungewichtete Fallzahlen: betriebliche Aus-
bildung: n = 2.484; Ausbildung in einem Schulberuf: n = 670).
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an einer Weiterbildungsmaßnahme in Vollzeitform teil.
Acht Prozent waren entweder arbeitslos oder machten son-
stiges. Von den betrieblich Ausgebildeten befanden sich
zehn Prozent wieder im Bildungssystem und lediglich
fünf Prozent in einer Zweitausbildung. Die Quote derer, die
beschäftigungslos waren oder sonstiges taten, lag bei zwölf
Prozent.

Diskussion

Zwei Ergebnisse sind besonders hervorzuheben: Zum einen
fiel der Anteil der betrieblichen Auszubildenden, die ihre
Lehre vorzeitig beendeten, mit insgesamt elf Prozent nied-
riger aus, als wir aufgrund der Übergangsprobleme an der
„Ersten Schwelle“ und den damit verbundenen Kompro-
missen bei der Berufswahl erwartet hatten. Zum anderen ist
es bemerkenswert, dass Jugendliche in Schulberufen signi-

fikant häufiger ihre Berufsausbildung abbrachen – obwohl
sie öfter ihren Wunschberuf realisieren konnten und auch
eine höhere schulische Vorbildung mitbrachten.

Stabilere Ausbildungsverläufe bei
„Bestenauslese“

Paradoxerweise ist nicht auszuschließen, dass die überra-
schend niedrige Abbrecherquote bei betrieblicher Berufs-
ausbildung (ebenfalls) eine Folge der Übergangsprobleme
an der „Ersten Schwelle“ ist. Denn angesichts des großen
Bewerberandrangs konnten die Betriebe in großem Maße
„Bestenauslese“ betreiben. Dies führte dazu, dass leistungs-
stärkere Auszubildende in die Lehre einmündeten und
Überforderungsgefühle als Abbruchgrund, wie hier gese-
hen, eine relativ geringe Rolle spielten. Dieser risikomin-
dernde Effekt einer höheren Qualifikation (vgl. hierzu
BESSEY / BACKES-GELLNER 2007, S. 17) war insgesamt wo-
möglich stärker als die negativen motivationalen Auswir-
kungen verfehlter Wunschberufe.

Es ist auffällig, dass die offiziell gemessene Quote vorzei-
tig gelöster Lehrverträge in Zeiten starken Bewerberan-
drangs keinesfalls steigt (zwischen 2002 und 2006 sank
sie sogar von 24,1% auf 19,8 %). Dieses Phänomen wird bis-
weilen damit begründet, dass potenziellen Abbrecherin-
nen/Abbrechern bei Engpässen auf dem Ausbildungsmarkt
Gelegenheiten für einen Ausbildungswechsel fehlen (vgl.
BROSI / WERNER 2003, S. 6); es könnte aber auch für unse-
re These sprechen, dass die Betriebe in verstärktem Ausmaß
Bestenauslese betreiben konnten. Dass im Übrigen der von
uns gemessene Abbrecheranteil mit elf Prozent noch deut-
lich geringer ausfiel, ist kein Widerspruch zur offiziellen
Statistik. Denn dort werden alle Vertragslösungen und
nicht nur echte Abbrüche gezählt. Es ist aber bekannt, dass
rund die Hälfte der Vertragslöser/-innen die Ausbildung
unmittelbar danach fortsetzt, meist im selben Beruf (vgl.
SCHÖNGEN 2003). Zudem blieben in unserer Studie jene
Vertragslösungen unberücksichtigt, die noch vor Ausbil-
dungsbeginn oder wenige Tage danach vorgenommen
wurden.

Schulberufsausbildung: häufiger eine
individuelle Fehlentscheidung?

Die höhere Abbrecherquote in den Schulberufen dürfte
zum Teil ebenfalls auf die zurückliegenden Probleme an der
„Ersten Schwelle“ zurückzuführen sein, zum Teil auf die
vorweggenommenen Hürden an der „Zweiten Schwelle“.
Die „Erste Schwelle“ spielt insofern eine Rolle, als auch auf-
fallend viele Jugendliche beim Übergang ins Schulberufs-
system Zugeständnisse bei der Berufswahl machten. Es sei
in diesem Zusammenhang erwähnt, dass knapp die Hälfte
der Ausbildungsanfänger/-innen in Schulberufen auch
nach einer Ausbildungsmöglichkeit im dualen System
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Tabelle 2 Einflussgrößen auf die Entwicklung der Abbruchrate – Ergebnisse einer
Cox-Regression

Untersuchte Einflussgrößen 1) eβ

Schulabschluss
Referenz: maximal Hauptschulabschluss 1
• mittlerer Abschluss ,653**
• Abitur, Fachhochschulreife ,636*

Durchschnittszeugnisnote
(bei Schulabgang) 1,415***

Geschlecht
Referenz: männlich 1
• weiblich 1,296

Migrationshintergrund
Referenz: ohne Migrationshintergrund 1
• mit Migrationshintergrund 1,430*

Art des Berufs
Referenz: gewerblich-technischer Beruf 1
• Dienstleistungsberuf ,979

Ausbildung und Wunschberuf
Referenz: „ist mein Wunschberuf“ 1
• „hat Ähnlichkeiten mit meinem Wunschberuf“ ,898
• „ist nicht mein Wunschberuf“ 3,622***
• „habe keinen besonderen Wunschberuf“ 1,179

Ausbildungsform
Referenz: betriebliche Ausbildung 1
• Ausbildung in einem Schulberuf 2,883***

Zeitliche Veränderung der Auswirkung der
Ausbildungsform auf die Abbruchrate
Referenz: betriebliche Ausbildung 1
• schulische Ausbildung 1,685**

Gesamtmodell: χ2 = 159,656 df = 11 p = ,000

1) Die in der rechten Spalte aufgeführten Effektkoeffizienten eβ geben an, welchen Einfluss die ver-
schiedenen Variablen und Gruppenzugehörigkeiten auf die Abbruchrate haben. Werte größer als 1
deuten auf eine (im Vergleich zur jeweiligen Referenzgruppe) höhere Abbruchwahrscheinlichkeit
hin, Werte kleiner als 1 auf eine geringere. Der Effektkoeffizient der Durchschnittszeugnisnote
beziffert die Auswirkung einer um eine Note schlechteren Schulleistung.
Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05; ** p ≤ 0,01; *** p ≤ 0,001.

Quelle: BIBB-Übergangsstudie 2006. Basis: Personen der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988,
deren erste Berufsausbildung eine betriebliche Ausbildung oder eine schulische war
(ungewichtete Fallzahl: n = 3.071).



gesucht hatte. Dem Schulberufssystem kommt offenbar
eine Auffangfunktion zu, zumal seine Zugangsregelungen
weniger marktabhängig sind. Allerdings schienen die
Anforderungen in der schulischen Berufsausbildung oft
unterschätzt worden zu sein; die von den Abbrecherin-
nen/Abbrechern relativ oft genannten Überforderungs-
gefühle deuten darauf hin, dass ein Teil nicht die für die
Schulberufe erforderliche Vorqualifikation mitbrachte.

Wie die Ergebnisse zeigten, müssen Jugendliche in Schul-
berufen mit deutlich größeren Hürden an der „Zweiten
Schwelle“ rechnen. Dies ist den Schülerinnen und Schülern
offenbar bewusst, und die befürchteten Probleme veran-
lassen einen Teil, sich nach alternativen Bildungsgängen
umzusehen. Nicht wenige entscheiden sich gegebenenfalls
für einen Abbruch, um in solche Alternativen einmünden
zu können; aber auch viele warten damit bis zum Abschluss
ihrer ersten Berufsausbildung. Die langfristigen Folgen einer
solchen Doppel- bzw. Höherqualifizierung sind aus indi-
vidueller Sicht sicherlich nicht negativ zu werten. Grund-
sätzlich verringert eine umfassende Bildung das Risiko zu-
künftiger Erwerbslosigkeit. Gleichwohl wirft der recht hohe
Anteil von Absolventinnen/Absolventen, der ohne län-
gere Beschäftigungserfahrung gleich wieder in das Bildungs-
system einmündet, bildungsökonomische Fragen auf (vgl.
FELLER 2004). �
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Abbildung 2
Statusverteilung in den ersten
zwölf Monaten nach Abschluss
der ersten Berufsausbildung

Dargestellt ist, wie viele Jugend-
liche sich zu den unterschiedlichen
Zeitpunkten nach Ausbildungsab-
schluss in einem bestimmten Sta-
tus (z. B. Erwerbstätigkeit oder
Ausbildung) befanden. Es handelt
sich um eine monatsgenaue Dar-
stellung der Gesamtverteilung in
Prozent (gewichtet).

Dabei sind nur Jugendliche einbe-
zogen, die im Sommer 2005 oder
früher die Ausbildung abgeschlos-
sen, d. h. zum Befragungstermin
bereits einen Zeitraum von zwölf
Monaten nach Ausbildungsende
durchlaufen hatten.

� Arbeitslosigkeit, BA-Maßnahme (z. B. Ein-Euro-Job, ABM), Suchen nach/Warten auf Bildungsmöglichkeit, zu Hause, Sonstiges
� Wehr-/Zivildienst, freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr
� Fachoberschule, Fachgymnasium, berufliche Bildungsmaßnahme einschl. Weiterbildung (außer Berufsausbildung)
� voll qualifizierende Ausbildung einschl. Studium
� Erwerbstätigkeit, befristet oder unter 20 Wochenstunden
� unbefristete Erwerbstätigkeit mit mindestens 20 Wochenstunden

Quelle: BIBB-Übergangsstudie 2006. Basis: Personen der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988, die als erste Berufsausbildung eine betriebliche oder eine
schulische Berufsausbildung begonnen und abgeschlossen hatten und deren Ausbildungsabschluss mindestens 12 Monate zurücklag (ungewich-
tete Fallzahlen: betriebliche Ausbildung: n = 860; Ausbildung in einem Schulberuf: n = 207).
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� Die Wege von Hauptschulabsolventinnen

und -absolventen in eine Ausbildung differen-

zieren sich zunehmend aus. Nur einer Minder-

heit gelingt am Ende der Pflichtschulzeit der

direkte Einstieg in die Berufsausbildung. Der

größere Teil ist gezwungen, unterschiedliche

Zwischenschritte zu gehen. Wie orientieren sie

sich in dieser Situation? Welche Wege gehen

sie? Welche dieser Wege sind erfolgreich? Und

welche dieser Wege sind mit Risiken behaftet?

Um Antworten auf diese Fragen zu suchen,

werden seit März 2004 die Bildungs- und Aus-

bildungswege von Jugendlichen mit Haupt-

schulbildung in einer Längsschnittunter-

suchung verfolgt. Für sie lassen sich die

Übergänge aus der Schule in Ausbildung nach-

zeichnen.

Jugendliche mit Hauptschulabschluss
müssen in ihrer Planung flexibel sein

Knapp die Hälfte der Befragten wollte im März 2004 unmit-
telbar nach der Schule eine Berufsausbildung beginnen, gut
ein Viertel weiter die Schule besuchen. 14 Prozent sahen
die Teilnahme an einem Angebot der Berufsvorbereitung
als nächsten Schritt. Sechs Prozent wussten noch nicht, was
sie als Nächstes tun wollten. Und nur eine kleine Minder-
heit (2 %) gab an, ohne vorherige Qualifizierung erst ein-
mal jobben und Geld verdienen zu wollen.
Zwischen März und Juni 2004 (dem Zeitpunkt einer zwei-
ten Befragung) mussten diese Pläne in vielen Fällen revi-
diert werden, weil die angestrebten nächsten Schritte
unrealistisch erschienen. Fragt man weiter, wo sich die
Jugendlichen im November 2004 tatsächlich befanden,
wird deutlich, dass die Anpassungsprozesse im Juni 2004
noch keineswegs abgeschlossen waren. Vielmehr mussten
sich viele bis zur tatsächlichen Platzierung im November
2004 weiter umorientieren (vgl. Abb. 1).

Bei den Revisionen von Plänen zwischen März und Juni
2004 blieben die bereits in der Erstbefragung sichtbaren
Unterschiede zwischen den Geschlechtern und den Jugend-
lichen mit und ohne Migrationshintergrund erhalten. So
wollten im Juni 2004 deutlich mehr Jungen (42 %) als
Mädchen (26 %) direkt eine Ausbildung beginnen. Junge
Migrantinnen und Migranten gaben weniger häufig als
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Das DJI-Übergangspanel

Die Längsschnittuntersuchung wird mit Förderung durch das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung und Mitteln aus dem institutio-
nellen Haushalt des Deutschen Jugendinstituts durchgeführt. Dabei wur-
den im März 2004 bundesweit rund 4.000 Schülerinnen und Schüler
im letzten Schulbesuchsjahr von Hauptschulen bzw. Hauptschulzügen
erstmals befragt. Ab November 2004 (dem ersten Übergangsjahr) fan-
den die Befragungswellen im halbjährlichen Abstand, ab dem vierten
Übergangsjahr 2007 bis 2009 finden sie jeweils jährlich statt. Die Basis-
erhebung wurde im Klassenverband per Fragebogen durchgeführt. In
den Folgeerhebungen kommt CATI (computer assisted telephone inter-
viewing) zum Einsatz (zum Methodenwechsel im Übergangspanel vgl.
GAUPP /KUHNKE / SCHWEIGARD 2006). Der vorliegende Bericht umfasst den
Untersuchungszeitraum von der Basiserhebung (März 2004) bis zum
dritten Übergangsjahr im November 2006 (zur Anlage und zu den
Ergebnissen aus dem DJI-Übergangspanel vgl. REIßIG /GAUPP / LEX 2008).



Jugendliche deutscher Herkunft an, unmittelbar eine Aus-
bildung anschließen zu wollen (30 % zu 41%). Den Wunsch
weiter zur Schule zu gehen, äußerten Mädchen (49 %) öfter
als Jungen (34 %). Jugendliche mit Migrationshintergrund
(47%) wollten häufiger als ihre deutschen Mitschüler/
-innen (34 %) weiter zur Schule gehen.

Deutlich weniger Jugendliche als geplant mündeten im
November 2004 tatsächlich in eine Ausbildung: Nur gut ein
Viertel aller Befragten konnte direkt nach Beendigung der
Schule eine Ausbildung aufnehmen. Die Ausbildungen, die
Mädchen am häufigsten begonnen haben, waren Friseurin,
Kinderpflegerin, Arzthelferin, Zahnarzthelferin und Ein-
zelhandelskauffrau. Bei den Jungen waren es Kfz-Mecha-
troniker, Maler/Lackierer, Koch, Industriemechaniker und
Anlagenmechaniker. Insgesamt entsprachen die erreich-
ten Ausbildungsberufe den im März 2004 genannten Wün-
schen, was allerdings nicht bedeutet, dass die Einzelnen
in ihre Wunschberufe einmünden konnten.

Gegen Ende der Pflichtschulzeit (im Juni 2004) war die
Gruppe derjenigen, die weiter zur Schule gehen wollten,
um (weitere) allgemeinbildende Schulabschlüsse zu erwer-
ben, ebenso groß wie die Gruppe der Befragten, die sofort
eine Ausbildung aufnehmen wollten. Tatsächlich ging im
November 2004 die größte Gruppe weiter zur Schule. Der
weitere Schulbesuch war damit der quantitativ wichtigste
Anschluss für Hauptschulabsolventen. Auch die in den
ursprünglichen Plänen der Jugendlichen nur relativ selten
genannte Option, an einer berufsvorbereitenden Maßnah-
me teilzunehmen, erwies sich als quantitativ wichtiger
Anschluss: Im November 2004 befand sich jede/r vierte
Befragte in einer solchen Maßnahme. Der Eintritt in eine
Berufsvorbereitung als erster Schritt nach Beendigung der
Pflichtschulzeit wurde damit von ähnlich vielen Jugendli-
chen gewählt wie die Aufnahme einer Berufsausbildung.
Zwei Prozent nahmen ungelernt eine Arbeit auf. Neun Pro-
zent waren weder im Bildungssystem noch in Ausbildung,
noch in Arbeit.

Die Unterschiede zwischen den Geschlechtern und Jugend-
lichen mit und ohne Migrationshintergrund, die bereits bei
den ursprünglichen Plänen sichtbar wurden, verfestigten
sich im November 2004. Mehr Jungen als Mädchen traten
direkt in eine Berufsausbildung ein (30 % zu 21%). Nur
ein Fünftel der Jugendlichen mit Migrationshintergrund
nahm im Anschluss an die Pflichtschulzeit eine Ausbildung
auf, bei den Jugendlichen deutscher Herkunft war es ein
gutes Drittel. 40 Prozent der Mädchen gingen im Novem-
ber 2004 weiter zur Schule, bei den Jungen waren es nur
32 Prozent. Deutlich mehr Jugendliche mit Migrations-
hintergrund (39 %) als Jugendliche deutscher Herkunft
(29 %) versuchten, über einen weiteren Schulbesuch ihre
Chancen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu ver-
bessern.

Kontinuität und Brüche in den
weiteren Verläufen

Betrachtet man die Verteilung der Jugendlichen zu den ver-
schiedenen Zeitpunkten auf unterschiedliche Bildungs-
und Ausbildungsstationen, bleibt die Frage offen, auf wel-
chen Wegen sie in diese Stationen gelangt sind. Um diese
Frage zu beantworten, werden in einem nächsten Analy-
seschritt diese Wege längsschnittlich untersucht. Wo also
befanden sich im November 2006 die Jugendlichen, die
sich im November 2004 in der Schule, in Ausbildung oder
in Berufsvorbereitung befanden bzw. weder in Bildung
noch in Ausbildung oder Erwerbsarbeit waren?

Die Zuordnung zu den einzelnen Status (vgl. Abb. 2, S. 26)
basiert auf Angaben der Jugendlichen in den Interviews.
Neben der dualen betrieblichen Ausbildung umfasst die
Kategorie „Ausbildung“ auch die vollzeitschulische Aus-
bildung in beruflichen Schulen sowie die staatlich geför-
derte außer- und überbetriebliche Ausbildung in speziel-
len Ausbildungseinrichtungen. Die Kategorie „Schule“
umfasst neben Allgemeinbildenden Schulen auch die
Berufsbildenden Schulen, wenn dort ein allgemeinbilden-
der Schulabschluss erlangt werden soll. Unter „Berufsvor-
bereitung (BV)“ werden alle Angebote gefasst, die eine Vor-
bereitung oder Orientierung auf einen Beruf darstellen.
Neben schulischen Angeboten zur Berufsvorbereitung in
Berufsschulen, Berufsfachschulen oder Berufskollegs (z. B.
BVJ, BGJ) sind dies sonstige berufsvorbereitende Maßnah-
men (z. B. von der Bundesagentur für Arbeit geförderte
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen BvB). 42 Prozent
der Jugendlichen, die im November 2004 die Schule be-
sucht hatten, gingen im November 2006 noch immer zur
Schule. Ein gutes Drittel war in eine Berufsausbildung ein-
gemündet. Fünf Prozent befanden sich im November 2006
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Abbildung 1 Pläne und Platzierungen 2004

(n = 1.722 Jugendliche, die sich an allen zwischen März 2004 und November 2005 durchgeführten
insgesamt fünf Erhebungswellen beteiligt haben)

Quelle: DJI Übergangspanel, © DJI 2008
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in einem berufsvorbereitenden Angebot. Fast jede/r Zehn-
te war zu diesem Zeitpunkt weder in der Schule noch in
Berufsvorbereitung, Ausbildung oder Arbeit. Vier von fünf
Jugendlichen hatten also im zweiten Folgejahr nach Ende
des Pflichtschulbesuchs einen Anschluss in Ausbildung
oder Schule gefunden. Von den Jugendlichen, die sich im
November 2004 in einer Ausbildung befanden, waren neun
von zehn auch im November 2006 in Ausbildung. Jugend-
liche, so sie eine Ausbildung gefunden haben, brachen
diese also nur sehr selten vorzeitig ab (vgl. auch BEICHT /
ULRICH in diesem Heft). Von den Abbrechern waren im
November 2006 sechs Prozent unversorgt (weder in Berufs-
vorbereitung noch in Ausbildung oder Arbeit). Eine weitere
kleine Gruppe ging wieder zur Schule. Ein Prozent besuch-
te jetzt ein berufsvorbereitendes Angebot. Von denen, die
sich im November 2004 für ein berufsvorbereitendes Ange-
bot entschieden hatten, waren bis November 2006 gut die
Hälfte (52 %) in eine Ausbildung gewechselt. Der Anteil der-
jenigen, die sich erneut bzw. noch immer in Berufsvorbe-
reitung befanden, war mit sechs Prozent gering. Längere als
zweijährige Schleifen in der Berufsvorbereitung durchlief
also nur ein sehr kleiner Teil der Jugendlichen. Allerdings
waren 15 Prozent der Jugendlichen, die im Anschluss an
die Pflichtschulzeit ein berufsvorbereitendes Angebot
besucht haben, im dritten Übergangsjahr weder in der
Schule noch in Berufsvorbereitung, Ausbildung oder Arbeit.
Berufsvorbereitung hatte damit zwei sehr unterschiedliche
Funktionen: Für einen Großteil der Jugendlichen war sie
im Wortsinn ein vorbereitender Zwischenschritt, der

schließlich in eine berufliche Ausbildung führte. Für einen
geringeren Teil der Jugendlichen konnte sie nicht zur Inte-
gration ins Ausbildungssystem beitragen. Von den im
November 2004 Unversorgten war im November 2006
jede/r Fünfte in einer Schule, knapp die Hälfte war in Aus-
bildung, vier Prozent waren in Berufsvorbereitung und 16
Prozent waren wiederum unversorgt. Dies deutet auf eine
heterogene Zusammensetzung dieser Gruppe: Es sind ein-
mal Jugendliche, die im November 2004 (fünf Monate nach
Verlassen der Schule) am geplanten Anschluss in Ausbil-
dung oder Schule festhielten und spätestens bis zum Herbst
2006 in Ausbildung oder Schule eingemündet waren. Eine
zweite Gruppe stand allerdings bereits ein Jahr nach Ver-
lassen der Schule verfestigt außerhalb des Bildungs- und
Ausbildungssystems und fand auch bis November 2006 kei-
nen Weg zurück. Hier beginnen höchst problematische
Erwerbskarrieren.

Ausbildung als stabile Station für Jungen

Ein Vergleich der Verlaufswege von Mädchen und Jungen
zeigt, dass Jungen, die im November 2004 weiter zur Schu-
le gingen, häufiger anschließend in eine Ausbildung wech-
selten, während die Mädchen eher in der Schule blieben.
Wechsel aus der Schule in Berufsvorbereitung fanden bei
Jungen wie bei Mädchen eher selten statt. Jede/r Zehnte war
allerdings nach einem Zwischenschritt in der Schule im
November 2006 völlig unversorgt. Ausbildung erwies sich
insbesondere für die Jungen als eine stabile Station. Neun
von zehn Jungen, die im November 2004 eine Ausbildung
aufgenommen hatten, waren zwei Jahre später noch immer
in Ausbildung. Bei den Mädchen betrug dieser Anteil nur
78 Prozent; die „Aussteigerinnen“ gingen zum Teil wieder
zur Schule zurück (6 %), andere nahmen eine ungelernte
Arbeit auf (8 %). Völlig unversorgt blieben nach dem
Abbruch der Ausbildung fünf Prozent der Jungen und sechs
Prozent der Mädchen. Hinsichtlich der Wege nach Teil-
nahme an einem berufsvorbereitenden Angebot gab es nur
geringe Unterschiede zwischen den Geschlechtern: Jeweils
ca. die Hälfte war zwei Jahre später in Ausbildung. Mehr
Jungen (17%) als Mädchen (13 %) waren zwei Jahre nach
dem Besuch einer berufsvorbereitenden Maßnahme weder
in einer Schule noch in Berufsvorbereitung, Ausbildung
oder Arbeit.

Schulbesuch als wichtige Anschlussoption für
Jugendliche mit Migrationshintergrund

Deutliche Unterschiede in den Bildungs- und Ausbil-
dungswegen zwischen November 2004 und November
2006 gibt es auch zwischen Jugendlichen deutscher Her-
kunft und Jugendlichen mit Migrationshintergrund. Der
Schulbesuch stellte im November 2004 eher für junge
Migrantinnen und Migranten eine wichtige Anschluss-
option und eine eher langfristige Strategie dar. Fast jede/r
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Abbildung 2 Bildungs- und Ausbildungswege von Hauptschulabsolventinnen und
-absolventen (n = 1.322)

n = 1.322 (Jugendliche, die sich an allen zwischen März 2004 und November 2006 durchgeführten
insgesamt sieben Erhebungswellen beteiligt haben)

Die Prozentzahlen addieren sich nicht zu 100 Prozent, da mögliche Stationen der Jugendlichen (Wehr-
und Zivildienst, freiwilliges soziales/ökologisches Jahr, Praktika, Auslandsaufenthalte) aufgrund von
geringen Fallzahlen in der Auswertung nicht berücksichtigt wurden.

Quelle: DJI Übergangspanel, © DJI 2008
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Zweite befand sich auch zwei Jahre später noch in der Schu-
le. Bei den Jugendlichen deutscher Herkunft war es nur
ein gutes Drittel. Letztere hatten bis zum November 2006
dafür häufiger nach einer Zwischenstation in der Schule
eine Ausbildung aufgenommen (49 % zu 31%). Von denen,
die im November 2004 weiter zur Schule gegangen waren,
waren im November 2006 häufiger Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund (11%) als Jugendliche deutscher Herkunft
(7%) weder in einer Schule noch in Berufsvorbereitung,
Ausbildung oder Arbeit. Dagegen erwies sich Ausbildung
für Jugendliche mit Migrationshintergrund wie für Jugend-
liche deutscher Herkunft als eine sehr stabile Station. 86
Prozent der deutschen Jugendlichen und 84 Prozent der
Jugendlichen mit Migrationshintergrund, die im Novem-
ber 2004 eine Ausbildung aufgenommen hatten, waren
auch im November 2006 noch in der Ausbildung. Häufi-
ger gelang Jugendlichen deutscher Herkunft (58 %) als
Jugendlichen mit Migrationshintergrund (48 %) im Zeit-
raum von November 2004 bis November 2006 der Über-
gang von Berufsvorbereitung in Ausbildung. Von den im
November 2004 Unversorgten hatten zwei Jahre später
50 Prozent der deutschen Jugendlichen und 43 Prozent der
Migrantinnen und Migranten den Übergang in Ausbildung
geschafft. Jugendliche mit Migrationshintergrund wech-
selten dafür häufiger in Schulen. In beiden Gruppen war
ca. jede/r Siebte auch 2006 unversorgt.

Wer kommt wann in Ausbildung?

Die vorangegangenen Aussagen haben deutlich gemacht,
dass es in den nach Ende des Pflichtschulbesuchs absol-
vierten Stationen und ihren Abfolgen Unterschiede zwi-
schen Teilgruppen der Untersuchungspopulation gab. Diese
Differenzen können unterschiedlichen Präferenzen, aber
auch unterschiedlichen Zugangsmöglichkeiten geschuldet
sein. In Abbildung 3 werden nun für einzelne Teilgruppen
die Anteile der in Ausbildung befindlichen Untersu-
chungspersonen für die drei Zeitpunkte nach Beendigung
der Pflichtschulzeit abgebildet. Dies gibt Hinweise auf Fak-
toren, die die Wahrscheinlichkeit eines Übergangs in
Berufsausbildung in diesem Zeitraum erhöht oder verrin-
gert haben. Hinsichtlich des direkten Übergangs in Aus-
bildung nach Ende des Pflichtschulbesuchs gibt es inner-
halb der Gruppe der jungen Migrantinnen und Migranten
deutliche Unterschiede. Von den in der Türkei geborenen
Jugendlichen begannen nur fünf Prozent sofort eine Aus-
bildung. Bei den nicht in Deutschland geborenen Aussied-
lerjugendlichen waren es immerhin 18 Prozent. Ein feh-
lender Schulabschluss (am Ende der Pflichtschulzeit)
erschwerte eindeutig den direkten Übergang. Hinderlich
war auch das Fehlen eines konkreten Berufswunsches. Von
den Jugendlichen, die im März noch nicht wussten, wel-
chen Beruf sie lernen wollen, gelangten im November nur
sieben Prozent in Ausbildung. Zu besonders hohen Antei-

len begannen Jungen (30 %) sowie Jugendliche deutscher
Herkunft (36 %) sofort eine Ausbildung.
Diese Unterschiede zwischen den Teilgruppen setzten sich

auch in den Folgejahren fort: 60 Prozent der Jungen und
63 Prozent der Jugendlichen deutscher Herkunft befan-
den sich im November 2006 in Ausbildung, aber nur
47 Prozent der Mädchen und 48 Prozent der Jugendlichen
mit Migrationshintergrund. Nur 36 Prozent der Jugendli-
chen mit unklarem Berufswunsch sind zu diesem Zeitpunkt
in Ausbildung und 39 Prozent der in der Türkei gebore-
nen Jugendlichen. Aber es gibt auch eine Gruppe, die Nach-
teile beim unmittelbaren Einstieg im weiteren Übergangs-
verlauf zumindest teilweise kompensieren kann: Von den
nicht in Deutschland geborenen Aussiedlern sind bis
November 2006 immerhin 58 Prozent in Ausbildung, von
den Jugendlichen, die am Ende der Pflichtschulzeit ohne
Schulabschluss waren, 56 Prozent.

Risikofaktoren beim Übergang weiter
präzisieren

Insgesamt bestätigen die Ergebnisse des DJI-Übergangspa-
nels den Befund, dass die Bildungs- und Ausbildungswege
von Jugendlichen mit Hauptschulbildung mitunter lang
und kompliziert sind. Dabei orientieren sich die Schüle-
rinnen und Schüler mehrheitlich an der traditionellen

Abbildung 3 Anteile der in Ausbildung befindlichen Personen für verschiedene
Untergruppen jeweils im November 2004, 2005 und 2006
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Abfolge „Pflichtschulbesuch – Berufsausbildung“. Aller-
dings kann nur eine Minderheit tatsächlich diese Abfolge
von Schritten gehen: Der direkte Übergang aus der Schule
in eine Berufsausbildung gelingt nur einem Viertel der
Jugendlichen. Nach der Pflichtschulzeit weiter zur Schule
zu gehen, ist für einen Teil der Jugendlichen eine Antwort
auf fehlende Zugangsmöglichkeiten zur Ausbildung. Für
andere (vor allem Mädchen und Jungen mit Migrations-
hintergrund) ist es von vornherein eine Präferenz. Die
Ergebnisse zeigen, dass diese Strategie des „Chancen-Opti-
mierens“ für einen Teil der Jugendlichen die Möglichkeit
der Aufnahme einer Ausbildung verbessert.

Ein Ausgangspunkt für die Betrachtung der Übergänge von
Hauptschülerinnen und Hauptschülern war, dass wir es mit
einer heterogenen Gruppe zu tun haben: Das Fehlen von
Bildungsabschlüssen, also das Verlassen der Schule ohne
Hauptschulabschluss, hatte für die von uns befragten
Jugendlichen insbesondere im direkten Übergang aus der
Schule einen negativen Effekt auf die Aufnahme einer Aus-
bildung. Die Ausbildungsquoten in dieser Gruppe verbes-
serten sich in den Folgejahren deutlich. Bei der Betrachtung
der Ausbildungsquoten wurde auch deutlich, dass es jun-
gen Frauen und Jugendlichen mit Migrationshintergrund
vergleichsweise schlechter gelingt, in Ausbildung zu gelan-
gen. In der Gruppe der jungen Migrantinnen und Migran-
ten erweisen sich vor allem die Jugendlichen türkischer

Herkunft als stark benachteiligt. Die Benachteiligungen der
jungen Frauen und der Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund setzen sich, mit Ausnahme der jungen Aussied-
lerinnen und Aussiedler, in den Folgejahren fort.

Neben den überwiegend erfolgreichen Bildungs- und Aus-
bildungswegen der befragten Hauptschulabsolventinnen
und -absolventen sind aber auch Gruppen auszumachen,
die selbst 30 Monate nach Ende der Pflichtschulzeit noch
keinen Erfolg bei der Platzierung auf dem Ausbildungs-
markt hatten und zum Teil über längere Zeiträume gänz-
lich unversorgt sind. Erste Hinweise auf besondere Risiko-
gruppen sowie spezifische Bedingungsgefüge lassen sich
den bislang ausgewerteten Verläufen entnehmen. Diese gilt
es in den weiteren Befragungen und Auswertungen zu prä-
zisieren, um konkreter Hinweise geben zu können, wie die
Gefahr, solche Gruppen aus dem Ausbildungs- und Beschäf-
tigungssystem auszuschließen, verringert werden kann. �
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Fachkräfte mit Migrations-
hintergrund – Übergänge vom
Studium in den Beruf begleiten

DÖRTHE JUNG, STEFFI SCHUBERT

� Junge Akademiker und Akademikerinnen

mit Migrationshintergrund stellen eine quali-

fizierte Gruppe junger Frauen und Männer dar,

die sich auf dem hiesigen Stellenmarkt posi-

tionieren. In dem bundesweit angelegten Men-

toringprogramm NetWork.21 erhalten sie beim

Übergang von Studium zum Beruf individuelle

Begleitung. Der Beitrag stellt Ergebnisse der

wissenschaftlichen Begleitung vor.

Wechsel in der Perspektive auf
Fachkräfte von morgen erforderlich

Die öffentliche Diskussion um junge Ausländer/-innen und
Migrantinnen und Migranten rückt überwiegend deren
benachteiligende Voraussetzungen in den Vordergrund, die
zu schlechter Schulbildung, geringer beruflicher Qualifi-
kation und hohem Förderbedarf führen und perspektivisch
wenig gesellschaftliche Chancen eröffnen (vgl. die aktuel-
len Ergebnisse der PISA-Studie: www.oecd.org/de/immi-
grantpopulations). Im Unterschied dazu ist die Situation
der Migrantinnen und Migranten mit erfolgreichen schu-
lischen und Ausbildungskarrieren wenig erforscht. Auch in
der Diskussion um Fachkräftemangel und qualifiziertes
Arbeitskräftepotenzial wird diese Zielgruppe und deren
Potenzial eher selten angesprochen (SAGLAM 2008).
Dass hier eine Perspektiverweiterung notwendig ist, legen
die neusten Zahlen des Mikrozenus nahe (STATISTISCHES

BUNDESAMT 2007). Schon heute hat jedes fünfte Kind in

Deutschland einen Migrationshintergrund1, der Anteil der
jungen Frauen und Männer aus dieser Zielgruppe an der
Bevölkerung unter 25 Jahren beträgt knapp 30 Prozent
(KONSORTIUM BILDUNGSBERICHTERSTATTUNG 2006, S. 142).
In Zukunft wird es angesichts dieser demografischen Trends
darum gehen, die Perspektive auf die Gruppe der jungen
Migrantinnen und Migranten im Kontext des Fach- und
Führungskräftebedarfs stärker zu differenzieren, nicht nur
die Benachteiligung, sondern vielmehr deren Potenziale zu
erkennen und ihre Leistungsträger zu identifizieren. Aktu-
ell beträgt der Anteil dieser Bevölkerungsgruppe an den Stu-
dierenden acht Prozent (ISSERSTEDT u. a. 2007). Dass dies
unter volkswirtschaftlichen wie unter zivilgesellschaft-
lichen Gesichtspunkten inakzeptabel ist, darum wirbt ein
bundesweites Modellprojekt mit dem Titel „NetWork.21 –
Leben und Arbeiten in der transkulturellen Gesellschaft“, das
junge Akademiker/-innen mit Migrationshintergrund
anspricht.

Den erfolgreichen Einstieg in den
Beruf unterstützen

Mit NetWork.21 wird ein Mentoringprogramm erprobt, das
das Ziel der beruflichen Förderung mit einer zivilgesell-
schaftlichen Ausrichtung verbindet. Es sind junge Frauen
und Männer mit unterschiedlichem kulturellem und
ethnischem Hintergrund im Übergang vom Studium zum
Beruf angesprochen. Im Mittelpunkt steht die Begleitung
durch engagierte, ehrenamtliche Mentorinnen und Men-
toren. Parallel hierzu stellen Seminare weitere Qualifizie-
rungsangebote dar, um neben
der beruflichen Orientierung
auch Kompetenzen für den
globalen Arbeitsmarkt, für In-
terkulturalität und Geschlech-
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Mentoring bei Network.21

NetWork. 21 steht für Leben und Arbeiten in einer transkulturellen
Gesellschaft, in der Menschen unterschiedlicher Kultur und Religion
gemeinsam ihr Leben gestalten und verantworten.

Mentoring ist eine intensive Form der Förderung. Sie erfolgt im
Tandem, „face to face“, wobei eine erfahrene Person eine weniger
erfahrene in einer wichtigen Phase ihres Lebens unterstützt.

Teilnehmende: 14 Frauen und sieben Männer mit und ohne Migra-
tionshintergrund erhalten eine Begleitung durch erfahrene Fach- und
Führungskräfte und Förderung durch Seminare und Trainings.

Eine Mentoring-Phase umfasst acht Monate. Sie beginnt mit einer
gemeinsamen Auftaktveranstaltung, ist geprägt durch Treffen und infor-
melle Kontakte zu zweit und endet mit einer Bilanz-Tagung und einem
kurzen Erfahrungsbericht.

Projektförderung: Das Programm hat eine Laufzeit von drei Jahren
und umfasst drei Mentoringdurchgänge. Das Projekt wird vom
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und mit
Mitteln des EU-Sozialfonds gefördert.

Projektträger: Thomas-Morus-Akademie

Wissenschaftliche Begleitung: Dörthe Jung Unternehmensberatung,
Frankfurt a. M.

Informationen im Web: www.projekt-network21.de

1 Personen mit direkten und familiär vermit-
telten Migrationserfahrungen. Der Anteil
der Personen mit Migrationshintergrund an
der Gesamtbevölkerung beträgt 19 %.



terfragen zu stärken sowie die Auseinandersetzungen für
ein zukünftiges gesellschaftliches Engagement zu ermögli-
chen. Das Modellprojekt versteht sich bewusst nicht als ein
Migrantenprojekt, es nimmt die gesellschaftliche Realität
des interkulturellen Zusammenlebens zur Ausgangslage.
Entsprechend sind junge Akademiker/-innen mit und ohne
Migrationshintergrund beteiligt. Zur Überprüfung von
Erfolgskriterien und der Übertragbarkeit in andere gesell-
schaftliche Kontexte ist eine externe wissenschaftliche
Begleitung eingesetzt, deren erste Evaluationsergebnisse im
Folgenden kurz dargestellt werden.

Zuspruch und Attraktivität von NetWork.21 bestätigen, dass
auch für gut ausgebildete junge Menschen in der Phase des
Übergangs vom Studium zum Beruf und in der Zeit des
Berufseinstiegs ein großer Orientierungsbedarf besteht. Die-
ser kann vielfältiger Natur sein:
• Unsicherheiten in der Berufswahl,
• Schwierigkeiten bei der Jobsuche oder beim Jobeinstieg,
• Unterstützung bei der Lebensplanung im Hinblick auf

die gewünschte Work-Life-Balance.

Neu für die Führungs- und Fachkräftediskussion kann die
Erkenntnis sein, dass die angesprochene Zielgruppe häu-
fig ihre beruflichen Ziele und Perspektiven mit einem brei-
ten Interessenkanon an gesellschaftlichem Engagement
verbindet. Für die jungen Frauen und Männern mit Migra-
tionshintergrund geht dieses einher mit dem Bewusstsein
der Verantwortung, ihren häufig in Relation zum Eltern-
haus erreichten Bildungsaufstieg nicht nur individuell zu
nutzen, sondern auch Vorbildfunktion zu übernehmen,
dass Migrantinnen und Migranten beruflich und gesell-
schaftlich ihre Chancen wahrnehmen.

Migrationshintergrund als Potenzial
künftiger Fach- und Führungskräfte

Im Vergleich zu klassischen Einwanderungsländer ist die
Zuwanderung nach Deutschland in den 1960er- und
1970er-Jahren durch eine geringe Qualifikationsstruktur der
Zuwanderer gekennzeichnet. Dadurch, dass in Deutschland
die Bildungschancen in erheblichem Maße vom Bildungs-
hintergrund der Eltern abhängig sind, liegt hier ein wesent-
licher Faktor für die hohe Benachteiligung von Kindern aus
Migrantenfamilien (BRÜCKER /RINGER 2008).

In der interkulturell gemischten Zusammensetzung der
Teilnehmer/-innen von NetWork.21 spiegelt sich diese
Struktur wider: Die jungen Akademiker mit Migrations-
hintergrund haben gegenüber dem Bildungsniveau ihrer
Eltern sehr häufig einen immensen Bildungssprung
geschafft. Demgegenüber kommen die Mentees ohne
Migrationshintergrund größtenteils aus bildungsnahen
Elternhäusern. Differenzen zeigen sich auch in der Bewäl-

tigung von Schwierigkeiten in ihren bisherigen Bildungs-
verläufen: Wenn Hürden zur Realisierung des Studiums vor-
handen waren, haben die jungen Migrantinnen/Migranten
diese vergleichsweise eher zur Erreichung ihrer Ziele über-
wunden. Wie auch andere Untersuchungen zeigen, ist diese
Zielgruppe häufig hoch motiviert und durchsetzungsstark,
gleichwohl hat sie weiterhin mit Widerständen und dis-
kriminierenden Einstellungen zu kämpfen (RAISER 2007;
ISSERSTEDT u. a. 2007). Dies trifft insbesondere auch beim
Berufseinstieg zu, für den es zwar institutionalisierte Unter-
stützungsangebote gibt – wie die Berufsberatung durch
Schule und Arbeitsagenturen –, diese werden jedoch häu-
fig nicht genutzt und als wenig hilfreich wahrgenommen
(DEUER 2008). Nicht zuletzt deshalb wird ein weiteres Ziel
von NetWork.21, ein bundesweites Netzwerk von Kompe-
tenzen und Kontakten aufzubauen, positiv aufgegriffen: Für
junge Frauen und Männer mit Migrationshintergrund ist
dies eine Chance, fehlendes soziales Kapital der Her-
kunftsfamilie in anderen sozialen Kontexten zu erwerben.

Vorbildfunktion sowie
gesellschaftliche Integration

Das Modellprojekt NetWork.21 verdeutlicht nicht nur, dass
junge Akademiker/-innen mit Migrationshintergrund ein
großes Potenzial für den zukünftigen Arbeitsmarkt darstel-
len. Die ersten Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung
bestätigen auch das Ziel des Projekts, den Mainstream in der
Migrations- und Integrationsdebatte zu erweitern, den Blick
auf die Bildungsgewinner/-innen und deren Erfolgsfaktoren
zu richten. Bei diesen Nachwuchskräften, die neben ihrer
fachlichen Qualifikation auch interkulturelle Kompetenz
sowie eigene Erfahrungen gesellschaftlicher Integration mit-
bringen, kann es sich um eine neue Generation von Füh-
rungskräften handeln, die eine positive Vorbildfunktion für
künftige Generationen übernehmen und mit dafür sorgen,
dass der Benachteiligungsmechanismus des Bildungs-
systems langfristig durchbrochen wird. �

30 BWP 3/2008

Bericht mit der Analyse zu Bildung
und Migration. Bielefeld 2006
RAISER, U.: Erfolgreiche Migranten
im deutschen Bildungssystem. Es
gibt sie doch: Lebensläufe von Bil-
dungsaufsteigern türkischer und
griechischer Herkunft. Münster
2007
SAGLAM, Ö.: Bewerber mit Migra-
tionshintergrund. Interkulturelle
Potenziale erkennen und nutzen. In:
Personalführung (2008) 2, S. 30–36
STATISTISCHES BUNDESAMT: Bevölke-
rung und Erwerbstätigkeit. Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund.
Ergebnisse des Mikrozensus 2005.
Wiesbaden 2007

Literatur

BRÜCKER, H.; RINGER, S.: Ausländer
in Deutschland vergleichsweise
schlecht qualifiziert. In: IAB-Kurz-
bericht (2008) 1
DEUER, E.: Rekrutierung von Nach-
wuchskräften. In: Personalführung
(2008) 3, S. 14–15
ISSERSTEDT, W. u. a.: Die wirtschaft-
liche und soziale Lage der Studie-
renden in der Bundesrepublik
Deutschland 2006. 18. Sozialerhe-
bung des Deutschen Studenten-
werks. Bonn/Berlin 2007
KONSORTIUM BILDUNGSBERICHT-
ERSTATTUNG: Bildung in Deutsch-
land. Ein indikatorengestützter

I M B L I C K P U N K T



AusbildungPlus – aktuelle
Qualifikationstrends

ANDREA STERTZ

� Der wachsende Bedarf der Unternehmen an

qualifizierten und praxiserfahrenen Nach-

wuchskräften stellt die Berufsausbildung vor

neue Herausforderungen. Durch ein vermehr-

tes Angebot von anspruchsvollen Bildungs-

gängen, wie beispielsweise Ausbildungsange-

boten mit Zusatzqualifikationen oder dualen

Studiengängen, wird diesem steigenden Qua-

lifizierungsbedarf begegnet.

Das Projekt AusbildungPlus

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat im Oktober 2007
vom Institut der deutschen Wirtschaft in Köln das Inter-
netportal AusbildungPlus (siehe Abb. 1) übernommen,
welches seit dem Jahr 2001 über das von Betrieben oder
anderen Bildungsanbietern vorgehaltene Angebot an
Zusatzqualifikationen in der Berufsbildung sowie über
duale Studiengänge informiert. Mit dem Projekt Ausbil-
dungPlus soll die Transparenz der Qualifizierungsangebo-
te erhöht werden. Wissenschaftliche Analysen der Daten-
bankinhalte machen darüber hinaus Qualifikationstrends
sichtbar und leisten somit einen wichtigen Beitrag zur Wei-
terentwicklung des Berufsbildungssystems.

Die Datenbank AusbildungPlus

Kernstück von AusbildungPlus ist eine Datenbank, die
sowohl die Zusatzqualifikationen, die für die Berufsbildung
angeboten werden, als auch die dualen Studiengänge
erfasst. Derzeit enthält die Datenbank mehr als 30.000 Aus-
bildungsangebote von Betrieben, in denen aktuell rund
122.900 Auszubildende/Studierende qualifiziert werden
können (Stand: April 2008). Davon nehmen derzeit 78.399
Auszubildende an zusätzlich qualifizierenden Maßnahmen
teil; 44.558 Studierende nehmen das Angebot der dualen
Studiengänge wahr. Das hohe Angebot verdeutlicht, dass
sich hochwertige Ausbildungsangebote zu einem bedeu-
tenden Qualifizierungsfeld in der beruflichen Bildung ent-
wickelt haben.

Zusatzqualifikationen – Begriff und
inhaltliche Schwerpunkte

Gemäß dem Berufsbildungsgesetz wird unter einer Zusatz-
qualifikation eine Maßnahme verstanden, die über das Aus-
bildungsberufsfeld hinaus zusätzliche berufliche Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt (§ 49 BBiG).
Damit eine Maßnahme als Zusatzqualifikation betrachtet
werden kann, sollte diese:
• während der Berufsausbildung stattfinden,
• sich auf fachliche Inhalte beziehen können, die z. B. das

Ausbildungsprofil erweitern,
• einen gewissen zeitlichen Mindestumfang aufweisen und

durch ein Zertifikat abgeschlossen werden können.

Der Begriff der Zusatzqualifikation wird im Sprachgebrauch
auf unterschiedliche Sachverhalte für die Berufsausbildung
und Weiterbildung angewendet. Im Projekt AusbildungPlus

BWP 3/2008 31

I M B L I C K P U N K TI M B L I C K P U N K TI M B L I C K P U N K T J U G E N D L I C H E – F A C H K R Ä F T E V O N M O R G E N !

Abbildung 1: Die Homepage www.ausbildung-plus.de



sind mit Zusatzqualifikationen solche Maßnahmen ange-
sprochen, die sich auf Qualifizierungen oberhalb der Min-
destanforderung der Ausbildungsordnung beziehen. Je
nach Zielen, Inhalten, Umfang und konkreten betrieb-
lichen Möglichkeiten und Bedingungen haben sich unter-
schiedliche organisatorische Modelle der Vermittlung von
Zusatzqualifikationen bewährt. Sie reichen von der Reali-
sierung im Betrieb über einen ergänzenden oder alterna-
tiven Berufsschulunterricht bis hin zu unterschiedlichen
Formen des Zusammenwirkens von Betrieb, Berufsschule
oder sonstigen Bildungsträgern (SCHRÖDER/TUSCHKE 2000).

Insgesamt werden derzeit bundesweit rund 2.255 (Stand:
April 2008) verschiedene Zusatzqualifikationen (Modelle)
angeboten (s. Tab. 1). Im Jahr 2007 haben 78.399 Auszu-
bildende die Möglichkeit einer zusätzlichen Qualifizierung
wahrgenommen, dies entspricht gegenüber dem Vorjahr
einer Steigerung um gut 14,4 % Prozent (2006: 68.518 Aus-
zubildende).
Die inhaltlichen Schwerpunkte von Zusatzqualifikationen
liegen in den Bereichen Internationales, Betriebswirtschaft,
EDV und Technik. Rund 28.600 Auszubildende und damit
36 Prozent der Teilnehmenden erlernen Fremdsprachen

oder absolvieren im Rahmen ihrer Ausbildung Auslands-
aufenthalte. Speziell für Auszubildende in den kaufmän-
nischen Berufen hat die Wirtschaft in Zusammenarbeit mit
den Berufsschulen und Kammern interessante Ausbil-
dungsangebote entwickelt, um die Nachwuchskräfte auf
qualifizierte Tätigkeiten vorzubereiten. In den sogenann-
ten Assistentenausbildungsgängen, die Abiturienten und
Fachoberschülern eine praxisnahe Alternative zum Studi-
um bieten, werden beispielsweise den Auszubildenden
zusätzliche kaufmännische Kenntnisse vermittelt. Im
Bereich EDV und IT liegt der Hauptanteil der Angebote
auf den sogenannten Anwenderschulungen, in denen Aus-
zubildende umfassende Kenntnisse über Standardsoft-
wareprodukte erwerben (Excel, Word, Access etc.). Der
Schwerpunkt technischer oder technologischer Zusatzqua-
lifikationen liegt im produktionsorientierten Gewerbe und
in den Handwerksbetrieben. Unter den sonstigen Zusatz-
qualifikationen sind solche erfasst, die betriebsspezifische
oder allgemeinbildende, künstlerische oder naturwissen-
schaftliche Qualifikationen beinhalten (WALDHAUSEN/
WERNER 2005, S. 11 ff.).

Duale Studiengänge – Aktuelle
Entwicklungen

Duale Studiengänge unterscheiden sich von einem klassi-
schen Studium durch eine stärkere Einbindung der Praxis
in den Studienablauf. Alle dualen Studiengänge sind da-
durch gekennzeichnet, dass sie die Lernorte Betrieb und
Hochschule verbinden. In der Literatur erfolgt eine Ein-
teilung in vier Formen:
• Ausbildungsintegrierte duale Studiengänge richten sich

an Studieninteressenten ohne Berufsausbildung mit
Fachhochschul- oder Hochschulreife. Während des
Grundstudiums wird eine verkürzte betriebliche Ausbil-
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf absolviert.

• Berufsintegrierte duale Studiengänge bieten sich für die-
jenigen an, die eine abgeschlossene Berufsausbildung mit
oder ohne Fachabitur bzw. Hochschulreife vorweisen
können. Das Studium wird mit einer beruflichen Teil-
zeittätigkeit verknüpft.

• Bei den berufsbegleitenden dualen Studiengängen wird
das Studium neben einer beruflichen Vollzeittätigkeit
absolviert.

• Die praxisintegrierten dualen Studiengänge richten sich
an Studierende ohne Berufsausbildung mit Fachhoch-
schulreife bzw. Abitur und kombinieren das Studium mit
einer beruflichen Teilzeittätigkeit (MUCKE 2003).

In den vergangenen Jahren hat sich das Angebot an dualen
Studiengängen kontinuierlich erweitert. Inzwischen gibt es
694 ausbildungsintegrierte duale Studiengänge an Berufs-
akademien, Fachhochschulen, Wirtschafts- und Verwal-
tungsakademien und Universitäten (s. Tab. 2).
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Tabelle 1 Inhaltliche Schwerpunkte von Zusatzqualifikationen

Inhalte der Zusatzqualifikationen Modelle Auszubildende

BWL 242 13.195
Internationales 718 28.693
Technik 307 3.745
EDV/ IT 282 7.906
Gesundheit 90 2.122

Schlüsselqualifikationen 159 8.679

Bauwesen 126 2.418

Fachhochschulreife 183 7.428

Medien /Telekomm. 28 844

Tourismus/Gastronomie 49 715

Gartenbau/Land- / Forstwirtschaft 12 564

Sonstige 59 2.090

Summe 2.255 78.399

Quelle: AusbildungPlus (Stand: April 2008)

Tabelle 2 Fachrichtungen von dualen Studiengängen

Fachrichtung Angebote an Beteiligte Studierende/
dualen Unternehmen Auszubildende

Studiengängen

Absolut

Wirtschaftswissenschaften 303 14.137 25.293

Ingenieurwissenschaften 233 6.115 11.348

Informatik 106 3.050 5.093

Wirtschaftsingenieurwissenschaften 26 812 1.211

Sozialwesen 23 755 1.401

Sonstige 3 6 212

Summe 694 24.875 44.558

Quelle: AusbildungPlus (Stand: April 2008)



Die Auswertung der Datenbank im April 2008 zeigt, dass
die Wirtschafts- und Ingenieurwissenschaften sowohl die
meisten Angebote an dualen Studiengängen aufweisen als
auch die größte Anzahl an Studierenden. Im Bereich der
Wirtschaftswissenschaften beenden die meisten Studie-
renden ihr duales Studium mit einem Diplom in der
Betriebswirtschaftslehre. Dieses wird in der Regel mit einer
kaufmännischen Lehre kombiniert. Bei den Ingenieurwis-
senschaften werden am häufigsten die Fachrichtungen
Maschinenbau und Elektrotechnik angeboten (WALDHAU-
SEN/WERNER 2005, S. 31 ff.).
Die meisten der ausbildungsintegrierten dualen Studien-
gänge wurden 2007 von den Berufsakademien (328 Ange-
bote) und den Fachhochschulen (313 Angebote) offeriert
(AusbildungPlus, Stand: April 2008). Insgesamt hat die
Angebotsvielfalt bei den dualen Studiengängen in den
vergangenen Jahren deutlich zugelegt. Durch eine enge
Kooperation von Hochschule und Unternehmen tragen die
dualen Studiengänge dazu bei, die Ausbildung an die
Arbeitsmarkterfordernisse besser anzupassen.

Ausblick

Zusatzqualifikationen und duale Studiengänge unterstüt-
zen die Weiterentwicklung des Berufsbildungssystems. Sie
tragen zu einer besseren Verzahnung der Aus- und Weiter-
bildung bei und fördern die Durchlässigkeit zwischen
Berufs- und Hochschulbildung.
Auswertungen der Datenbank AusbildungPlus haben
gezeigt, dass die Anzahl der Angebote in den vergangenen
Jahren zugenommen hat. Beispielsweise wurden 2007 rund
5,8 Prozent mehr Modelle bei den Zusatzqualifikationen als
2006 angeboten. Bei den dualen Studiengängen war ein
Zuwachs von 14,1 Prozent zu verzeichnen. Auch auf der
entsprechenden Nachfrageseite war eine steigende Tendenz
zu beobachten. Lag die Anzahl der zur Verfügung stehen-
den Plätze im Jahr 2006 bei 68.518, waren es 2007 bereits
78.399. Da auch in Zukunft die Betriebe zeitnah auf ver-
änderte Qualifikationsanforderungen reagieren können müs-
sen, liegt es nahe, dass sich dieser Trend fortsetzen wird. �
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Verwertung beruflicher
Qualifikationen bei
ausgebildeten Fachkräften

ANNINA AßMANN, ANJA HALL

� Die Frage, ob Absolventen einer beruflichen

Ausbildung später tatsächlich im erlernten

Beruf beschäftigt sind, ist auf der Grundlage

von Kennwerten amtlicher Statistik nur

schwer zu beantworten. Eine differenzierte

Einschätzung ist mit Hilfe einzelner Indikato-

ren der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung

2006 möglich. Dies wird am Beispiel der Aus-

bildung zum/r Friseur/-in veranschaulicht.

Wie die Verwertung fachlicher
Qualifikationen sichtbar machen?

Ziel einer dualen Berufsausbildung in Deutschland ist es,
„jungen Menschen beim Einstieg in die Berufswelt die volle

berufliche Handlungsfähig-
keit in einem breit angeleg-
ten Tätigkeitsbereich zu ver-
mitteln, die sie befähigt, den
sich stetig wandelnden An-
forderungen der Arbeitswelt
gerecht zu werden“ (BIBB
2006). Eine berufliche Aus-
bildung, die neben guten
Berufschancen im Beruf
auch eine breite, in anderen
Berufen anwendbare Aus-
bildung vermittelt, macht
Individuen flexibel und un-
abhängig von schlechten

Arbeitsbedingungen im engeren Berufsumfeld (zur Defini-
tion von Flexibilität siehe JANSEN / CLAUSS 1984; HALL

2007). Aber welche Berufe werden von Absolventen betrieb-
licher Ausbildungsgänge tatsächlich ausgeübt? Arbeiten Sie
in ihrem erlernten Beruf, oder haben sie diesem den Rücken
gekehrt, und welche beruflichen Konsequenzen hat dies?
Leicht zu beantworten sind diese Fragen nicht. Denn den
rund 300 dualen Ausbildungsberufen in Deutschland ste-
hen mehrere Tausend gegenüber, die einen mehr oder
weniger hohen Verwandtschaftsgrad aufweisen. Auch ein
Kennziffernvergleich anhand der Klassifizierung der Beru-
fe des Statistischen Bundesamtes (1992), in die auch die
staatlich anerkannten Ausbildungsberufe eingeordnet sind,
kann auf diese Fragen kaum Antworten geben (zur Proble-
matik eines Kennziffernvergleichs vgl. HALL 2007).
Demgegenüber bietet die BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefra-
gung 2006 (siehe Kasten) die Möglichkeit, Aussagen über
den beruflichen Verbleib und die Verwertung beruflicher
Qualifikationen zu machen. Die Befragten wurden u. a.
darum gebeten anzugeben,
• ob sie im erlernten, in einem verwandten oder einem

ausbildungsfremden Beruf tätig sind
• in welchem Maß sie in der Ausbildung erworbene Kennt-

nisse in ihrer jetzigen Tätigkeit verwerten können und
• ob sie ausbildungsadäquat (d. h. mindestens als qualifi-

zierte/r Angestellte/r oder Facharbeiter/-in) beschäftigt
sind.

Befunde der Erwerbstätigenbefragung 2006

Nach der Erwerbstätigenbefragung 2006 arbeiten aktuell 27
Prozent aller Erwerbstätigen mit betrieblichem Ausbil-
dungsabschluss im erlernten Beruf und 33 Prozent in einem
mit der Ausbildung verwandten Beruf. 40 Prozent der
Erwerbstätigen sind außerhalb ihres erlernten Berufs tätig
(vgl. Abb. 1). Dies hat deutlich negative Konsequenzen für
die Verwertung erworbener Qualifikationen einerseits und
für die berufliche Positionierung andererseits. Denn nur 29
Prozent dieser Erwerbstätigen können ihre beruflichen
Kenntnisse in der neuen Tätigkeit gut verwerten (Abb. 2).
Nur knapp über die Hälfte von Ihnen (58 %) sind ausbil-
dungsadäquat beschäftigt; 42 Prozent arbeiten außerhalb
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Datengrundlage

Die BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2006 ist eine telefonische,
computerunterstützte Repräsentativbefragung von 20.000 Erwerbstä-
tigen in Deutschland, die gemeinsam vom BIBB und der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) durchgeführt wurde.
Grundgesamtheit sind Erwerbstätige ab 15 Jahren (ohne Auszubilden-
de). Die Erwerbstätigenbefragung ist eine der wenigen Datenquellen in
Deutschland, die Informationen zur Fachrichtung des erlernten Berufs
enthält. Weitere Informationen zu Konzept, Methodik und Ergebnissen
unter www.bibb.de/arbeit-im-wandel. Die Indikatoren zum Verbleib von
Fachkräften beziehen sich auf Erwerbstätige, deren höchster und letz-
ter Berufsabschluss eine betriebliche Ausbildung in einem anerkann-
ten Ausbildungsberuf ist (46 Prozent der Erwerbstätigen, hochgerech-
net rund 15 Millionen Personen).

Abbildung 1
Aktuelle Erwerbstätigkeit im erlernten oder
einem verwandten Beruf (Angaben in %)
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Quelle: BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2006



des erlernten Berufs als An-, Ungelernte/r bzw. einfache/r
Angestellte/r (vgl. Abb. 3).

Interessant ist es, den beruflichen Verbleib von unter-
schiedlich ausgebildeten Fachkräften zu verfolgen. Wie
positionieren sich die einzelnen Ausbildungsberufe im
Verhältnis zueinander und zu den Durchschnittswerten?
Ab Juli 2008 sind auf der BIBB-Homepage unter www.
bibb.de/arbeit-im-wandel diese und weitere Information für
die stark besetzten Ausbildungsberufe abrufbar. Darüber
hinaus wird Ende des Jahres eine Darstellung der Indika-
toren des beruflichen Verbleibs nach Berufsgruppen ver-
öffentlicht (vgl. HALL 2008).

Im Folgenden werden beispielhaft am Ausbildungsberuf
zum/r Friseur/-in (n =144) entsprechende Werte aufgezeigt.
Dieser Beruf steht mit 15.608 neu abgeschlossenen Aus-
bildungsverträgen (Deutschland 2005) an siebter Stelle der
am stärksten besetzten Berufe (bei weiblichen Jugendlichen
sogar an vierter Stelle). Trotz Berufsqualifikation erhalten
Friseure vergleichsweise niedrige Tarifverdienste (z. B. Fri-
seure im ersten Berufsjahr in Sachsen 3,82 Euro pro Stun-
de; siehe Spiegel Online vom 2. März 2007).

Zur Interpretation der Abbildungen sei angemerkt, dass
Werte, die deutlich über den jeweiligen Durchschnittswer-
ten liegen, auf verhältnismäßig gute Berufschancen ver-
weisen, deutliche Abweichungen nach unten zeigen hin-
gegen Probleme beim beruflichen Verbleib.

30 Prozent der ausgebildeten Friseure und Friseurinnen
arbeiten ähnlich dem Durchschnitt über alle Berufe im
erlernten Beruf. In verwandte Berufe münden sie dagegen

mit 12 Prozent sehr selten ein (versus Ø 33 %). Die mei-
sten Friseure (58 % versus Ø 40 %) arbeiten in einem aus-
bildungsfremden Beruf (Abb. 1). Nur wenige gelernte Fri-
seure können die in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse
außerhalb des Berufs gut verwerten (vgl. Abb. 2). Und nur
37 Prozent sind außerhalb des erlernten Berufs ausbil-
dungsadäquat beschäftigt (Abb. 3), mehrheitlich arbeiten
die Berufswechsler als An- und Ungelernte/r bzw. einfache/r
Angestellte. Aber auch im erlernten Beruf haben es Friseu-
re deutlich schwerer als andere Fachkräfte, eine ausbil-
dungsadäquate Position zu erreichen (72 % versus Ø 89 %).

Bedeutung für Wissenschaft und Praxis

Die BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung ist die einzige
Datenquelle in Deutschland, die auf repräsentativer Basis
Hinweise zum beruflichen Ver-
bleib von betrieblich ausgebil-
deten Fachkräften nach dem
erlernten Beruf liefert. Sie lie-
fert damit wichtige Befunde für
die Berufsbildungsforschung.
Darüber hinaus bieten sie eine
empirische Basis, die im Rah-
men der Ordnungsarbeit im
BIBB und der Berufsberatung
gleichermaßen von Bedeutung
ist. �
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Abbildung 2 Gute Verwertung der in der Ausbildung erworbenen
Kenntnisse (in %)

Abbildung 3 Ausbildungsadäquate Beschäftigung (in %)
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� Das Thema Qualitätssicherung bestimmt wie

kaum ein anderes die aktuelle Diskussion in

der beruflichen Ausbildung. Es reicht von der

Bedeutung gut ausgebildeter Fachkräfte für

die Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen bis

hin zur Frage was man mit „guter“ Ausbil-

dungsqualität verbindet. Je nach Handlungs-

ebene treten dabei andere Fragen in den Vor-

dergrund. Der Beitrag nimmt die betriebliche

Handlungsebene in den Blick und untersucht

die reale Situation der Qualitätssicherung in

der betrieblichen Ausbildung. Daraus werden

schlussfolgernd Handlungsansätze zur Verbes-

serung der Qualitätssicherung und -entwick-

lung abgeleitet.

Was heißt gute Ausbildungsqualität?

Das 2005 novellierte Berufsbildungsgesetz zielt auf die
Sicherung und Verbesserung der Ausbildungschancen der
Jugend sowie auf eine hohe Qualität der Berufsausbildung,
die zwischen Bund und Ländern mit verteilter Verantwor-
tung erfolgen soll. Den Landesausschüssen für Berufsbil-
dung und den Berufsbildungsausschüssen wird ausdrück-
lich die stetige Qualitätsentwicklung der beruflichen
Bildung als Aufgabe zugewiesen (Berufsbildungsreformge-
setz §§ 79, 83). Strukturen und Arbeitsansätze zur konti-
nuierlichen und wirksamen Wahrnehmung dieser Aufga-
be sind noch wenig entwickelt.
Der Qualitätsbegriff in der Bildung ist durch die nationalen
und internationalen Debatten um die Leistungsfähigkeit
der Bildungssysteme inzwischen bildungspolitisch besetzt
(vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION 2004) und mit zahlreichen
Initiativen in Richtung Qualitätsverbesserung in der beruf-
lichen Bildung verbunden. Dieser Trend wird noch einige
Zeit anhalten, weil alleine der Begriff „Qualität“ positiv
klingt, industrienah ist, parteipolitisch nicht vorbelastet
und auch unpräzise genug ist (vgl. EULER 2005, S. 13).

Seit Anfang der 1990er-Jahre wurden Qualitätsfragen der
beruflichen Bildung zunächst ausschließlich auf das Feld
der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung bezogen.
Seit Ende der 1990er-Jahre wird vermehrt auch der Bereich
der beruflichen Erstausbildung unter Qualitätsgesichts-
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Qualität betrieblicher Ausbildung
sichern und entwickeln –
eine ständige Herausforderung!

Qualität – Qualitätssicherung – Qualitätsentwicklung

Qualität in der betrieblichen Ausbildung bezieht sich auf den Ausbil-
dungsprozesses und bedeutet, dass die Auszubildenden qualifiziert wer-
den, die relevanten beruflichen Arbeitsaufgaben nach Abschluss der
Ausbildung fehlerfrei zu bewältigen. Das bedingt eine hohe Input-, Pro-
zess-, Output- und Outcomequalität.
Der Begriff der Qualitätsentwicklung macht im Gegensatz zur Quali-
tätssicherung deutlich, dass die gesetzten Qualitätsziele einem konti-
nuierlichen Prozess der Überprüfung und Anpassung unterliegen und
somit zur fortlaufenden (Weiter-)Entwicklung der beruflichen Ausbil-
dung beitragen. Diese Perspektive richtet sich im betrachteten Projekt
an einem entwicklungsbezogenen Qualitätsbegriff der betrieblichen
Ausbildung aus, der über Input-, Prozess-, Output- und Outcomequa-
litäten sowie deren Wirkungszusammenhänge bestimmt wird.
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punkten diskutiert. Bislang gibt es nur sehr wenige wis-
senschaftliche Untersuchungen, die sich mit Kriterien zur
Beurteilung der Qualität oder spezifischen Qualitätssiche-
rungsinstrumente in der betrieblichen Berufsausbildung
befassen. Dies liegt unter anderem daran, dass die Sicherung
der Qualität in Ausbildungsbetrieben vorwiegend als eine
Hoheit der Kammern angesehen wurde, die Ausbildung nur
in den anerkannten Betrieben zulassen; das Ausbildungs-
geschehen wird folglich über Inputqualität gesteuert.
Doch was macht genau Ausbildungsqualität aus? Gerade
hierin besteht eine der Hauptschwierigkeiten der aktuel-
len Qualitätsdiskussion. Es ist inzwischen unstrittig, dass
neben der Inputqualität (den Voraussetzungen) und der
Prozessqualität (der Durchführung) die Outputqualität (den
Ergebnissen betrieblicher Ausbildung) und Outcomequali-
tät (Berufliche Leistungen, Praxiserfolg) für ein Gesamtbild
der Qualität betrieblicher Ausbildung zu betrachten sind
(vgl. SLOANE 2005, S. 484 ff.; SAUTER 2001, S. 42 ff.). Wie
diese einzelnen Faktoren und Komponenten bewertet und
gemessen werden, ist noch unklar.

Qualitätsentwicklung und -sicherung in der Berufsbildung
müssen also erst noch professionalisiert werden, wobei die
Arbeitsprozessorientierung eine Rolle spielen muss und alle
Lernorte einzubeziehen sind. Solche Ansätze sind bisher
eher die Ausnahme und vereinzelt in Modellversuchen ent-
wickelt worden (vgl. z. B. SCHULZ / BADER / RICHTER 2000).
Der Handlungsrahmen für Qualitätsentwicklung ist also
weiter zu fächern und zu präzisieren, als dies bei den mei-
sten Ansätzen bisher der Fall ist. Dieses einzulösen kann
nur geschehen, wenn man die Bedürfnisse und Rahmen-
bedingungen der Betriebe genauer identifiziert (vgl. EBBING-
HAUS 2006).

Fünf Thesen zur Qualitätssicherung
in KMU

Auf der Grundlage von rund 250 Befragungen wurden die
derzeitigen Ansätze sowie Bedürfnisse und Möglichkeiten
für die Weiterentwicklung der Qualitätssicherung und -ent-
wicklung betrieblicher Ausbildung in klein- und mittel-
ständischen Unternehmen (KMU) analysiert (s. Kasten). Die
grundlegenden Ergebnisse werden in fünf Thesen zusam-
mengefasst (SCHEIB u. a. 2007).

THESE 1: DAS QUALITÄTSVERSTÄNDNIS IST

HETEROGEN.

Es besteht kein kongruentes Verständnis von Qualität. In
der Praxis haben die unterschiedlichen Interessenvertreter
im Wesentlichen nur eine Qualitätsdimension im Blick.
Gesetzgeber, zuständige Stellen u. ä. fokussieren auf die
Inputqualität (Ausbildungsrahmenplänen, Prüfungen der
Eignungen des Betriebes für die Ausbildung etc.). Die aus-

bildenden Betriebe verstehen unter Qualität im Wesent-
lichen Aspekte der Outcomequalität. Für sie ist es wichtig,
dass die ausgebildeten Fachkräfte die beruflichen Arbeits-
aufgaben bewältigen, d. h. nach kurzer Einarbeitungszeit
die Aufgaben fehlerfrei bewältigen und Innovationspoten-
zial einbringen.

Auszubildende sind an einem guten sozialen Klima während
der Ausbildung und an einer guten Abschlussnote interes-
siert – Indikatoren, die eher den Dimensionen der Prozess-
und Outputqualität zuzuordnen sind. Auszubildende neh-
men somit eine andere (dritte) Perspektive ein. Bei den
Absolventen könnte man gar von einer vierten Perspekti-
ve sprechen – obwohl das Interesse an einem „guten“
Arbeitsplatz eher outcomebezogen ist, deckt es sich nur
bedingt mit der Sicht der ausbildenden Betriebe.

THESE 2: QUALITÄT IST PROBLEMDOMINIERT.

Qualitätsentwicklung orientiert sich im Wesentlichen an
Problemen (retrospektiv) und nicht prospektiv an Poten-
zialen. Die Qualität der Ausbildung wird im Wesentlichen
dann thematisiert, wenn Probleme auftauchen (z. B.
schlechtes Abschneiden in Prüfungen, soziale Konflikte
zwischen Ausbildenden und Auszubildenden). Qualitäts-
entwicklung findet insbesondere in KMU eher informell
statt – in Form von oft „zufälligen“ Gesprächen zwischen
Auszubildenden und Ausbilder. Systematische, routine-
mäßige Gespräche werden etwa nur bei der Hälfte aller
Betriebe (je kleiner umso seltener) durchgeführt. Ergebnisse
(beschlossene Maßnahmen) werden oft nicht festgehalten
und damit deren Umsetzung und Wirksamkeit nicht über-
prüft. Probleme werden kurzfristig beseitigt, Konsequenzen
für den weiteren Ausbildungsverlauf aber nicht gezogen.
Entwicklung hin zu mehr Qualität ist somit insgesamt eher
problemdominiert statt potenzialorientiert. Das Bestreben,
bei „gefühlter“ guter Ausbildung diese noch zu verbessern,
ist sehr gering ausgeprägt.
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BMBF-Projekt „Entwicklung einer Konzeption für eine Modell-
initiative zur Qualitätsentwicklung und -sicherung in der betrieb-
lichen Berufsausbildung“

Das ITB Bremen hatte vom BMBF den Auftrag erhalten, den Förder- und
Entwicklungsbedarf hinsichtlich geeigneter und praktikabler Quali-
tätssicherungsinstrumente für ausbildende Betriebe zu identifizieren
und eine Modellinitiative zur Qualitätsentwicklung und -sicherung in
der betrieblichen Berufsausbildung vorzubereiten. Ausgangspunkt war
die Frage, wie geeignete und praktikable Qualitätssicherungsinstru-
mente für ausbildende Betriebe entwickelt und gefördert werden
können.

Es wurden qualitative Fallstudien in klein- und mittelständischen Unter-
nehmen aus neun unterschiedlichen Branchen sowie mehrere regio-
nale Workshops mit Betriebs- und Kammervertretern durchgeführt. Auf
Bundesebene fanden ein Workshop mit Sozialpartnern und Experten-
gespräche in Berufsschulen statt. Auf dieser Grundlage konnten Ideen
für die Ausgestaltung einer Modellinitiative entworfen werden. Die
komplette Studie wird im Sommer 2008 durch das BMBF veröffentlicht.



THESE 3: KMU HABEN ANGST VOR WEITEREN

VORGABEN; ZERTIF IZIERUNG WIRD ABGELEHNT.

Im Bereich der Inputqualität findet Qualitätssicherung
durch Festlegen und Überprüfen von Mindestkriterien statt.
Gesetze und Vorschriften stellen aber lediglich Mindest-
standards dar. Qualitätsentwicklung wird damit nicht geför-
dert und auch nicht gefordert. Seitens der KMU werden die
Vorschriften zwar als sinnvoll und nötig angesehen, aber
die Bereitschaft, diese zu übernehmen oder gar darüber hin-
auszugehen, ist eher gering ausgeprägt. Eine Anhebung der
Anforderungen zur Durchführung von Ausbildung (Aus-
bildungseignung) wird von den meisten Betrieben als
wenig hilfreich und eher ausbildungsplatzgefährdend
erachtet. Eine Einbindung der Ausbildung in die Quali-
tätsmanagementsysteme der Betriebe (z. B. DIN ISO
9000:2000, EFQM) ist in der Regel nicht gegeben. Falls
doch, erfolgt diese Einbindung z. B. über die Bereiche Mit-
arbeiterförderung/-entwicklung in den QM-Handbüchern
und wird kaum umgesetzt. Ein eigenes Qualitäts-
management oder eine Zertifizierung der Ausbildung wird
von der Mehrzahl der Betriebe als nicht sinnvoll erachtet.

THESE 4: QUALITÄTSSICHERUNGSINSTRUMENTE

SIND NUR BEDINGT AUSSAGEKRÄFTIG UND

WIRKUNGSVOLL.

Prüfungen, der Ausbildungsnachweis (Berichtsheft) und die
betrieblichen Ausbildungspläne werden derzeit oft als die
„offiziellen“ Instrumente zur Sicherung der Qualität
betrieblicher Ausbildung bezeichnet. Insbesondere für
berufliche Abschlussprüfungen gilt, dass sie in den meisten
Berufen als nicht aussagekräftig für die Kompetenz des Aus-
zubildenden angesehen werden. Einerseits überwiegt das
Prüfen beruflichen Wissens (kognitiver Elemente) gegen-
über dem Nachweis beruflicher Handlungskompetenz.
Andererseits spiegeln die Abschlussprüfungen i. d. R. den
beruflichen Alltag nicht wieder und sind daher nicht vali-
de. Das Berichtsheft wird seitens der Kammern bestenfalls
als Rechtfertigungsinstrument im Falle von Streitigkeiten
bei der Abschlussprüfung angesehen. Über die Güte des
Ausbildungsprozesses oder gar Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Ausbildung sind keine Aussagen möglich. Besten-
falls werden Inhalte „gesichert“. Ausbildungspläne wer-
den in KMU oft nicht individuell erstellt und unterstützen
daher ebenso nur bedingt die Qualitätsentwicklung.

THESE 5: BESCHREIBUNG EINES „GUTEN“

AUSBILDUNGSPROZESSES FEHLT.

Qualitätsindikatoren im Bereich der Prozessqualität fehlen.
Aspekte eines guten Ausbildungsverlaufs sind derzeit
bestenfalls abstrakt und auf wissenschaftlicher Ebene vor-
handen. Darüber hinaus sind sie ideologiebehaftet, wie
die Diskussion um z. B. Lehrwerkstätten gegenüber arbeits-

und geschäftsprozessorientierter Ausbildung zeigt. Konkrete
Beschreibungen, Beispiele und Hinweise, wie sie bereits
für die Schule entwickelt sind, fehlen. Im Bereich der Pro-
zessqualität findet damit nahezu keine Standardisierung
statt. Branchenbezogene Besonderheiten oder regionale
Aspekte können deshalb nicht berücksichtigt werden.

Handlungsfelder zur
Förderung der Qualitätssicherung
und Qualitätsentwicklung

Kern der geplanten Modellinitiative soll es sein, dass Pro-
jekte die Philosophie einer Qualitätsentwicklung imple-
mentieren und weiter transportieren. Qualitätsentwicklung
heißt, das Ziel zu verfolgen, stetig besser zu werden. Denn
nur wenige Betriebe haben dieses Bewusstsein, wie die
Ergebnisse der Studie klar verdeutlichen (vgl. SCHEIB u. a.
2007). Es muss auf allen Ebenen (Kammern, Ausbilder,
Betriebe etc.) ein ausgeprägtes Qualitätsbewusstsein
geschaffen werden, um für die Weiterentwicklung der Qua-
lität der Ausbildung zu sorgen. Ausgehend von diesen Über-
legungen werden nachfolgend vier zentrale Handlungsfel-
der zur Förderung der Qualitätssicherung und -entwicklung
dargelegt.

1. QUALITÄTSBEWUSSTSEIN SCHAFFEN UND NUTZEN

DARSTELLEN

Es ist ein Bewusstsein dafür zu schaffen, was Qualität und
vor allem Qualitätsentwicklung ausmacht und welchen
Nutzen eine Qualitätsverbesserung für die betriebliche Aus-
bildung bedeuteten kann. Dieses Bewusstsein muss auf
allen Ebenen (Kammern, Ausbilder, Betriebe) entwickelt
werden. Ausbildungsberater/-innen könnten dabei eine
wichtige Rolle als Multiplikatoren einnehmen. Jedoch ist
auch die Integration des Qualitätsgedankens in die Quali-
fizierung der Ausbilder/-innen (d. h. in die Ausbildereig-
nungsverordnung) notwendig. Aber auch Auszubildende
dürfen nicht ausgeschlossen werden. Ziel sollte sein, die
Auszubildenden für die Bedeutung der Qualität ihrer Aus-
bildung zu sensibilisieren und die Notwendigkeit ihrer Mit-
wirkung in diesem Prozess zu unterstreichen.

2. KOMMUNIKATIONS- UND KOOPERATIONS-

STRUKTUREN DER BETEIL IGTEN AUFBAUEN UND

OPTIMIEREN

Die Passung und Abstimmung zwischen den Beteiligten der
beruflichen Bildung muss verbessert werden. Die Ergebnisse
zeigen deutlich, dass Ausbildungsinhalte zwischen KMU,
Kammern und Berufsschulen nur selten abgestimmt sind
(„Wir haben keinen Kontakt zur Berufsschule“, „Auf Anfra-
gen kommt vom anderen dualen Partner keine Rückmel-
dung“). Bei der Qualitätsverbesserung der dualen Ausbil-
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dung müssen die unterschiedlichen Ansätze zur Qualitäts-
entwicklung in den Berufsbildenden Schulen und der
betrieblichen Ausbildung aufeinander abgestimmt werden.
Die Lernortkooperationen sind schon ein guter Weg zur
besseren Koordination. Die Wirklichkeit zeigt jedoch, dass
diese nicht immer funktionieren. Diese Kooperationen
müssen kritisch hinterfragt und Möglichkeiten zur Opti-
mierung gefunden werden (Coachingsysteme, Abstim-
mungsinstrumente). Ein wirklich partnerschaftliches Mit-
einander und damit die Idee zur Qualitätsentwicklung
„dualer“ Ausbildung gilt es zu entwickeln und aufzubauen.

3. BETRIEBLICHE QUALITÄTSENTWICKLUNGSINSTRU-

MENTE FÜR KMU ENTWICKELN UND FÖRDERN

Feedbackinstrumente und Beurteilungsbögen sind in KMU
nur rudimentär vorhanden. Derartige Instrumente aus gro-
ßen Unternehmen oder Modellversuchen sind nicht oder
sehr schwer übertragbar. Daher müssen vorhandene Instru-
mente angepasst, optimiert oder neu entwickelt werden,
damit sie den besonderen Anforderungen der KMU ent-
sprechen. Sie müssen flexibel gestaltet werden („KMU
haben keine Lust und Zeit, eine Menge Papier auszufül-
len“). Oft wissen die Betriebe gar nicht, was für Instrumente
existieren und welchen Nutzen sie haben können. Aufbe-
reitete Instrumente sind den Betrieben gezielt zur Verfü-
gung zu stellen, z. B. durch Integration in die Ausbildung
der Ausbilder. Auch die Auszubildenden sollten den
Umgang mit den Instrumenten (z. B. Feedback zum Aus-
bilder) in der Ausbildung lernen.
„Offizielle“ Instrumente (Prüfungen und Berichtshefte)
allein reichen nicht aus, um auf Defizite im Ausbildungs-
prozess aufmerksam zu machen. Vorhandene Instrumente
zur Qualitätssicherung und -entwicklung sollten soweit wie
möglich genutzt, aber auch weiterentwickelt werden.

4. AUSBILDUNGSPROZESSE STÄRKER IN DEN BLICK

NEHMEN

Standards sind derzeit vorrangig input- und nur in gerin-
gerem Umfang outputbezogen. Betriebe wollen jedoch
keine weiteren inputbezogenen Standards. Prozessstandards
und prozessbezogene Indikatoren fehlen weitestgehend.
Der eigentliche Kern der Ausbildung, der Ausbildungspro-
zess ist damit beliebig und offen. Defizite und Verbesse-
rungspotenziale bleiben daher verborgen, da Vergleichs-
möglichkeiten, Referenzen und Best-Practice-Beispiele
fehlen. Aufgrund der großen Unterschiede der Arbeits- und
Ausbildungsprozesse und damit der Lernprozesse in den
verschiedenen Berufen, Unternehmensgrößen und Regio-
nen können diese Indikatoren nur sektor- und berufsspe-
zifisch entwickelt werden. Darüber hinaus müssen sich
diese Indikatoren an den Bedingungen der Unternehmen
orientieren. Die Entwicklung von Prozessstandards sollte
daher „bottom up“ erfolgen.

Schlussfolgerungen für eine
Qualitätsverbesserung

Die Darlegungen zeigen deutlich, dass ein gemeinsames,
homogenes und ganzheitliches Qualitätsverständnis, wie
es für die unternehmerische Leistungserstellung gelungen
ist, für den Bereich der betrieblichen Ausbildung bisher
fehlt. Deshalb wurden nur sehr wenige Instrumente und
Ansätze zur Qualitätsentwicklung in den Betrieben identi-
fiziert. Oberstes Ziel der Modellinitiative sollte daher die
Schaffung eines Qualitätsbewusstseins und insbesondere
einer Mentalität der Qualitätsentwicklung in der betriebli-
chen Ausbildung sein.
Um keinen Stillstand in der betrieblichen Ausbildung zu
erreichen, sollte eine Qualitätsverbesserung immer an fol-
genden Merkmalen geknüpft sein:

Die hier formulierten Handlungsfelder und übergeordne-
ten Kriterien zur Verbesserung der Qualität sind Hinweise
für erste Richtungen, die klein- und mittelständische Unter-
nehmen einschlagen könnten, um die betriebliche Aus-
bildung zu verbessern. �
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• Der Ausbildungsprozess muss im Fokus stehen.

• Statt Qualitätssicherung muss Qualitätsentwicklung und konti-
nuierliche Verbesserung in den Blick genommen werden.

• Maßnahmen und Ansätze sollen auf bestehende Strukturen auf-
bauen.

• „Bottom up“-Ansätze für die Entwicklung von Qualitätsentwick-
lungsinstrumenten sind zu bevorzugen.

• Möglichst alle Beteiligten (betrieblicher und schulischer Seite) der
Ausbildung sind einzubeziehen.

• Qualitätsgedanken sind kontinuierlich zu vermitteln.
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� Mit der Reform des BBiG im Jahr 2005 ist

in § 8 die Möglichkeit zur täglichen oder

wöchentlichen Verkürzung der Ausbildungs-

zeit verankert worden. Damit wird jungen

Müttern und Vätern sowie jungen Menschen,

die Angehörige pflegen, durch zeitliche Flexi-

bilität der Weg in eine Berufsausbildung eröff-

net. Die Umsetzung dieser neuen Möglichkeit

verdeutlicht, dass aus dem ursprünglichen

Thema „Berufsausbildung junger Mütter“ das

Thema „Vereinbarkeit von Berufsausbildung

und Familie“ geworden ist. Die vorliegenden

Erfahrungen zeigen erfolgreiche Strategien,

aber auch Probleme auf, für die weiterhin

Lösungen gefunden werden müssen.

Eine neue Möglichkeit – aber kein
Neubeginn

Als im Jahr 2005 die Möglichkeit zur Teilzeitberufsausbil-
dung im Berufsbildungsgesetz verankert wurde, verband
sich damit die Hoffnung, für junge Mütter und Väter sowie
junge Menschen, die Angehörige pflegen, eine rechtliche
Basis zu schaffen, um zu familienfreundlichen Bedingun-
gen an Berufsausbildung im dualen System teilzuhaben.
Denn bereits zu Beginn der 1990er-Jahre durchgeführte For-
schungsprojekte hatten belegt, dass es junge Frauen gibt,
die an einer Berufsausbildung generell oder an deren
Abschluss gehindert sind, weil sie bereits Kinder haben und
für sie verantwortlich sind oder im frühen Erwachsenen-
alter eine Familie gründen wollen. Das waren zum dama-
ligen Zeitpunkt in Westdeutschland elf Prozent und in
Ostdeutschland 46 Prozent aller jungen Frauen ohne
Berufsausbildung (BMBF 1991; DAVIDS 1993). Auch die
BIBB/EMNID-Erhebung aus dem Jahr 1998 konnte nach-
weisen, dass der Anteil der Jugendlichen ohne Berufsab-
schluss bei denjenigen, die Kinder haben, besonders hoch
ist. Während bei ledigen Partnern mit Kind der Ungelern-
tenanteil mit zwölf Prozent etwa dem Durchschnitt aller
Jugendlichen ohne Berufsabschluss entspricht, liegt er bei
den Ledigen, Alleinstehenden mit Kind bei 16,3 Prozent,
bei den Verheirateten mit Kind bei 22,7 Prozent und in
der Gruppe der geschieden, getrennt Lebenden mit Kind
sogar bei 28,4 Prozent (TROLTSCH 1998, S. 36).

Die Wahrscheinlichkeit, dass kein Berufsabschluss erreicht
wird, ist für diejenigen, die sich nach Schulabgang um
den Haushalt und/oder Kindererziehung kümmern, am
höchsten – sie liegt bei 91 Prozent –; ein Abschluss ist also
nahezu ausgeschlossen.

In § 8 des 2005 reformierten Berufsbildungsgesetzes (BBiG)
heißt es nun, dass die Ausbildungszeit bei berechtigtem
Interesse auch täglich oder wöchentlich verkürzt werden
kann, wenn das Ausbildungsziel auch in verkürzter Zeit
erreicht werden kann und Auszubildende und Ausbilden-
de gemeinsam einen entsprechenden Antrag stellen. Ein
berechtigtes Interesse liegt beispielsweise bei Auszubilden-
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den vor, „die ein eigenes Kind oder einen pflegebedürfti-
gen nahen Angehörigen zu betreuen haben. In diesen Fäl-
len besteht bei Einvernehmen der Vertragsparteien ein
Anspruch gegenüber der zuständigen Stelle, die tägliche
oder wöchentliche Ausbildungszeit entsprechend zu ver-
kürzen“ (BT-Drucksache 15/3980).

Diese Entwicklung von der Berufsausbildung junger Müt-
ter in Teilzeit hin zur Vereinbarkeit von Ausbildung und
Familie als Regel erfordert es, die Zielgruppe neu zu betrach-
ten. Grundsätzlich geht es darum, die Vielfalt von Lebens-
entwürfen und Lebenslagen aller jungen Menschen mit
Familienverantwortung stärker zu berücksichtigen. Es gilt
zu erkennen und zu akzeptieren, dass für einen Teil jun-
ger Menschen die Familie einen hohen Stellenwert hat.
Im Zusammenhang mit der Verankerung der Berufsausbil-
dung in Teilzeit sind neue Möglichkeiten eröffnet worden,
eine solche Unterstützung und Beratung auf Landes- und
kommunaler Ebene und in Projekt- und Netzwerkzusam-
menhängen zu organisieren und zu etablieren.

Konzepte und Handlungsansätze
haben sich differenziert

In allen Bundesländern finden sich heute Aktivitäten zur
Teilzeitberufsausbildung oder zur Berufsausbildung junger
Mütter. Dabei gibt es spezielle Projekte, Programme und
Initiativen, die das Thema z. B. im Rahmen von lokalen
Bündnissen für Familien oder regionalen Netzwerken für
Ausbildung aufgreifen. Einblick in die verschiedenen Akti-
vitäten bietet die Projektelandkarte auf der Internetseite
www.teilzeitberufsausbildung.de

Zur Ausdifferenzierung und Entwicklung von Konzepten
zur Umsetzung der Teilzeitberufsausbildung haben im
Wesentlichen Projekte beigetragen, die in verschiedenen
BMBF-Programmen gefördert wurden. Sie spiegeln bereits
ein Spektrum von Zielgruppendefinitionen, Zielsetzungen,
Konzepten und Erfahrungen, die die Landschaft der Teil-
zeitberufsausbildung heute prägen.

Das Projekt Mosaik richtet sich unmittelbar an junge Müt-
ter und unterscheidet dabei zwei Gruppen mit unter-
schiedlichen Lebenssituationen, aus denen sich jeweils ver-
schiedene Förderbedarfe ergeben (FRIESE 2007).

Hoher Förderbedarf besteht bei jungen Müttern mit
• sehr früher Mutterschaft,
• gering qualifizierten Schulabschlüssen,
• negativen Schulerfahrungen oder Schulmeidung,
• Ausbildungsabbrüchen oder langen Unterbrechungszei-

ten mit Sozialhilfebezug und
• wenig Unterstützung im sozialen Umfeld.

Geringerer Förderbedarf besteht demgegenüber bei jun-
gen Müttern mit
• qualifizierten Schulabschlüssen,
• kurzen Unterbrechungszeiten (bis zu einem halben Jahr

nach Entbindung),
• unterstützendem und stabilisierendem Umfeld,
• Wiederaufnahme unterbrochener Ausbildung.

Das im Projekt Mosaik entwickelte Konzept ist ein ganz-
heitlicher Beratungsansatz, der sich an den biografischen
Phasen „Schwangerschaft, Geburt, Kinderversorgung/-erzie-
hung“ einerseits und „Bildung, Qualifizierung, Beschäf-
tigung“ andererseits orientiert. Für diese biografischen
Phasen ist übergreifend das Themenfeld „Alltagsbewälti-
gung/Lebensplanung/Sozialraum Familie“ zu bearbeiten.
Unterstützt werden die Entwicklungsprozesse junger Müt-
ter durch passgenau jeweils auf ihre speziellen Bedürfnisse
abgestimmte Beratungsangebote. Dieses ganzheitliche Bera-
tungskonzept braucht für seine Umsetzung ein ebenso
ganzheitliches wie „lückenlos“ ineinander greifendes Netz
an Kommunikation und Kooperation zwischen all den
Akteuren, die für die einzelnen Facetten der Lebenslagen
und biografischen Phasen zuständig und kompetent sind.
Diese Vernetzung selbst ist ein Prozess, der durch Bera-
tung so unterstützt wird, dass alle Teile des „Puzzles För-
derkette“ schließlich für alle Beteiligten – junge Mütter
ebenso wie professionelle Akteure – genau ineinander pas-
sen (vgl. auch FRIESE 2008).

Das Projekt „Teilzeitausbildung für junge Mütter und Väter
unter 25 Jahren sowie in Pflege eingebundene junge Erwach-
sene“ geht in seinem Beratungskonzept und seiner Umset-
zungsstrategie zweigleisig vor. Angesprochen werden zum
einen Bewerber/-innen um Ausbildungsstellen in Teilzeit
und zum anderen Betriebe, die solche Ausbildungsstellen
anbieten und die für diese Art Ausbildung gewonnen wer-
den sollen. Die für Bewerber/-innen formulierten Voraus-
setzungen beruhen auf Vorarbeiten durch den Projektträ-
ger wie Öffentlichkeitsarbeit, Festlegung von Standards
für Bewerbungsunterlagen und der Förderung von eigen-
initiativen Bewerbungen. Bewerber/-innen sollen über die
Möglichkeit der Teilzeitausbildung informiert sein, ihre
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Bei der zeitlichen Organisation der Teilzeitberufsausbildung wird in
der Regel eine wöchentliche Ausbildungszeit zwischen 20 und 30 Stun-
den vereinbart, wobei bei einer Vereinbarung auf 20 bis unter 25 Stun-
den pro Woche die Dauer der Ausbildung um höchstens ein Jahr ver-
längert werden kann. Betriebe zahlen für eine Teilzeitberufsausbildung
meist eine entsprechend reduzierte Ausbildungsvergütung, und der
Urlaubsanspruch richtet sich – wie bei Teilzeitbeschäftigten – nach der
vereinbarten Arbeitszeit und deren Verteilung auf die Woche. Hierzu
und zur Gestaltung der Ausbildungsverträge geben die zuständigen
Kammern Auskunft.



Bewerbungsunterlagen müssen den gängigen Standards
entsprechen, und die Eigeninitiative der Interessentinnen
und Interessenten soll gefördert werden. Dies setzt insge-
samt ein hohes Maß an Organisationsfähigkeit bei den jun-
gen Müttern voraus (vgl. HAHNER 2007). Ähnliches gilt für
den Teil des betriebsbezogenen Beratungs- und Hand-
lungskonzepts. Auch hier sind bereits fundierte Vorarbei-
ten des Projektträgers notwendig: zum einen um Erwar-
tungshaltungen der Betriebe zu bestimmen, die für eine
„passgenaue Vermittlung“ von Bedeutung sind, zum ande-
ren um den Reaktionen von Betrieben auf Anfragen nach
Teilzeitausbildungsplätzen angemessen und Erfolg ver-
sprechend begegnen zu können. Immer wieder betonen die
Betriebe, dass sie kein Risiko eingehen wollen. Sie erwarten
eine Entlastung durch die Beratungsstelle und einen
Gewinn durch die Ausbildung. Dem generellen Informati-
onsbedarf von Betrieben zum Thema Teilzeitberufsausbil-
dung und ihrem hohen Beratungsbedarf begegnet das Pro-
jekt mit einem Wegweiser für Betriebe (vgl. IHK und HWK
Lübeck 2007), in dem aus den gesammelten Erfahrungen
heraus konkrete Handlungshilfen gegeben werden – von
der Aufklärung über rechtliche Fragen und Vorteile der Teil-
zeitausbildung für Betriebe bis hin zur Vertragsgestaltung.

Das Projekt „Tau – Teilzeitausbildung für junge Mütter und
Väter“ der Beruflichen Fortbildungszentren der bayerischen
Wirtschaft (bfz) richtet sich an junge Menschen, die ein
Kind oder mehrere Kinder haben, unter 25 Jahre alt sind,
einen Schulabschluss, aber keinen Berufsabschluss haben,
aus familiären Gründen keine Vollzeitausbildung machen

können, Familie und Ausbildung vereinbaren wollen und
in der Region wohnen.

Sie sollen zusammengebracht werden mit Betrieben, die –
auch mit Hilfe des Beratungsangebots des Projektträgers –
die Vorteile einer Berufsausbildung in Teilzeit erkennen und
nutzen können. Dabei wird ein Ansatz verfolgt, der ein
Rundum-Angebot mit deutlich individuellen Zuschnitten
möglich machen soll. Jungen Müttern und Vätern wird
angeboten, sie vor und während der gesamten Ausbildung
individuell sozialpädagogisch zu betreuen, „zum Beispiel in
den Bereichen Ausbildung … Lebenssituation … persönli-
che Situation“. Das Angebot für Betriebe beinhaltet Unter-
stützung „bei der Abwägung von Vorteilen und Grenzen,
bei der Abwicklung von Formalitäten und bei der Klärung
von individuellen Fragestellungen“.

Das Projekt „BEAT – Betriebliche Erst-Ausbildung in Teilzeit“
des Trägers RE/init e. V. hat sich zum Ziel gesetzt, Ansätze
zur Förderung beruflicher Qualifizierung von jungen Müt-
tern und Vätern durch Teilzeitberufsausbildung bundesweit
zu verbreiten. Dabei sollen die Chancen junger Mütter und
Väter zur Integration in das Berufsleben verbessert wer-
den durch:
• Beratung in allen Lebenslagen,
• Profiling und Bewerbungsmanagement,
• Vermittlung in Teilzeitberufsausbildung oder Praktika,
• Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit oder Kurse zur Erlan-

gung eines Schulabschlusses,
• Unterstützung bei der Organisation der Kinderbetreuung

und
• sozialpädagogische Betreuung und individuellen Stütz-

unterricht während der Ausbildung.

Auch hier findet sich also eine Art „Rundum-Angebot“ für
junge Mütter und Väter, das flexibel auf Lebenslagen, beruf-
liche Orientierungen und Zielsetzungen zugeschnitten wer-
den kann (vgl. ALBERT u. a. 2008). Wesentlich geht es in die-
sem Projekt auch um die Entwicklung von Modellen zum
Aufbau regionaler Netzwerkstrukturen, die die Erschließung
von Teilzeit-Ausbildungspotenzialen in Betrieben unter-
stützen und die Zusammenarbeit der Akteure vor Ort för-
dert, so dass Wege in Ausbildung und Beruf für junge
Mütter und Väter geebnet werden.

Die Erfahrung zeigt, wie es geht

Ein wichtiger Teil der Weiterentwicklung und Qualitäts-
entwicklung der Berufsausbildung in Teilzeit ist es, danach
zu fragen: Was funktioniert gut? und Wo gibt es Proble-
me? Informationen darüber sind auch deshalb notwen-
dig, um Betriebe dafür zu gewinnen, diese neue gesetzli-
che Möglichkeit zu nutzen. Hierzu können die im Rahmen
der Projekte durchgeführten Befragungen und Feedbacks
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Projekte zur Teilzeitausbildung – eine Auswahl

MOSAIK Transfer „Kompetenzentwicklung für (junge) Mütter“
Projektträger: Justus-Liebig-Universität Gießen, Fachbereich Erzie-
hungswissenschaften, Prof. Dr. Marianne Friese
Förderung: Von 2006–2007 im BQF-Transferprogramm des BMBF und
durch den ESF
www.kompetenzen-foerdern.de/2538.php
www.mosaikonline.info/

Ausbildung in Teilzeit
Projektträger: Handwerkskammer Lübeck und Industrie- und Handels-
kammer zu Lübeck
Förderung: Von 2005-2007 im Programm STARegio des BMBF und
durch den ESF
www.teilzeit-ausbildung.de

Teilzeitausbildung für junge Mütter und Väter (Tau)
Projektträger: Berufliche Fortbildungszentren der bayerischen Wirtschaft
gGmbH
Förderung: Von 2006 bis 2007/2008 im JOBSTARTER-Programm des
BMBF und durch den ESF
www.bfz.de/wwwpubroot/Standorte/bfz_Bamberg/bfzBamberg.rsys

Betriebliche Erstausbildung in Teilzeit
Projektträger: BEAT
Förderung von 2002 bis 2005 im BQF-Programm und von 2005 bis
2007 im BQF-Transfer-Programm des BMBF
http://tzba.reinit.net/
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Aufschluss geben. So heben die Betriebe positiv hervor, dass
die Teilzeit-Auszubildenden hoch motiviert sind, über Ver-
antwortungsbewusstsein verfügen und einen hohen Ein-
satz- und Erfolgswillen haben. Sie sind im Betrieb akzep-
tiert und haben für andere Auszubildende sogar eine
Vorbildfunktion. Sie haben wenig Fehlzeiten, und die Ver-
teilung der Arbeitsplätze ist gut zu regeln. Als Probleme
erweisen sich hingegen die kürzeren Anwesenheiten im
Betrieb und die langen Berufsschulzeiten. Dadurch könne
die praktische Ausbildung zu kurz kommen, und die Teil-
zeitauszubildenden können nicht in vollem Umfang in grö-
ßere Arbeitsaufträge eingebunden werden.
In vielen Projekten zur Berufsausbildung junger Mütter hat
sich ein Schwerpunkt bei den Büroberufen herausgebil-
det. Möglicherweise spielt dabei eine Rolle, dass in diesem
Bereich Teilzeitarbeit generell weit verbreitet ist und Teil-
zeitberufsausbildung sich daher in den Betriebsalltag und
die Betriebskultur bruchlos einfügt. Jedoch eignen sich
wohl alle Berufe für die Berufsausbildung in Teilzeit; das
Spektrum reicht von Zahnmedizinischen Fachangestellten
über die IT-Kaufleute bis zum/zur Goldschmied/-in und
zum/zur Bootsbauer/-in. Das Berufsspektrum kann sich
erweitern, je stärker der Aspekt der Vereinbarkeit von Aus-
bildung und Familie Verbreitung findet. Die Übernahme-
und Berufschancen nach der Ausbildung sind hoch.

Betriebe können zum Teil aus Landesprogrammen Zuwen-
dungen erhalten, wenn sie Teilzeitberufsausbildung um-
setzen oder wenn sie, etwa durch die Schaffung neuer
Ausbildungsplätze, Bedingungen anderer Programme zur
Ausbildungsförderung allgemein erfüllen. Informationen
dazu geben Kammern, Landesregierungen und die Bun-
desagentur für Arbeit beziehungsweise die Regional-
direktionen. �
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� Verfahren und Instrumente zur Kompetenz-

feststellung bieten vor allem in sogenannten

Such- und Übergangsphasen – wie z. B. von der

Schule in den Beruf – die Möglichkeit, perso-

nenbezogene Potenziale und Ressourcen sicht-

bar und für Entwicklungsprozesse nutzbar zu

machen. Gleichzeitig können sie dazu beitra-

gen, (Bildungs-)Risiken frühzeitig zu erkennen

und eine Förderung präventiv einzuleiten.

In der Berufsorientierung an allgemeinbilden-

den Schule sowie in der schulischen und außer-

schulischen Berufsvorbereitung sind in den

letzten Jahren eine Vielzahl von unterschied-

lichen Verfahren entstanden und eingesetzt

worden. Fast unübersichtlich ist das Angebot

an Kompetenzfeststellungsverfahren gewor-

den. Es stellt sich die Frage, welche Verfah-

ren zur Ermittlung der Kompetenzen wirklich

geeignet sind. Im folgenden Beitrag werden

verschiedene Verfahren und Kriterien für ihre

Beurteilung vorgestellt.

„An den Kompetenzen ansetzen“
im Übergang von der Schule in den
Beruf

In der beruflichen Benachteiligtenförderung wurde stets
hervorgehoben, dass jede Förderung der/des einzelnen
Jugendlichen an den vorhandenen Fähigkeiten und Kom-
petenzen ansetzt, d. h., nicht die Defizite der jungen Men-
schen sollen Ausgangspunkt pädagogischen Handelns sein,
sondern ihre/seine Fähigkeiten und Potenziale (vgl. BYLIN-
SKI 1996). Mit dem Paradigmenwechsel in der Berufsvor-
bereitung von der Maßnahme- zur Personenorientierung,
der mit dem Neuen Fachkonzept für Berufsvorbereiten-
den Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit umgesetzt
wurde (vgl. www.neuefoerderstruktur.de), war die Erstel-
lung eines „Kompetenzprofils“ bzw. einer „Eignungsana-
lyse“ zur Voraussetzung jeder Förderung gemacht worden.
Erfasst werden sollen schulische Kenntnisse, soziale und
personale Fähigkeiten und Fertigkeiten der Jugendlichen
sowie ihr persönliches Verhalten. Die Ermittlung berufs-
relevanter Kompetenzen mündet dann in ein „Stärken-
Schwächen-Profil“ und bildet die Grundlage für den indi-
viduell zugeschnittenen Qualifizierungsplan.

Im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) geförderten BQF-Programms konnten
bisher eingesetzte Verfahren konzeptionell zu einer umfas-
senden Kompetenzfeststellung erweitert werden. Sie wur-
den in unterschiedlichen pädagogischen Kontexten, an ver-
schiedenen Lernorten und mit spezifischen Zielgruppen
gezielt weiterentwickelt (BMBF 2006). Der besondere Wert
kann darin gesehen werden, dass berufliche Orientierung
und Diagnostik miteinander verbunden wurden und,
gezielt darauf aufbauend, eine Ausrichtung der Förderan-
gebote speziell berufs-, sozial-, schul-, und sonderpädago-
gisch erfolgte. Alle in diesem Kontext entwickelten Kom-
petenzfeststellungsverfahren waren grundsätzlich stärken-
und ressourcenorientiert, d. h., sie stellten immer zunächst
die Frage: Über welche Kompetenzen verfügt die Person (schon),
und was fängt diese Person (schon) damit an. Gleichzeitig war
mit dem Einsatz der Verfahren die Zielsetzung verbunden,
einerseits die Selbsteinschätzung der/des Jugendlichen zu
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stärken und andererseits eine größere Sensibilisierung bei
den Pädagoginnen und Pädagogen für die Kompetenzen
der Jugendlichen zu erreichen (BMBF 2006).

Qualitätsstandards für mehr Transpa-
renz und Akzeptanz der Verfahren

Der Schwerpunkt der Diagnoseverfahren und Instrumente
in der Berufsorientierung und Berufsvorbereitung liegt
deutlich auf handlungsorientierten Methoden der Kom-
petenzfeststellung (ebd.). Die Ermittlung von Kompeten-
zen im Rahmen eines Berufswahlprozesses soll immer in
einem fachbezogenen Kontext stehen und dort mit Hand-
lungssituationen zu verbinden sein. Dabei soll eine Nähe
zu realistischen Arbeitszusammenhängen und zur Lebens-
welt der Jugendlichen hergestellt werden, weil konkrete
Erfahrungsbereiche motivierend sind und zur Handlung
auffordern. Welche Verfahren zur Ermittlung von Kompe-
tenzen tatsächlich geeignet sind, hängt von mehreren Fak-
toren ab, die unter pädagogischen Gesichtspunkten abge-
wogen werden müssen. Einen Rahmen zur Beurteilung
bieten Standards, die die Qualität der Verfahren beschrei-
ben und Indikatoren festlegen. Die Nutzer/-innen erhal-
ten damit eine Orientierungshilfe, um zu entscheiden, wel-
ches ein für sie und ihr Anliegen geeignetes Verfahren
darstellt. Gleichzeitig wird damit in einem mittlerweile fast
unüberschaubaren Feld eine größere Transparenz der Ver-
fahren hergestellt und können bestehende Verfahren mit-
einander verglichen werden. Darüber hinaus erhöhen Qua-
litätsstandards die Akzeptanz der im Rahmen der Verfahren
ermittelten Kompetenzprofile im Handlungsfeld. Gerade
wenn sie zur Berufswegeplanung eingesetzt werden und
Förderangebote sowie Qualifizierungspläne darauf aufbau-
en sollen, ist dies von besonderer Bedeutung.

Was „gute“ Kompetenzfeststellungs-
verfahren kennzeichnet

Qualitätsstandards für den Einsatz von Kompetenzfeststel-
lungsverfahren müssen von einem spezifischen pädagogi-
schen Grundverständnis ausgehen und die Möglichkeit bie-
ten, die Verfahren selbst zu beurteilen. Zudem müssen sie
die Kontextbedingungen benennen, die für eine profes-
sionelle Umsetzung und den erfolgreichen Einsatz erfor-
derlich sind (siehe Kasten).

Die Umsetzung in der Praxis verdeutlicht, wie wichtig die
Qualifikation derjenigen ist, die im Rahmen von Kompe-
tenzfeststellung beobachten, testen, bewerten und beur-
teilen. Bewertung und Beurteilung stehen immer in enger
Beziehung zur eigenen Wahrnehmung. Daher kommt der
(Selbst-)Reflexion eine wichtige Bedeutung zu, wenn die
Kompetenzen und Stärken der/des Jugendlichen wahrge-

nommen werden sollen. Ein anderer Aspekt betrifft die
erforderliche „Rahmung“ eines Kompetenzfeststellungs-
verfahrens und bezieht sich darauf, wie und wofür die
Erkenntnisse genutzt werden. So wird in den „Qualitäts-
standards“ (DRUCKREY 2007) formuliert, dass eine „Pflicht“
zum individuellen Feedback besteht, z.B. in Form eines
individuellen Rückmeldegespräches, in dem die Ergebnis-
se der Kompetenzfeststellung für die Teilnehmenden nach-
vollzogen werden können, um sie als Grundlage für die
eigene Zielformulierung machen zu können („Wo stehe ich,
und was möchte ich erreichen?“).

Für alle Verfahren gilt als Qualitätsstandard, dass die Ergeb-
nisse individuell und schriftlich erfasst und dokumentiert
werden. Die Dokumentation hält Vereinbarungen zu den
angestrebten Zielen und zu den Wegen fest und macht Aus-
sagen darüber, wie diese Ziele erreicht werden können
(s. z. B. Institut für berufliche Bildung Arbeitsmarkt- und
Sozialpolitik [INBAS] 2007, S. 82 ff.). Insgesamt tragen
schriftliche Beobachtungsprotokolle zur Objektivität bei,
wenn sie zum einen (qualitativ) die wahrnehmbare Hand-
lung erfassen und zum anderen (quantitativ) die Häufigkeit
der wahrgenommen Handlung erheben. Die Beobachtung
selbst muss dabei kriteriengeleitet sein; als „stabil“ kön-
nen nur jene Merkmale gelten, die mehrfach beobachtet
wurden. Für alle Tests und Verfahren zur Kompetenzfest-
stellung gelten zusätzlich zu den formulierten Standards die
Gütekriterien zur Validität, Objektivität und Reliabilität.

Verfahren zur Kompetenzfeststellung
im Übergang Schule – Beruf

Die verschiedenen Instrumente und Verfahren bieten
unterschiedliche Möglichkeiten; ihr Einsatz muss je nach
Intention und Kontext abgewogen werden. Dabei kann
auch die Kombination von Verfahren sinnvoll sein und
sich deren unterschiedliche Ausrichtung gut ergänzen.
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Qualitätsstandards zur Kompetenzfeststellung im Übergang
Schule – Beruf

Eingesetzte Instrumente und Verfahren sollten
• ressourcen- und prozessorientiert aufgebaut sein
• grundlegende pädagogische Prinzipien verfolgen, wie Subjektori-

entierung, Managing diversity, Lebens- und Arbeitsweltbezug, Kom-
petenzansatz, Transparenzprinzip;

• die Möglichkeit bieten, zielgruppen- und situationsadäquat ange-
passt werden zu können.

Als erforderliche Kontextbedingungen gelten
• eine entsprechende Ausstattung mit qualifiziertem Personal,
• eine angemessene Beobachtungssituation, eine kriteriengeleitete

Auswertung sowie
• eine schriftliche Dokumentation.

(vgl. DRUCKREY 2007)



So sind biografieorientierte Verfahren besonders geeignet, um
Fragen der Berufswahl mit Bezug auf individuelle Lebens-
verläufe zu thematisieren; sie dienen der Beschreibung eige-
ner (Alltags-)Erfahrungen, Interessen und Zukunftsper-
spektiven. Beispielsweise können sie zur Erfassung der
Kompetenzen von Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund eingesetzt werden, da sie die informell erworbenen
Kompetenzen stärker herausstellen. Die Kompetenzbilanz
ist ein solches Instrument zur Identifizierung und Bewer-
tung von Kompetenzen; ihre Bewusstwerdung und ihre
Ressourcen stehen dabei im Vordergrund (Zentralstelle für
die Weiterbildung im Handwerk (ZWH) 2007).
Weitere Verfahren kombinieren biografieorientierte Ansätze
mit anderen Instrumenten: Mit DIA-KOM werden Alltags-
erfahrungen der Jugendlichen aufgegriffen, die entspre-
chend anerkannt und als eine Form des Kompetenzerwerbs
betrachtet werden (vgl. INBAS 2007). Das Verfahren wurde
für den Kompetenzcheck Ausbildung Nordrhein-Westfalen
entwickelt. Die Bestandsaufnahme von Daten zur eigenen
Biografie erfolgt hier in der Regel methodisch mit halb-
standardisierten, leitfadengestützten Interviews. Im Rah-

men einer Gesprächssituation kann Empathie erzeugt und
Wertschätzung der Erfahrungen der/des Jugendlichen
gegenüber ausgedrückt werden.

Assessments sind simulations- und handlungsorientierte Ver-
fahren, die der Einschätzung aktueller Kompetenzen dienen
und das Ziel verfolgen, geeignete Bewerber/-innen für
bestimmte Positionen auszuwählen. Es handelt sich dabei
um Verfahren, in denen Einzel- und Gruppenaufträge
(Arbeitssimulation) gegeben werden und qualifizierte Beob-
achter/-innen die Jugendlichen nach festen Regeln „im
Blick haben“. Die Ergebnisse werden in Form von Profilen
dokumentiert. Berufsfeldbezogene Assessments simulieren
berufsfeldtypische Situationen und erfassen kognitive, fein-
motorische Fähigkeiten sowie soziale Kompetenzen der
Teilnehmenden (z. B. START und DIA-TRAIN; s. Tab.). Bei
der Anwendung dieser simulations- und handlungsorien-
tierten Verfahren kommt es darauf an, „Verhaltensweisen
statt Ergebnisse zu bewerten“. Kompetenzfeststellungsver-
fahren sollten die Verschiedenartigkeit der Teilnehmenden
aufgreifen, sie mit ihrer Vielfalt anerkennen, wertschätzen,
um diese für eine Kompetenzentwicklung positiv zu nut-
zen. Dies bedeutet auch, Aufgaben und Tests so auszu-
wählen und zu gestalten, dass sie für Teilnehmende unter-
schiedlichen Geschlechts und mit unterschiedlichem
kulturellem Hintergrund gleichermaßen ansprechend und
zugänglich sind.

Ein Assessment-Verfahren wurde explizit zur Potenzial-
ermittlung und zur beruflichen Orientierung für Mädchen
am Ende der Schulzeit entwickelt (taste for girls). Damit
können junge Frauen in simulierten Praxissituationen aus-
probieren, welche Anforderungen den Berufsalltag von
IT-Berufen, Handwerk und Technik prägen. Unvoreinge-
nommene, trainierte Beobachter/-innen versuchen her-
auszufinden, wie die Teilnehmerinnen mit der Situation
zurechtkommen. Ihre Beobachtungen werten sie gemein-
sam mit den Mädchen aus (Selbst- und Fremdeinschät-
zung). Die im Anschluss stattfindenden individuellen Bera-
tungsgesprächen führen dann zu konkreten Schritten einer
Berufswegebegleitung.

Das integrierte Potenzial-Assessment kann als Weiterent-
wicklung des Assessmentverfahrens betrachtet werden. Die
Schwerpunksetzung des Verfahrens liegt hier deutlicher auf
dem „Abgleich“ des individuellen Kompetenzprofils (Inter-
essen, Fähigkeiten und Fertigkeiten der Teilnehmenden)
mit den bestehenden berufsbezogenen Anforderungen.
Anhand von Aufgaben aus der betrieblichen Praxis wer-
den geeignete Aufgaben für die Durchführung des Assess-
ments bestimmt. Als Methodenstandards gelten dabei: die
Definition beruflicher Anforderungen, die Aufgabenorien-
tierung und die Verbindung von Lernen, Fördern und Beur-
teilen (s. z. B. Arbeiterwohlfahrt 2007). Eine Potenzialana-
lyse stellt eine Arbeits- und Anforderungssituation dar, also
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Tabelle Beispiele zu Verfahren der Kompetenzfeststellung

Kategorie

Biografische
Verfahren

Simulations- und
handlungsorien-
tierte Verfahren

Bilanzen/
Profilings

(Teil-)standardi-
sierter Test

Verfahren

Identifizierung, Wertschät-
zung, Bewertung von Kom-
petenzen mit Bezug auf die
individuelle Biografie

Berufswahlorientierung (für
Schülerinnen und Schüler
aller 9. Klassen)

Assessment-Center, Instru-
ment zur beruflichen Orien-
tierung, Eingangs- und Eig-
nungsdiagnostik

Verbindung von Verfahren
der Diagnose- und des Trai-
nings

Potenzialermittlung und
berufliche Orientierung für
Mädchen

Integriertes Potenzial-
Assessment-Center-Verfah-
ren für junge Menschen in
der Berufsorientierung
und Ausbildung

Individuelle Förderplanarbeit

internetbasierte Diagnose-
Systeme

Wissens- und Intelligenz-
tests

Neigungs- und Interessen-
test, Persönlichkeitstests
BerufseignungstestBET
(Berufseignungstest)

Handwerklich-motorische
Eignungstests

Beispiel

Kompetenzbilanz für
Migrantinnen und
Migranten

DIA-KOM, Kompe-
tenzcheck Ausbil-
dung NRW

START (Stärken aus-
probieren – Ressour-
cen testen)

DIA-TRAIN
(DIAgnose- und
TRAINingseinheit)

Taste for girls

Profil-AC

Diagnose- und
Anamnesebögen

E-Profiling
Teleprofiling

BET (Berufseig-
nungstest)

Hamet 2 (Module)

Nähere Information

www.integra-net.org/
produkte.html

www.schulministerium.
nrw.de/BP/Schulsystem/
Projekte/Kompetenz-
check/index.html

www.imbse.de

www.ausbildungsvorbe-
reitung.de

www.taste-for-girls.de

www.cjd-offenburg.de

www.foerderplan.de

www.e-profiling.de
www.kompnet.de

www.testzentrale.de

Hogrefe-Verlagsgruppe
Diagnostikkommission
des SVB:
www.testraum.ch

www.hamet.de



eine besondere Form der individuellen Eignungsdiagnostik
(MÄHLER-BIDABADI 2005).

Bilanzen und Profilings sowie unterschiedlichste Formen
(teil-)standardisierter Testverfahren können ergänzend zu
den oben beschriebenen Verfahren eingesetzt werden, um
spezifische Fähigkeiten und Fertigkeiten zu ermitteln. Zu
den (teil-)standardisierten Testverfahren gehören beispiels-
weise Berufseignungstests (z. B. BET), wie sie in der Berufs-
beratung und im Bereich der beruflichen Rehabilitation
eingesetzt werden. Erfasst werden damit z. B. die Wahr-
nehmungsgenauigkeit, das räumliche Vorstellungsver-
mögen, das praktisch-technische Verständnis oder rech-
nerische Fähigkeiten. Auch Persönlichkeitstests sowie
handwerklich-motorische Eignungstest (z. B. Module von
„hamet 2“), sind für die berufliche Diagnostik insbeson-
dere für lernbehinderte junge Menschen entwickelt wor-
den. Zur Erstellung von Bilanzen und Profilings werden
häufig Diagnose- und Anamnesebögen, die speziell zur
Erstellung eines individuellen Förderplans entwickelt wor-
den sind, eingesetzt. Auch computer- bzw. internetgestützte
Verfahren (E-profiling, Teleprofiling) können ein Bestand-
teil von Kompetenzfeststellungen sein; sie fragen nach aus-
gewählten Merkmalen aus dem Persönlichkeits- und
Leistungsbereich, nach der Leistungsmotivation, nach
Lernfähigkeit, Flexibilität und Teamfähigkeit.

Bewertung und Ausblick

Qualitätsstandards für Kompetenzfeststellungsverfahren als
Instrumente zur Unterstützung von Berufswahlprozessen
und zur Begleitung des Übergangs von der Schule in den
Beruf sind sehr eng auf die Zielgruppe von Schülerinnen
und Schülern sowie Teilnehmer/-innen in der Berufsvor-
bereitung zuzuschneiden. Verfahren zur Ermittlung ihrer
berufsrelevanten Kompetenzen sind dabei wichtige Instru-
mente, um eigene Fähigkeiten und Fertigkeiten, eigene
Interessen und Motive zu „entdecken“. Diese sind in einem
nächsten Schritt mit den Anforderungen „in Einklang“ zu
bringen. Da berufliche Handlungsfähigkeit neben der
Fachkompetenz auch Methoden-, Sozial- und Personalkom-
petenzen der Individuen verlangt, sind vor allem hand-
lungsorientierte Verfahren erforderlich, da sie diese Dimen-
sion fachübergreifender Kompetenzen erfassen können.
In biografischen Such- und Übergangsphasen zeigt sich die
Bedeutung von Kompetenzfeststellung: Sie sind über die
Berufsorientierung und Berufsvorbereitung hinaus wichtige
Instrumente in der Berufsausbildung und stellen die Grund-
lage zur Kompetenzentwicklung dar. In der berufsbeglei-
tenden Nachqualifizierung für an- und ungelernte junge
Erwachsene bilden sie den Ausgang zur Qualifizierung, mit
Blick auf den Berufsabschluss. In allen bildungspolitischen
Empfehlungen zur beruflichen Bildung (so z. B. Innova-
tionskreis Berufliche Bildung, Berufsbildungsbericht 2007)
und aktuellen Förderprogrammen auf Landes- und Bun-
desebene finden sich Kompetenzfeststellungsverfahren als
ein unverzichtbarer Bestandteil.

Weiterentwicklungsbedarf wird darin gesehen, Kompe-
tenzfeststellungsverfahren zielgruppenbezogen, ressourcen-
und biografieorientiert zu konkretisieren. Darüber hinaus
könnte für junge Erwachsene in der beruflichen Nachqua-
lifizierung durch die Ermittlung jener Kompetenzen, die in
nichtstrukturierten Lernprozessen bzw. in Arbeitszusam-
menhängen (nonformales Lernen) erworben worden sind,
eine wichtige Basis für aufbauende Qualifizierungsprozesse
gelegt werden. Ebenso sollten auch jene Kompetenzen,
die durch informelles Lernen – in der Familie oder Freizeit
– erworben wurden, in Kompetenzfeststellungsverfahren
ermittelt und dann auch als Kompetenzen anerkannt wer-
den. Bereits entwickelte Instrumente, wie der Profilpass für
junge Menschen (www.profilpass-online.de), stellen Ver-
fahren zur Verfügung, die den Blick auf die Potenziale rich-
ten, an die in aufbauenden Lernprozessen angeknüpft wer-
den kann.

Aufbauend auf den Entwicklungen der Kompetenz-
feststellung der letzten Jahre im Bereich des Übergangs
Schule – Beruf sollten die Verfahren für ihren Einsatz in
Qualifizierungsprozessen anderer beruflicher Handlungs-
felder systematisch aufgearbeitet und spezifisch weiter-
entwickelt werden. �
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� Im Januar 2007 haben Bund und Länder die

Erarbeitung eines bildungsbereichsübergrei-

fenden Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR)

entschieden. Damit soll zunächst die Voraus-

setzung für die Umsetzung des Europäischen

Qualifikationsrahmens (EQR) auf nationaler

Ebene geschaffen werden. In der BWP 2/2008

fasste Hermann Nehls die noch strittigen Punk-

te aus Arbeitnehmersicht bei der Ausgestal-

tung eines DQR zusammen. Für eine inhaltlich

fundierte Diskussion zu den anstehenden Ent-

wicklungsarbeiten sind entsprechend konkre-

te Vorschläge unerlässlich. Aus diesem Grund

haben die Spitzenorganisationen der Deut-

schen Wirtschaft ihre Position zur Struktur und

Funktion eines Deutschen Qualifikationsrah-

mens präzisiert.1

Mehr Transparenz, Mobilität und
Durchlässigkeit

Die für die Funktionalität des Europäischen Binnenmarkts
notwendige Mobilität von Fachkräften und Unternehmern
soll durch mehr Transparenz zwischen den verschiedenen
nationalen Bildungssystemen in Europa gefördert werden.
Über das Zusammenspiel von EQR und DQR soll der Ver-
gleich von auf unterschiedlichen Bildungswegen zu errei-
chenden Qualifikationen gelingen. Damit ist ein entschei-
dender Schritt in Richtung internationaler Durchlässigkeit
getan, die sich konsequenterweise innerhalb der nationa-
len Grenzen im deutschen Bildungssystem fortsetzen muss.
Die von der Bildungsministerin Schavan initiierten Inno-
vationskreise Berufsbildung und Weiterbildung (vgl. BMBF
2007 u. 2008) haben dazu bereits konkrete Vorschläge erar-
beitet, die in der Qualifizierungsinitiative der Bundesre-
gierung in Form von Zielen für Bildungsreformen an Ver-
bindlichkeit gewinnen (vgl. BUNDESREGIERUNG 2008).
Die deutsche Wirtschaft misst diesem Prozess eine große
Bedeutung bei. Aus diesem Grund wurde bereits Ende 2004
im Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung
(KWB) eine Task Force eingerichtet mit dem Ziel, die bil-
dungspolitisch relevanten Entwicklungen im europäischen
wie auch nationalen Kontext durch die Erarbeitung kon-
kreter Vorschläge gerade aus der Interessenslage der Unter-
nehmen heraus zu unterstützen. Entsprechend wurde im
Jahr 2005 eine Positionierung zur Struktur des EQR, ein-
schließlich eines Leistungspunktesystems für Berufsbildung
(ECVET), vorgelegt (vgl. KWB 2005). Hervorzuheben ist,
dass es gelungen ist, die Stufen des EQR prinzipiell für alle
Qualifikationen offenzuhalten und damit keine bereichs-
spezifischen Vorbehalte gerade für die Zuordnung von Qua-
lifikationen zu den oberen Stufen des EQR vorzusehen.
Folglich wurde dem für die deutsche Wirtschaft essentiel-
len Ziel der Förderung von Gleichwertigkeit zwischen all-
gemeiner/hochschulischer und beruflicher Bildung durch
die Einführung eines EQR entsprochen, einem Ziel, das
ebenso durch die Struktur eines DQR zu befördern ist. Offen
ist noch der Zusammenhang zwischen EQR und der EU-
Richtlinien zur Anerkennung von Berufsqualifikationen
(2005/36/EG) und zu Dienstleistungen (2006/123/EG).
Damit die gewünschten Mobilitätswirkungen in Europa

FRIEDRICH HUBERT ESSER

Prof. Dr., Leiter der Abteilung Berufsbildung

des Zentralverbandes des Deutschen Hand-

werks (ZDH), Berlin, und Honorarprofessor

der Universität zu Köln

DQR konkret: Vorschlag
der Spitzenorganisationen der
Deutschen Wirtschaft

1 Der Beitrag basiert auf dem Positions-
papier der Deutschen Wirtschaft vom
28. 3. 2008, das von der KWB-Task-Force,
namentlich: S. G. BAYER, F. H. ESSER, D.
LUDZAY, W. MALCHER, S. MÜLLER, erstellt
wurde (vgl. BDA u. a. 2008).
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wirklich entfaltet werden können, dürfen sich beide Syste-
me nicht widersprechen, was eine Anpassung der Aner-
kennungsrichtlinien an den EQR erforderlich macht.

Struktur und Funktion eines DQR

Der DQR ist ein Instrument für die Klassifizierung von Qua-
lifikationen anhand eines Kriteriensatzes zur Bestimmung
des jeweils erreichten Lernniveaus. Ziel ist die Integration
und Koordination von Qualifikationen nationaler Teil-
systeme und die Verbesserung der Transparenz, des
Zugangs, des Aufeinanderaufbauens und der Qualität von
Qualifikationen im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die
Zivilgesellschaft. Die Klassifizierung von Qualifikationen
soll im DQR über Niveaus erfolgen. Die Zahl und der
Zuschnitt von Niveaus soll dabei über den Konsens der an
ihrer Konstruktion Beteiligten beruhen. Bezugssysteme
können dabei bestehende oder gewollte Bildungs- und/oder
Beschäftigungsstrukturen sein. Um eine möglichst hohe
Kompatibilität mit dem EQR sicherzustellen, schlagen die
Spitzenorganisationen der deutschen Wirtschaft acht
Niveaus vor.
Die Einsetzung eines DQR muss mit einem Mehrwert für
alle am Wirtschaftsprozess beteiligten Akteure verbunden
sein und die Prozesse der Interaktion von Bildungs- und
Beschäftigungssystemen fördern. Aus diesem Grund soll
„Handlungskompetenz“ das herausragende Strukturmerk-
mal des DQR sein. Handlungskompetenz wird als Einheit
von Fach-, Sozial- und Personalkompetenz definiert.

Mit dieser umfassenden und ganzheitlich ausgerichteten
Definition von Handlungskompetenz wird dem Berufs-
prinzip Rechnung getragen, indem als Leitidee auf solche
Verhaltensmöglichkeiten abgestellt wird, die im Kontext
von Arbeit gefördert werden und der Bewältigung von
Anforderungen im beruflichen Wirkungsraum dienen. Die
Relevanz dieser Kompetenzen für die Bewältigung von
Anforderungssituationen im außerberuflichen Wirkungs-
raum ist damit nicht ausgeschlossen, sondern ausdrücklich
gewünscht. Der Berufsbegriff wird somit als Bildungsbegriff
mitgedacht und verstanden, da Handlungskompetenz bei
der Konzipierung des DQR als zentrale Zielkategorie Men-
schen in die Lage versetzen soll, auf der Basis von Wissen
und Erfahrungen gefundene Lösungen zu bewerten und die

eigene Handlungsfähigkeit weiterzuentwickeln (vgl. ESSER

1997). Methoden und Transferkompetenz liegen dabei quer
zu den genannten Kompetenzdimensionen und werden
entsprechend implizit berücksichtigt.
Um der gewollten zentralen Bedeutung von „Handlungs-
kompetenz“ im DQR zu entsprechen, soll eine entsprechen-
de Ausrichtung der Deskriptoren an den Dimensionen
Fach-, Sozial- und Personalkompetenz erfolgen. Wie bereits
im KWB-Vorschlag von 2005 angelegt, ist für die konkrete
Niveaubeschreibung und die Klassifizierung der Niveaus die
Relationierung der Beschreibungen von Anforderungs-
situation und Kompetenzstruktur essentiell. Die Beschrei-
bung der Anforderungsstruktur richtet sich dabei vor allem
an den Kriterien Komplexität und Dynamik von Hand-
lungssituationen aus. Bei der Beschreibung der Kompetenz-
struktur sind die Kriterien Wissen, Fertigkeiten, Problem-
lösen, Innovieren, Kommunizieren, Reflektieren, Verantworten
und (Selbst-)Lernen besonders bedeutsam. In der Beschrei-
bung eines DQR nehmen die Spitzenorganisationen der
Deutschen Wirtschaft folgende Setzungen vor:
• Der DQR beschreibt Handlungskompetenzen, die in

(nachgelagerten) Kompetenzfeststellungsverfahren ge-
messen und bewertet werden. Der DQR selbst ist kein
Diagnoseinstrument zur Feststellung von Kompetenzen.
Vielmehr soll er in der Ordnungsarbeit als Referenzsys-
tem für die Zuordnung von Kompetenzprofilen dienen.

• Im DQR werden Beschreibungsperspektiven gewählt, die
sich überschneiden können. Der Beschreibungsgegen-
stand (Handlungskompetenz) wird nicht geteilt, sondern
aus verschiedenen Blickwinkeln betrachtet (Fach-, Sozi-
al- und Personalkompetenz).

• Im DQR wird Domäne als
zusammengehöriger Kompe-
tenzbereich verstanden.

• Beschreibungen von Hand-
lungskompetenz schließen
die beschriebenen Verhal-
tensanforderungen der nied-
rigen Niveaus ein, so dass
innerhalb des DQR eine
taxonomische Logik imma-
nent ist.

Der folgende Vorschlag soll
dazu beitragen, die bisher ge-
führte Diskussion zu konkreti-
sieren und damit allen Akteu-
ren helfen, ihre eigene Position
weiter auszuarbeiten, damit die
Erreichung des Ziels der bun-
desweiten Abstimmung eines
ersten Entwurfs für einen bil-
dungsbereichsübergreifenden
DQR in nahe Zukunft rücken
kann.

BWP 3/2008 49

Fach-, Sozial- und Personalkompetenz

Fachkompetenz bezeichnet die Fähigkeit und Bereitschaft, Aufgaben-
stellungen selbstständig, fachlich richtig, methodengeleitet zu bear-
beiten und das Ergebnis zu beurteilen,

Sozialkompetenz drückt die Verhaltensmöglichkeiten aus, mit ande-
ren zusammenzuarbeiten, sich mit ihnen rational und verantwor-
tungsbewusst auseinanderzusetzen und zu verständigen,

Personalkompetenz stellt auf die Fähigkeit ab, sich weiterzuentwickeln
und über seinen Lebensweg selbst zu entscheiden und so mit dem stän-
digen sozialen, kulturellen, technologischen Wandel aktiv und eigen-
verantwortlich umgehen zu können.
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Tabelle Niveaustufen2 eines Deutschen Qualifikationsrahmens

er / sie ist in der Lage, sich in überschaubar strukturierten und gleichbleibenden domänenspezifischen Kontexten nach genauer Anlei-
tung zu verhalten

1. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

– Ausbildungsreife
– beschäftigungsbefähigende

Basisqualifikation, wie
Schulpraktika

Fachkompetenz

verfügt über grundlegendes Allgemeinwis-
sen und grundlegende Fertigkeiten

Sozialkompetenz

ist in der Lage, sich in soziale Strukturen zu
integrieren und Informationen
auszutauschen

Personalkompetenz

ist lernbereit und für die eigene
Kompetenzentwicklung zugänglich

– er / sie ist in der Lage, Aufgaben auf geringem Anspruchsniveau unter Anleitung in überschaubar strukturierten und gleichbleibenden
domänenspezifischen Kontexten zu bearbeiten

– zeigt die Fähigkeit und die Bereitschaft, Aufgabenstellungen fachlich richtig und methodengeleitet im Team zu bearbeiten

2. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

– auf einen Pflichtschulabschluss
aufbauende Berufsausbildungs-
vorbereitung wie Qualifizierungs-
bausteine, Einstiegsqualifizierun-
gen u. ä.

– Berufsvorbereitung wie Berufsbil-
dungsvorbereitungsjahre u. ä.

Fachkompetenz

verfügt über grundlegendes Wissen sowie
grundlegende Fertigkeiten in einem Lern-
und Arbeitsbereich

Sozialkompetenz

– ist in der Lage, sich zur Bearbeitung von
Aufgaben in soziale Strukturen zu inte-
grieren

– ist in der Lage, in Bezug auf grundlegen-
de fachliche Kontexte zu kommunizieren

– ist in der Lage, allgemeine Anregungen,
Hinweise und Kritik anzunehmen

Personalkompetenz

ist in der Lage, vorgegebene Lernhilfen zu
nutzen und den individuellen Lernfortschritt
für die eigene Kompetenzentwicklung zu
erkennen

– er / sie ist in der Lage, Aufgaben selbstständig in strukturierten und relativ gleichbleibenden domänenspezifischen Kontexten zu bear-
beiten und sich dabei weitgehend standardisierter Lösungsmuster zu bedienen

– zeigt die Fähigkeit und die Bereitschaft, eigene Arbeitsergebnisse domänenbezogen zu beurteilen und sich auf der Basis seiner/ihrer
Verhaltensmöglichkeiten weiterzuentwickeln

3. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

Ausbildungsberufe mit weniger
komplexem Anforderungsprofil

Fachkompetenz

verfügt über grundlegendes Fachwissen,
kognitive und praktische Fertigkeiten sowie
entsprechende praktische Erfahrungen

Sozialkompetenz

– ist in der Lage, sich zur Bearbeitung von
Aufgaben in vorgegebene soziale
Strukturen zu integrieren und diese zu
reflektieren

– ist in der Lage, fachliche Kontexte zu
reflektieren

– ist in der Lage, fachbezogene Anregun-
gen, Hinweise und Kritik anzunehmen

– ist in der Lage, im Team Unterstützung
anzubieten und Einblicke in den eigenen
Arbeitsbereich zu geben

Personalkompetenz

– ist in der Lage, sich in Bezug auf abgrenz-
bare Arbeitszusammenhänge selbststän-
dig Ziele zu setzen

– ist in der Lage, bei der Bearbeitung von
Aufgaben Eigeninitiative zu zeigen

– ist in der Lage, vorgegebene Maßstäbe
für Genauigkeit, Zuverlässigkeit,
Arbeitsqualität und -systematik zu berück-
sichtigen

– er / sie ist in der Lage, Aufgaben selbstständig in komplexen domänenspezifischen Kontexten zu bearbeiten und dabei das notwendi-
ge Maß an Transferfähigkeit vorzuhalten, um Handlungsfähigkeit auch unter sich verändernden und nicht eindeutigen Rahmenbedin-
gungen für die Leistungserstellung sicherzustellen

– zeigt die Fähigkeit und die Bereitschaft, eigene und fremde Arbeitsergebnisse domänenbezogen zu beurteilen

4. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

Ausbildungsberufe mit komplexem
Anforderungsprofil

Fachkompetenz

verfügt über ein breites Spektrum an Fach-
wissen sowie gleichermaßen an kognitiven
und praktischen Fertigkeiten, wie auch über
entsprechende praktische Erfahrungen

Sozialkompetenz

– ist in der Lage, in Bezug auf spezifische
fachliche Kontexte zu kommunizieren, zu
reflektieren und zu überzeugen

– ist in der Lage, fachbezogene Anregun-
gen, Hinweise und Kritik zu reflektieren

– ist in der Lage, im Team zielgerichtet
Unterstützung anzubieten

Personalkompetenz

ist in der Lage, sich in Bezug auf komplexe
Arbeitszusammenhänge selbstständig Ziele
zu setzen

– er / sie ist in der Lage, Aufgaben selbstständig in komplexen domänenspezifischen Kontexten auf hohem Fachniveau zu bearbeiten
und dabei das notwendige Maß an Transferfähigkeit vorzuhalten

– zeigt die Fähigkeit und die Bereitschaft, eigene und fremde Arbeitsergebnisse und -prozesse domänenübergreifend zu beurteilen

5. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

– Fachkräfte mit Zusatz-
qualifizierung

– erste Ebene der Aufstiegs-
fortbildung

Fachkompetenz

– verfügt über Spezialwissen u. umfassende
kognitive und praktische Fertigkeiten in
einem Teilbereich der Domäne sowie über
entsprechende praktische Erfahrungen

– ist in der Lage, sich selbstständig, auch
domänenübergreifend, neues Fachwissen
und Fertigkeiten anzueignen und anzu-
wenden

Sozialkompetenz

– ist in der Lage, in Bezug auf überfachliche
Kontexte zu kommunizieren, zu reflektie-
ren und zu überzeugen

– ist in der Lage, Mitarbeiter auch im Team
anzuleiten

Personalkompetenz

– ist in der Lage, ein Selbstkonzept zu
entwickeln und zu realisieren, in dem
erfahrungsgelenkt eigene Ziele gesetzt
werden

– ist in der Lage, den eigenen
Qualifizierungsbedarf festzustellen
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– er / sie ist in der Lage, Aufgaben selbstständig in komplexen domänenspezifischen Kontexten auf Expertenniveau zu bearbeiten
und dabei ein hohes Maß an Transferfähigkeit vorzuhalten

– zeigt die Fähigkeit und die Bereitschaft, selbstständig domänenübergreifende Aufgabenstellungen auf Basis eines breiten und
integrierten Wissens und Verstehens sowie Fertigkeiten und/oder beruflicher Erfahrung, fachlich richtig und methodengeleitet in
einem Team zu bearbeiten und dabei Mitarbeiter zu führen

– ist in der Lage, strategische Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln und umzusetzen

6. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

– zweite Ebene der Aufstiegsfort-
bildung wie Meister, Fachwirte
u. ä.

– Bachelor-Ebene

Fachkompetenz

– verfügt über ein vertieftes Spezialwissen
und vertiefte kognitive und praktische
Fertigkeiten in mehreren Teilbereichen der
Domäne sowie entsprechende praktische
Erfahrungen

– ist in der Lage, komplexe fachliche Pro-
blemlösungs- und Innovationsstrategien
auch mit domänenübergreifendem Bezug
zu entwickeln und umzusetzen

Sozialkompetenz

– ist in der Lage, in Bezug auf fachliche
Kontexte Positionen zu entwickeln, zu
begründen und verständlich darzustellen

– ist in der Lage, ein Team zur Aufgaben-
erstellung anzuleiten, die Ergebnisse und
Prozesse zu beurteilen und dafür gegen-
über dem Team wie auch gegenüber
Dritten Verantwortung zu tragen

Personalkompetenz

– ist in der Lage, sein/ihr Selbstkonzept
kritisch zu analysieren und weiterzuent-
wickeln

– ist in der Lage, fundierte Schlussfolgerun-
gen für die Gestaltung von weiterführen-
den Arbeits- und Lernsituationen zu
ziehen

– ist in der Lage, geeignete Maßnahmen
für die eigene Kompetenzentwicklung
zu ergreifen

– er / sie ist in der Lage, Aufgaben zielgerichtet und verantwortungsvoll in komplexen und abstrakten Kontexten auf hohem Exper-
tenniveau zu bearbeiten und dabei ein sehr hohes Maß an Transferfähigkeit vorzuhalten

– zeigt die Fähigkeit und die Bereitschaft, Aufgabenstellungen auf Basis eines breiten und integrierten Wissens und Verstehens
sowie von Fertigkeiten und/oder beruflicher Erfahrung selbstständig, fachlich richtig und methodengeleitet vorrangig von Fach-
experten bearbeiten zu lassen, und dabei Mitarbeiter und Experten zu führen und zu koordinieren.

– ist in der Lage, spezifische Besonderheiten, Terminologien und Fachmeinungen domänenübergreifend zu definieren und inter-
pretieren

– ist in der Lage, strategische Handlungsmöglichkeiten in Teams entwickeln zu lassen und umzusetzen

7. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

– dritte Ebene der Aufstiegs-
fortbildung
wie Geprüfte Betriebswirte,
Strategische Professionals (IT)

– Master-Ebene

Fachkompetenz

– verfügt über hochspezialisiertes Fachwis-
sen und stark ausdifferenzierte kognitive
und praktische Fertigkeiten in allen Berei-
chen einer Domäne sowie entsprechende
praktische Erfahrungen

– ist in der Lage, komplexe fachliche Pro-
blemlösungs- und Innovationsstrategien in
domänenübergreifenden Zusammenhän-
gen zu entwickeln und umzusetzen

– ist in der Lage, eigene Definitionen und
Lösungen zu entwickeln und zur Verfü-
gung zu stellen

Sozialkompetenz

– ist in der Lage, Fachdiskurse zu initiieren,
zu steuern und zu analysieren

– ist in der Lage, in Expertenteams mitzu-
wirken und diese anzuleiten, die Ergebnis-
se und Prozesse zu beurteilen und dafür
gegenüber dem Team wie auch gegen-
über Dritten Verantwortung zu tragen

– ist in der Lage, zu repräsentieren

Personalkompetenz

– ist in der Lage, für die persönliche Weiter-
entwicklung neue Wissensgebiete unter
Anwendung wissenschaftlicher Methoden
zu erschließen

– die Fähigkeit zur Weiterentwicklung der
eigenen Persönlichkeit ist stark ausge-
prägt

– er / sie ist in der Lage, Aufgaben in komplexen domänenspezifischen Kontexten auf höchstem Expertenniveau zu bearbeiten und
dabei ein höchstes Maß an Transferfähigkeit vorzuhalten

– verfügt über ein umfassendes und systematisches Verständnis domänenübergreifender Handlungsfelder und die für die Gestal-
tung und Weiterentwicklung dieser Handlungsfelder notwendigen Verhaltensmöglichkeiten

8. Niveau

Beispielhafte Zuordnung von
Qualifikationsprofilen

– weitere berufliche Fortbildung
– Doktoratsebene

Fachkompetenz

– verfügt über spezialisiertes Fachwissen auf
höchstem Expertenniveau wie auch ent-
sprechende kognitive und praktische Fer-
tigkeiten in allen Bereichen einer Domäne
sowie entsprechende praktische Erfahrung

– ist in der Lage, herausragende
Aufgabenstellungen und/oder Projekte
mit domänenübergreifendem Bezug zu
konzipieren, zu realisieren und zu
evaluieren

Sozialkompetenz

– ist in der Lage, neue und nachhaltige
Arbeitsstrukturen und -prozesse im
Fachdiskurs zu entwickeln und zu
implementieren

– ist in der Lage, vorbildhaft zu
repräsentieren

Personalkompetenz

ist in der Lage, nachhaltige persönliche
Standards für die Weiterentwicklung domä-
nenübergreifender Handlungskompetenz zu
entwickeln

2 Die Stufen im DQR sind in der Weise angeordnet, dass sich über sie unterschiedliche Anspruchsniveaus von Qualifikationen beschreiben und
die Qualifikationen, die grundsätzlich domänenspezifisch sind, zuordnen lassen.



Abschlussprüfung nach Ablauf
der Berufsausbildungszeit
Urteil des BAG vom 13. 03. 2007 –
9 AZR 494/06

CARMEN SILVIA HERGENRÖDER

� Mit Urteil vom 13. März 2007 hat das Bun-

desarbeitsgericht entschieden, dass ein

Berufsausbildungsverhältnis mit Ablauf der

vereinbarten Ausbildungszeit endet und sich

nicht automatisch bis zum Zeitpunkt der

Bekanntgabe des Ergebnisses der Abschluss-

prüfung verlängert, wenn diese erst später

stattfindet.

Sachverhalt

Die Klägerin schloss mit der Beklagten einen Berufsausbil-
dungsvertrag zur Restaurantfachfrau ab. Nach diesem
begann die Ausbildung am 15.10. 2001 und sollte am
14.10. 2004 enden. Nach diesem Zeitpunkt beschäftigte die
Beklagte die Klägerin nicht weiter. Diese nahm jedoch in
der Zeit vom 25.10. bis 5.11. 2004 am Berufsschulunter-
richt teil. Die mündliche Abschlussprüfung fand am
29. 01. 2005 statt und wurde von der Klägerin bestanden.
Diese rief den Schlichtungsausschuss der zuständigen Indu-
strie- und Handelskammer an und beantragte festzustellen,
dass das Ausbildungsverhältnis erst mit bestandener Prü-
fung geendet hat. Hilfsweise beantragte sie, dass ihr die
Beklagte für den Zeitraum 15.10. 2004 bis 29.1. 2005 Scha-
densersatz zu leisten hat.

Entscheidungsgründe

Diese Ansicht vermochte das Bundesarbeitsgericht (BAG)
nicht zu teilen. Es ist zu der Feststellung gelangt, dass das
Ausbildungsverhältnis wie vereinbart am 14.10. 2004 geen-
det hat. Hierzu führt das BAG aus, dass Berufsausbildungs-
verhältnisse befristete Rechtsverhältnisse sind, die mit dem
Ablauf der im Berufsausbildungsvertrag vereinbarten Aus-
bildungszeit enden. Eine Ausnahme ist nur für den Fall zu
machen, dass die Abschlussprüfung bereits vor Vertrags-
ende stattfindet und bestanden wird (§ 21 Abs. 2 BBiG) bzw.
dass sich das Ausbildungsverhältnis wegen nicht bestan-
dener Prüfung nach § 21 Abs. 3 BBiG verlängert (Urteil
des BAG vom 23. 09. 2004 – 6 AZR 519/03 – BAGE 112,
S. 72). Auch die Tatsache, dass die Klägerin nach dem ver-
einbarten Ende der Ausbildungszeit noch am Berufsschul-
unterricht teilgenommen hat, führt nicht zu einer Verlän-
gerung des Berufsausbildungsverhältnisses. Insbesondere
kann hier nicht der Rechtsgedanke des § 24 BBiG heran-
gezogen werden. Nach dieser Vorschrift gilt ein Arbeits-
verhältnis nur dann auf unbestimmte Zeit als begründet,
wenn Auszubildende im Anschluss an die Berufsausbildung
mit Wissen und Wollen des Ausbildenden weiterhin im
Betrieb tätig werden. Diesem Erfordernis genügt der Besuch
der Berufsschule nach dem vereinbarten Ende der Ausbil-
dungszeit nicht. Die Parteien hatten auch keine Verlänge-
rung des Ausbildungsverhältnisses vereinbart. Die entspre-
chende Behauptung konnte die Klägerin nicht beweisen.

Hinzu kommt, dass der Berufsausbildungsvertrag auch
nicht im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung dahin
gehend verstanden werden kann, dass die Parteien das Aus-
bildungsverhältnis bis zum Zeitpunkt der erfolgreichen
Ablegung der Abschlussprüfung verlängern wollten. Eine
solche ergänzende Vertragsauslegung kommt nur in
Betracht, wenn zu einer bestimmten regelungsbedürftigen
Frage eine Vereinbarung der Parteien fehlt. Dies ist jedoch
nicht der Fall, da im Berufsausbildungsvertrag das Ende des
Ausbildungsverhältnisses explizit festgelegt worden ist
(§ 11 Abs. 1 Nr. 2 BBiG).

Auch eine ergänzende Auslegung des BBiG kommt nicht in
Betracht. Diese wäre nur zulässig, wenn das Gesetz eine
Regelungslücke enthielte. Zwar findet sich im BBiG keine
Regelung für den Fall, dass die Abschlussprüfung erst nach
dem vereinbarten Ende der Berufsausbildung stattfindet.
Dies stellt allerdings keine planwidrige Gesetzeslücke dar,
die im Wege der ergänzenden Auslegung zu schließen wäre.
Das Gesetz geht vielmehr von dem Grundsatz aus, dass Aus-
bildungsverhältnisse zu dem vereinbarten Zeitpunkt enden,
wenn nicht die Sondertatbestände des § 21 Abs. 2 u. 3 BBiG
gegeben sind. Allein das Interesse des Auszubildenden,
nach Ablauf der Ausbildungszeit bis zu seiner Prüfung
Ausbildungsvergütung zu erhalten, rechtfertigt keine den
Wortlaut ergänzende Auslegung des BBiG. Das Berufsaus-

52 BWP 3/2008

R E C H T



bildungsverhältnis ist nämlich nicht – wie das Arbeitsver-
hältnis – in erster Linie auf das Erzielen der Ausbildungs-
vergütung zwecks Sicherung des Lebensunterhaltes ausge-
richtet. Neben einer für geleistete Dienste zu gewährenden
Entlohnung stellt die Ausbildungsvergütung auch eine
finanzielle Hilfe zur Durchführung der Berufsausbildung
dar und dient der Gewährleistung der Heranbildung eines
ausreichenden Nachwuchses (s. Entscheidungen des BAG
vom 11.10.1995 – 5 AZR 258/94 – BAGE 81, S. 139 und vom
30.9.1998 – 5 AZR 690/97 – AP BBiG § 10 Nr. 8).

Auch im Interesse des Auszubildenden ist eine Verlängerung
des Ausbildungsverhältnisses nicht zwingend geboten. Fin-
det die Abschlussprüfung nach dem vereinbarten Ende der
Ausbildung statt, hat er – so ausdrücklich das BAG – die
Chance, sich optimal auf seine Abschlussprüfung vorzube-
reiten, ohne hieran durch eine Mitarbeit im Betrieb gehin-
dert zu sein. Auf eine Fortsetzung der betrieblichen Aus-
bildung ist der Auszubildende nach Ansicht des BAG nicht
angewiesen. Somit hat das BAG im Ergebnis die Revision
der Klägerin zurückgewiesen, da das Ausbildungsverhältnis
wie vereinbart am 14.10.2004 sein Ende gefunden hat.

Anmerkung

Ein Berufsausbildungsverhältnis ist ein befristetes Ver-
tragsverhältnis, welches grundsätzlich durch Zeitablauf
endet. Wann dies der Fall ist, wird durch die Ausbildungs-
ordnung (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BBiG) vorgegeben und muss im
Berufsausbildungsvertrag vereinbart werden (§ 11 Abs. 1
Nr. 2 BBiG). Wird eine Stufenausbildung (§ 5 Abs. 2 Nr. 1
BBiG) durchgeführt, endet das Ausbildungsverhältnis mit
Ablauf der letzten Stufe (§ 21 Abs. 1 S. 2 BBiG). Wird die
Ausbildung ausnahmsweise abgekürzt (§§ 7 Abs. 1, 8 Abs. 1
BBiG) oder verlängert (§ 8 Abs. 2 BBiG), ist der jeweils ver-
einbarte Beendigungszeitpunkt maßgebend (HERGENRÖDER

in HENSSLER/WILLEMSEN/KALB 2006, § 21 BBiG Rz. 1). Mög-
lich ist, dass die Abschlussprüfung vor dem vereinbarten
Ende der Ausbildung abgelegt wird. Wird sie bestanden,
endet das Ausbildungsverhältnis mit der Bekanntgabe des
Ergebnisses der Abschlussprüfung durch den Prüfungsaus-
schuss (§ 21 Abs. 2 BBiG).

Unsicher war die Rechtslage bisher, wenn die Abschluss-
prüfung erst nach dem vertraglich festgelegten Ende der
Berufsausbildung abgelegt und bestanden werden kann.
Mit dieser Frage hatten sich das Arbeitsgericht Leipzig (vom
21. 05.1998 – 11 Ca 1804/98, EzB Nr. 12 zu § 14 Abs. 1
BBiG) sowie das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg
(Teilurteil vom 14.12.2006 – 10 Sa 51/06, EzB Nr. 25 zu
§ 14 Abs. 3 BBiG) befasst und hierzu divergierende Rechts-
ansichten vertreten. Auch in der Literatur war die Frage
umstritten (vgl. die Nachweise bei STÜCK in BRAUN u. a.
2004, § 14 BBiG a. F. Rz. 8).

Diese Rechtsunsicherheit ist mit der Entscheidung des BAG
vom 13. 3. 2007 nunmehr beseitigt. Das Urteil hat Klar-
heit geschaffen, wie in Fällen der vorliegenden Art zu
verfahren ist. Was die Frage der praktischen Auswirkung
dieser Entscheidung angeht, ist dem BAG allerdings ent-
gegenzuhalten, dass der Hinweis darauf, die Auszubilden-
den könnten sich in einem solchen Fall ungestört auf die
Prüfung vorbereiten, angesichts der Ausführung des
Gerichts zur Funktion der Ausbildungsvergütung wenig
nachvollziehbar ist. Stehen sie doch plötzlich „auf der Stra-
ße“ und müssen sich um eine andere Einnahmequelle
bemühen mit der Folge, dass sie sich eben nicht ungestört
auf ihre Prüfung vorbereiten können. Man hätte sich Aus-
führungen dazu gewünscht, wie Auszubildende ihre finan-
zielle Absicherung für diesen Zeitraum erreichen können.
Oder könnte man eine Pflicht des Ausbildungsbetriebes
annehmen, sich rechtzeitig um einen fristgerechten Termin
für die Abschlussprüfung zu kümmern? Bei fristgerechter
Anmeldung zur Prüfung und Absprache mit dem zustän-
digen Prüfungsausschuss müsste dies möglich sein.

Noch eine weitere Frage ist nach der Grundsatzentschei-
dung des BAG ungeklärt. Wie ist zu verfahren, wenn die
Abschlussprüfung nach dem Ende der Ausbildungszeit
nicht bestanden wird? Hierzu bestimmt § 21 Abs. 3 BBiG,
dass sich ein Ausbildungsverhältnis bis zur nächstmögli-
chen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr auf
Wunsch des Auszubildenden „verlängert“, wenn die
Abschlussprüfung nicht bestanden wird. Aus der Wortwahl
„verlängert“ ist zu schließen, dass das Ausbildungsverhält-
nis noch nicht seine Beendigung gefunden haben darf.
Sinn und Zweck der Vorschrift ist, dem Auszubildenden die
erfolgreiche Beendigung des Ausbildungsverhältnisses zu
ermöglichen (hierzu BAG vom 30. 9.1998 – 5 AZR 58/98,
AP BBiG § 14 Nr. 9). Demnach ist m. E. die Regelung des
§ 21 Abs. 3 BBiG entsprechend auf die Fallkonstellation
anzuwenden. Allerdings ist zu fordern, dass in diesem Fall
das Verlangen unverzüglich nach Kenntnis von der nicht
bestandenen Prüfung erklärt wird (hierzu BAG vom
23.9. 2004 – 6 AZR 519/04, Arbeitsrecht-Blattei ES 400
Nr. 115 für den Fall, dass die Prüfung vor Ablauf der Aus-
bildungszeit nicht bestanden, dass Fortsetzungsverlangen
erst nach beendeter Ausbildungszeit erklärt wird).

Im Ergebnis ist der Entscheidung des BAG zuzustimmen,
auch wenn mit dieser noch nicht sämtliche Rechtsfragen
im Zusammenhang mit der entschiedenen Problematik
geklärt sind. �
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Qualitätsmanagement

MARGIT EBBINGHAUS

Qualitätsmanagement in Bildungseinrichtungen

Margret Bülow-Schramm
Waxmann-Verlag, Münster 2006, 154 S., 24,90 EUR

Qualitätssicherung, Qualitätsentwicklung, Qualitätsmana-
gement – die Auseinandersetzung mit Qualitätsfragen in
Bildungseinrichtungen ist keineswegs neu. Neu ist jedoch
die Ausrichtung des Bemühens um Qualität: Konzepte, die
vorwiegend einer nach außen gerichteten Rechenschafts-
legung durch Qualitätskontrolle und -messung verpflichtet
sind, werden zunehmend durch ganzheitliche Ansätze
abgelöst. In ihrem Buch „Qualitätsmanagement in Bil-
dungseinrichtungen“ geht MARGRET BÜLOW-SCHRAMM den
Hintergründen und Notwendigkeiten dieser Neuorientie-
rung nachund bilanziert den erreichten Stand. Die ersten
drei Kapitel sind dabei der grundlegenden Einführung in
die Thematik gewidmet. Ausgehend von der Bestimmung
zentraler Begriffe, deren Verwendung und Entwicklung im
industriellen Bereich werden die Meilensteine der Quali-
tätsdiskussion im Bildungsbereich nachgezeichnet. Bereits
an dieser Stelle werden die je spezifischen Rahmenbedin-
gungen für die Auseinandersetzung mit Qualitätsfragen im
Vergleich zwischen Wirtschafts- und Bildungseinrichtun-
gen herausgearbeitet. Zudem thematisiert die Autorin die
unterschiedlichen Kontexte, die den Ausgangspunkt der
Befassung mit Qualitätsfragen in den verschiedenen Bil-
dungssegmenten bilden. Die sich anschließende Darstel-
lung einschlägiger Konzepte und Instrumente des Quali-
tätsmanagements fällt zwar insgesamt eher knapp aus,
neben den wesentlichen Grundzügen verdeutlichen die
Ausführungen aber vor allem die Problematik, die vorhan-
denen Ansätze eindeutig voneinander abgrenzen und klar
zwischen Systemen und Methoden des Qualitätsmanage-
ments unterscheiden zu können. Vor dem Hintergrund der
begrifflichen und konzeptionellen Fundierung wird die
gegenwärtige Praxis des Qualitätsmanagements in vier
Bereichen des Bildungswesens untersucht: (1) Kinderta-
gesstätten, (2) Schulen, (3) Weiterbildung, (4) Hochschulen.

Hervorzuheben ist, dass die unterschiedlichen Herange-
hensweisen an Qualitätsfragen aus den jeweils bereichs-
spezifischen gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmen-
größen abgeleitet und die entwickelten Ansätze jeweils an
diesen Rahmengrößen gespiegelt werden. Diese Reflexio-
nen bleiben dabei nicht im abstrakt-theoretischen Raum,
sondern nehmen auf konkrete Beispiele aus der Praxis
Bezug.
Im abschließenden Kapitel lenkt die Autorin den Blick von
einem auf Messen, Bewerten und Beurteilen ausgerichteten
Qualitätsmanagement auf ein am Gedanken der Organi-
sationsentwicklung orientierten Verständnis. Dieses Ver-
ständnis ist zwar den meisten Ansätzen inhärent, wird in
der Praxis aber bislang wenig gelebt. MARGRET BÜLOW-
SCHRAMM sieht hierin eine wesentliche Ursache dafür, dass
viele Qualitätssicherungskonzepte ins Leere laufen und
moderne Qualitätssicherungsinstrumente nicht greifen
können (S. 123). Sie zeigt auf, an welchen Punkten ange-
setzt werden müsste, um dies zu ändern, aber auch, mit
welchen Herausforderungen dies verbunden ist.

Der Bogen, den die Autorin in ihrem Buch schlägt, ist groß,
der Komplexität des Themenfeldes aber absolut angemes-
sen. Die Leser/-innen erhalten einen differenzierten Ein-
blick in die unterschiedlichen Facetten der Qualitätsdis-
kussion im Bildungsbereich, werden aber auch für die
unterschiedlichen Interessenlagen, die in diese Diskussion
hineingetragen werden, sensibilisiert. Dazu tragen nicht
zuletzt die am Ende eines jeden Kapitels stehenden Refle-
xionsfragen bei.

Fazit: Alles in allem eröffnet das Buch nicht nur „Einstei-
gern“ den Zugang zur Qualitätsthematik, auch „Fortgeschrit-
tene“ sind mit der Lektüre gut beraten. Einziger Wermuts-
tropfen ist, dass der Bereich der beruflichen Ausbildung mit
seinen Qualitätssicherungsinstrumenten und -konzepten
völlig ausgeblendet bleibt. �
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Liebe Leserinnen und Leser,

die Redaktion erreichen eine Fülle interessanter Publikationen mit der Bitte
um Rezension. Leider würde das den Rahmen unserer Zeitschrift spren-
gen. In loser Reihenfolge informieren wir Sie deshalb über Neuerschei-
nungen zur beruflichen Bildung und ihrer Randgebiete in der Hoffnung,
Ihr Interesse wecken zu können.

• THOMAS BERBEN
Arbeitsprozessorientierte Lernsituationen und Curriculumentwick-
lung in der Berufsschule
Didaktisches Konzept für die Bildungsgangarbeit mit dem Lernfeldansatz
W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2008
608 Seiten, 35,– EUR, ISBN 978-3-7639.3621-2

• MARIANNE FRIESE
Kompetenzentwicklung für junge Mütter
Förderansätze der beruflichen Bildung
W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2008
246 Seiten, 29,90 EUR, ISBN978-3-7639-3622-9



Lernen im Alter

ANGELIKA PUHLMANN

Altern und Bildung – Eine Einführung

Sylvia Kade
W. Bertelsmann Verlag Bielefeld 2007, 253 S., 24,90 EUR

Auf den ersten Blick hat man es hier mit einem inzwischen
vertrauten Thema zu tun: Bildung und Weiterbildung Älte-
rer werden gerade seit der Entdeckung des demografischen
Wandels immer wieder als wichtige Elemente der Gestaltung
von Gesellschaft genannt, und bereits heute haben Ange-
bote für Ältere ebenso einen festen Platz in der Weiterbil-
dungslandschaft wie die Älteren selbst – die gerade im Bil-
dungskontext gern auch als „Senioren“ bezeichnet werden.

Dass das nicht immer so war, sondern die Themen
„Alter(n)“ und „Bildung“ – und gar ihre Verbindung zu
einem Themenfeld – Entwicklungen und Wandlungspro-
zesse durchlaufen haben, das will die Autorin den Lesen-
den nahebringen. Und, um das vorweg zu nehmen, es
gelingt ihr, auf packende Weise darzustellen, wie sich struk-
turelle, institutionelle und inhaltliche Aspekte von Alter(n)
und von Bildung im Verlauf der letzten Jahrzehnte verän-
dert und ausdifferenziert haben. Da spürt man das große
Engagement der Soziologin SYLVIA KADE, die ja das The-
menfeld „Altern und Bildung“ wesentlich mit geprägt hat.

Im Kapitel „Alter und Altern“ lernen wir verschiedene
Aspekte dieser Phänomene kennen:
Alter ist mehr als ein biologisches Datum – und selbst als
das unterliegt es sozialen Bedeutungszumessungen. Altern
ist mehr als ein biologischer Prozess; es hat kognitive, psy-
chische und soziale Facetten, denen heute neben der bio-
logischen Dimension allmählich wachsende Aufmerksam-

keit zuteil wird. Wie Menschen ein bestimmtes Alter haben
und erreichen und wie sie Lebensphasen unter dem Aspekt
des Alters und des Alterns gestalten, hängt von etlichen
Faktoren ab: Es bilden sich auf dem Land andere Alter(n)s-
stile ab als in der Stadt, in der Fremde andere als in der Hei-
mat, in traditionellen Milieus andere als in modernen.
Diese Facetten wie auch die Bedeutungszumessungen des
Alters stehen in Wechselwirkung mit Bildung und Lernen,
verändern sie doch den Menschen und das Bild vom Men-
schen, Lebenszeit und Lebensphasen sowie Handlungs-
möglichkeiten und -notwendigkeiten der Individuen wie
auch der Gesellschaften.

Dabei ist der Weg der „Institutionalisierung der Altersbil-
dung“ zugleich auch der Weg der Emanzipation, Indivi-
dualisierung und in gewisser Weise der Verjüngung des
Alter(n)s und der Älteren. Ausdifferenzierung von Ange-
boten und Anbietern spiegeln die sich im Verlauf der Zeit
verändernden Bildungs- und Ausbildungsprofile ebenso wie
das sich wandelnde gesellschaftliche Engagement Älterer.
Das schlägt sich in Bildungsinhalten ebenso nieder wie in
der Art, wie gelernt wird. Es bilden sich „plurale Lernmo-
delle im Alter“ heraus, die unterschiedliche Perspektiven
auf Lernanlässe und Lernziele im Kontext der modernen
Selbstverantwortlichkeit der Einzelnen für die Gestaltung
ihrer Lebensphase(n) Alter ansprechen: Neben dem klassi-
schen Wissen/Nichtwissen geht es wesentlich um Gewiss-
heit/Ungewissheit, Sicherheit/Unsicherheit, Kompetenz/
Inkompetenz. Diese Perspektiven haben in allen Bezügen
von Bildung im Alter Bedeutung, für die eigene Biographie,
für die Lebensphase Alter, mit Bezug auf andere Genera-
tionen und mit Bezug auf Erfahrungen mit sich und für
andere in der Lebensphase Alter.

Ein wesentliches Merkmal des „Strukturwandels des Ler-
nens im Alter“ ist, dass „das Lernen Älterer ... sich in der
Praxis gerade aufgrund seiner relativen Offenheit als Such-
bewegung (entwickelt)“ (S. 132). Für diese Lebensphase
waren Lernen und Bildung nicht vorgesehen und daher
nicht vorgegeben. Die pädagogische Forschung und die
Alternsforschung haben hier ein Feld ständiger Erkennt-
niserweiterung über Grenzen und Möglichkeiten, Festle-
gungen und Variationen von „Altern und Bildung“ gefun-
den. Und sie können nun mit ihren Ergebnissen zur
„Bildungsdidaktik: Lernen im Lebenslauf“ beitragen. Deren
Ausformulierung ist schon allein deshalb reizvoll, weil ja
der Anteil informeller Bildungsaktivitäten gegenüber for-
meller Bildung mit dem Lebensalter zunimmt (S. 156) so
dass der Bildungsbegriff für eine solche Bildungsdidaktik
neu geklärt werden muss.

Fazit: Der Band ist eine spannende Lektüre für alle, die mit
Bildung und Alter(n) beschäftigt sind – sei es beruflich oder
privat und unabhängig von jedem Alter. Er trägt auf span-
nende Weise zur eigenen Weiterbildung bei. �
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• DOREEN HOLTSCH
Die Berufsschule als Produktionsstätte von Unternehmen
Unternehmerische Intentionen Jugendlicher im dualen System
Waxmann Verlag, Münster 2008
268 Seiten, 24,90 EUR, ISBN 978-3-8309-1966-7

• BIRGIT KLEIN, URSULA WOHLFAHRT
Die Lernenden Regionen in NRW
Ergebnisse und Impulse für die Bildungspraxis
W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2008
171 Seiten, 24,90 EUR, ISBN 978-3-7639-3650-2

• HERBERT LOEBE, ECKART SEVERING (Hrsg.)
Integration älterer Arbeitsloser
Strategien – Konzepte – Erfahrungen
W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2008
262 Seiten, 24,90 EUR, ISBN 978-3-7639-3457-7



R E Z E N S I O N E N

Selbstständig handeln und Pro-
bleme lösen in der Ausbildung

HANNELORE PAULINI-SCHLOTTAU

Lernarrangements wirksam gestalten
Wie MOSEL Probleme löst, Band 1: Aus dem
Modellversuch MOSEL 2005–2007

Friedrich-W. Horst, Jürgen Schmitter, Jens Tölle (Hrsg.)
Eusl Verlagsgesellschaft, Paderborn 2007, 262 S., 20,– EUR

MOSEL ist das Akronym für „Modelle des selbstgesteuerten
und kooperativen Lernens“ und bezeichnet einen BLK-
Modellversuch im Rahmen der bundesweiten Modellver-
suchsprogramms SKOLA (Selbstgesteuertes und koopera-
tives Lernen in der beruflichen Erstausbildung). Dieser
Modellversuch hat das Ziel, Unterrichtsmodelle zu ent-
wickeln, die das selbstgesteuerte Lernen fördern. Die vor-
liegende Veröffentlichung basiert auf Ergebnissen einer
Fachtagung und ist ein Sammelband mit unterschied-
lichen, vorwiegend theoretischen Beiträgen zum selbstge-
steuerten Lernen im berufsschulischen Unterricht. In allen
Beiträgen geht es um die Fragestellungen, ob und wie
selbstständiges Problemlösen erlernt werden kann und wel-
che Unterstützung dabei Lehrer/-innen im Unterricht
geben können. Somit thematisieren die Beiträge den
Zusammenhang zwischen Lehr- und Lernprozessen sowie
den Einsatz von Lehr-/Lernarrangements auf der Basis des
Lernfeldkonzepts.

Die Autoren SCHMITTER/WEBER (S. 12–65) stellen dar, wie
schwierig sich der Lernprozess des selbstständigen Aneig-
nens von Inhalten für Schüler/-innen aus vollzeitschuli-
schen Bildungsgängen des Sozial- und Gesundheitswesens
gestaltet, da das Berufsinteresse schwer im Unterricht her-
stellbar ist. Als Instrument zur Förderung von selbststän-
digem Lernen werden Lerntagebücher eingesetzt, die eine
Hilfestellung zur Reflexion und zur Lernerfolgskontrolle
darstellen.

Der Beitrag von DILGER/SLOANE (S. 66–103) stellt die Posi-
tion der wissenschaftlichen Begleitung des Modellversuchs
dar und begründet, dass selbstreguliertes Lernen eine
genuine Zielsetzung der beruflichen Bildung ist, da beruf-
liche Handlungsfähigkeit die Selbstständigkeit im Handeln
und das Problemlösen beinhaltet. Das Modell der vollstän-
digen Handlung mit Bezug auf die Arbeiten von HACKER

und VOLPERT wird herangezogen ebenso wie Ergebnisse der
Expertiseforschung und der Lernstrategieforschung, um aus
den unterschiedlichen theoretischen Zugängen ein Kon-
zept der selbstregulierten Lern- und Arbeitshandlung zu
entwickeln und Förderstrategien abzuleiten.

TRAMM (S. 104–138) entwickelt in seinem Beitrag das Kon-
zept des problem- und handlungsorientierten Lernens und
bezieht sich dabei auf die Theorie der vollständigen Hand-
lung nach AEBLI und VOLPERT, die geprägt ist durch kogni-
tions- und handlungstheoretische Überlegungen. Dabei
unterscheidet er zwischen Arbeits- und Lernhandeln und
geht davon aus, dass Handeln „zielhierarchisch-sequenziell
organisiert“ ist.

Im Beitrag von BUSCHFELD (S. 139–158) wird ein fachdi-
daktischer Ansatz auf der Basis von Jongebloed aufgezeigt.
Unterschieden wird zwischen einer selbsterarbeiteten Pro-
blemlösung durch die Lernenden oder einer Problemlö-
sungserarbeitung, die von den Lehrenden vorgegeben ist.
Das Fazit dieses Beitrags ist, dass das Problemlösen prinzi-
piell gelehrt werden kann, ob aber die berufsbildende
Schule der richtige Ort dafür ist, wird in Frage gestellt, da
die Schüler/-innen den angestrebten Beruf und die daraus
abgeleiteten Problemstellungen als eigene Probleme erken-
nen und den Rückzug der Lehrenden aus der Vermittler-
rolle akzeptieren müssen.

Der Beitrag von SLOANE (S. 159–196) arbeitet die unter-
schiedlichen Positionen sämtlicher Autoren des Sammel-
bands zum selbstständigen Problemlösen auf und führt
diese zusammen. Ausgangspunkt ist der in allen Beiträgen
aufgezeigte Dualismus von Situation und Handeln, der sich
darin zeigt, dass die Problemstellung als Teil der beruflichen
Situation und die Problembearbeitung als individuelles
Handeln betrachtet wird.

Fazit: Der Band gibt einen guten Überblick über unter-
schiedliche theoretische Ansätze zum selbstgesteuerten und
problemorientierten Lernen und Lehren und gibt Hinweise
zur Gestaltung von Lernarrangements, die dem Bildungs-
personal eine veränderte Rolle zuweisen. Demnach muss der
Unterricht künftig strategisch geführt werden. Es ist nicht
mehr erforderlich, den vollständigen Handlungs-(Unter-
richts-)Ablauf zu antizipieren. Vielmehr müssen sich die
Lehrkräfte dem Lehr/-Lernprozess flexibel anpassen und
eine Gestaltungskompetenz entwickeln, um Lernsituatio-
nen und Problemstellungen vorzustrukturieren. �
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INTERVIEW WITH JOACHIM MÖLLER
Meeting the shortage of skilled workers by undertaking more endea-
vours in the field of education
Interview mit JOACHIM MÖLLER
Dem Fachkräftemangel mit mehr Anstrengungen in Bildung begegnen

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 5

In its capacity as the research institute of the Federal Employment Agency, the
Institute for Employment Research (IAB) in Nuremberg tracks demographic
changes and monitors the shifts which are taking place within labour market
and qualifications structures. This forms the basis for an interview with the
Director of the IAB in which he provides his assessments of the ongoing
debate centring on the shortage of skilled workers.

PETER BOTT, ROBERT HELMRICH, HANS-JOACHIM SCHADE
Labour market prognoses – trends, opportunities and limitations
Arbeitsmarktprognosen – Trends, Möglichkeiten und Grenzen

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 9

Demographic development is the main driver of the labour supply trend,
whereas the most important factor on the demand side is economic deve-
lopment. Current labour market prognoses serve as a basis for high-lighting
the trends currently most likely to appear on the labour market, although it
is by no means inevitable that they will emerge.

KLAUS TROLTSCH
Readiness of companies to provide training – geared towards future
or previous requirements for skilled workers?
Ausbildungsbereitschaft von Betrieben – am künftigen oder bisheri-
gen Fachkräftebedarf orientiert?

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 14

A company survey serves as the basis for an investigation into whether and
in which form the rising requirement for skilled workers impacts on the readi-
ness of companies to provide training.
Although the findings presented here show clear correlations between the
assessments made by companies of their future requirements for skilled
workers and their specific intentions in terms of offering training places for
the training year 2007/2008, they also provide evidence that previous recruit-
ment practice in companies exerts a not inconsiderable influence.

URSULA BEICHT, JOACHIM GERD ULRICH
The training process and the transition to employment
A comparison between those completing in-company training and
those completing school-based vocational education and training
Ausbildungsverlauf und Übergang in Beschäftigung
Teilnehmer/-innen an betrieblicher und schulischer Berufsausbildung
im Vergleich

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 19

Bottlenecks on the training places market have required many young people
to make compromises over the course of recent years. Having to forego
their number one choice occupation has not been a rare occurrence, and
some young people have been forced to make the switch to school-based
vocational education and training. The BIBB transitional study serves as the
basis for presenting the consequences this had for their training process. A
comparison is also drawn between the opportunities to make the transition
to employment afforded to those who had completed in-company training
and those who had undergone school-based vocational education and train-
ing.

NORA GAUPP, TILLY LEX, BIRGIT REIßIG
Pathways (and diversions) taken by young people from lower secon-
dary school to vocational education and training
(Um-)Wege von Jugendlichen von der Hauptschule in die Berufsaus-
bildung

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 24

Pathways taken into training by those completing lower secondary school are
becoming increasingly differentiated. Only a minority succeeds in progressing
directly to vocational education and training at the end of their period of com-
pulsory schooling.
Since March 2004, the educational and training pathways of young people
who have completed lower secondary school have formed the investigative
object of a longitudinal study conducted by the German Youth Institute
(DJI). This enables the transitions from school to training to be traced for these
young people.

THOMAS SCHEIB, GEORG SPÖTTL, LARS WINDELBAND
Securing and developing the quality of in-company training – a
constant challenge!
Qualität betrieblicher Ausbildung sichern und entwickeln – eine stän-
dige Herausforderung!

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 36

The topic of quality assurance extends from the significance of well trained
skilled workers to secure the competitiveness of companies to the question
of what is associated with “good” quality of training. The present paper
surveys quality assurance activities at company level and investigates the
real situation appertaining to quality assurance in in-company training. This
serves as the basis for the concluding derivation of action approaches aimed
at improving quality assurance and development.

ANGELIKA PUHLMANN
Part-time training
Project experiences in achieving a balance between vocational educa-
tion and training and family life
Ausbildung in Teilzeit
Projekterfahrungen zur Vereinbarkeit von Berufsausbildung und
Familie

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 40

§ 8 of the Vocational Training Act of 2005 establishes the opportunity for a
daily or weekly reduction in training time. This provides time flexibility and
opens up a pathway into vocational education and training for young mothers
and fathers and for young carers. The experiences presented here show suc-
cessful strategies whilst also indicating problems for which solutions continue
to need to be found.

URSULA BYLINSKI
Assessing competences – developing competences: procedures and
quality standards
Kompetenzen feststellen – Kompetenzen entwickeln: Verfahren und
Qualitätsstandards

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 44

A multiplicity of various procedures for the assessment and development of
competences have emerged and been deployed within the vocational orien-
tation provision of general schools over the course of recent years. The
question arising is which procedures are really suitable for the assessment
of competences. This paper presents various procedures and criteria for their
evaluation.

FRIEDRICH HUBERT ESSER
DQR in specific terms: proposals made by the main German trade and
industry associations
DQR konkret: Vorschlag der Spitzenorganisationen der Deutschen
Wirtschaft

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis – BWP 37 (2008) 3, p. 48

In January 2007, the Federal Government and the federal states decided to
draw up a German Qualifications Framework (known by its German abbre-
viation of DQR) to extend across all areas of education. In the 2/2008 issue
of the BIBB German language periodical “Vocational Training in Research and
Practice” (BWP), Herman Nehls provided a summary of the points which
remained contentious in terms of the structuring of the DQR. This paper
presents specific proposals submitted by the main German trade and industry
associations in respect of the structure and function of a German Qualifica-
tions Framework.

A B S T R A C T S
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